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1. Einleitung 

Die Reihe ‚Region-Nation-Europa‘ setzt sich aus drei Forschungsschwer-
punkten zusammen. Der erste Schwerpunkt stellt zugleich den Ausgangspunkt 
der Potsdamer Reihe dar: Sie ist im Kontext des neuen Europa nach 1989 
entstanden (1.). Diese europäische Perspektive begleitet die meisten Bände 
und bietet einen expliziten, zuweilen auch impliziten Bezugspunkt. Der zweite 
Schwerpunkt umfasst den Fragenkomplex von Nation, nationalen Identitäten 
und Nationalismus, der in der aktuellen Forschung kontrovers diskutiert wird 
(2.). Dazu gehören Konzeptualisierungen von Nation als politisches Projekt, 
Untersuchungen des Wandels von nationalstaatlichen Attributen sowie Analy-
sen neuer Formen des Nationalismus. Der dritte Schwerpunkt widmet sich 
dem Regionalismus als einer politischen Erscheinung unterhalb des National-
staates, welche zugleich mit dem europäischen Integrationsprozess verbunden 
ist. In diesem Zusammenhang spielen Städte und Stadtregionen eine besonde-
re Rolle, welche für eine aufgeschlossene politische Theorie der Bürgerschaft 
lehrreich ist (3.).  

Städte und Stadtregionen bestimmen die Konturen von Region, Nation und 
Europa mit. Sie sind seit jeher die zivilen Netzwerke Europas, was für West- 
und Osteuropa gleichermaßen gilt.1 Von ihrer Urbanität als Zuständigkeit für 
Stadtentwicklungen hängen Zivilität und Zivilisation ab. Urbanität meint dabei 
ein ökonomisches, wissenschaftliches, technisches und kulturelles Potential an 

                                                            
1 Diesem Thema diente die Reihe ‚Europäische Urbanität – Politik der Städte’ beim amerikanischen 
Verlag ‚Gordon and Breach’ (deutscher Zweig: Verlag Fakultas): 1. Band: Erwin Rüegg, Urbanität 
und Stadtentwicklung. Politische Entscheidungsprozesse in Bologna, Frankfurt/Main und Zürich, 
Amsterdam 1996; 2. Band: Armin Kühne, Regimewandel durch Großprojekte, Zürich und Wien, 
Amsterdam 1997; 3. Band: Heinz Kleger, Metropolitane Transformation durch urbane Regime. 
Berlin-Brandenburg auf dem Weg zu regionaler Handlungsfähigkeit, Amsterdam 1996; 4. Band: 
Vom Stadtforum zum Forum der Stadt. Entwicklung und Perspektiven des Stadtforums, Amsterdam 
1996, 5. Band: Thomas Mirbach (Hg.), Entwürfe für eine soziale Stadt, Amsterdam 1999; der ge-
plante 6. Band: Harald Kissel (Hg.), Nachhaltige Stadt, Berlin 2000, ist in einer anderen Reihe 
erschienen; der geplante 7. Band: Gianni D’Amato, Vom Ausländer zum Bürger, konnte dann schon 
in der neuen Reihe ‚Region-Nation-Europa’, welche die alte Reihe in einem erweiterten Rahmen 
fortführt, als Band 5 erscheinen.  
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Innovation sowie ein Potential für Bürgerrechte und Toleranz. Diese politi-
sche Urbanität bleibt indessen ein Streitfeld. In der Stadt können sich ganz 
verschiedene Menschen als Bürger begegnen und neue Bürger werden. Das ist 
die helle Seite der Stadt. Die dunkle Seite besteht darin, dass die Städte von 
ihren ursprünglichen Funktionen entfremdet und politisch depotenziert wor-
den sind – das ist die Tristesse der Städte: In ihnen werden die Pathologien 
und Krisen der modernen Gesellschaft besonders sicht- und erfahrbar, weswe-
gen sich Zivilisation als Praxis in den Städten zu bewähren hat. Die neuen 
Probleme der ökonomischen, sozialen, ökologischen und migrationspoliti-
schen Fortschrittskrise erzwingen eine Neuorientierung: Diese weltweiten 
Probleme können nur urban aufgeklärt oder gar nicht gelöst werden.  

Städtenetzwerke bauen Europa – im Westen wie im Osten – von den Regio-
nen aus und gewinnen europapolitisch an Bedeutung. Die Potsdamer Reihe 
geht dabei von der Region Berlin-Brandenburg in der neuen Mitte Europas 
aus. Diese Region erlebt einen historisch beispiellosen Umbruchprozess, in 
dem sich mehrere Transformationen überlagern, auf die eine gegenwärtige 
politische Theorie hier und heute Bezug nehmen muss: Hic Rhodus, hic salta. 
Politische Theorie hat ihre Zeit und ihren Ort. Im Unterschied zur Metaebene 
der politischen Philosophie ist sie vor allem eine Schule der Urteilskraft in 
Bezug auf die jeweilige Gegenwart, was keine rein akademische Angelegen-
heit ist. Politische Theorie achtet infolgedessen auf Praxisrelevanz, ohne sich 
der herrschenden Praxis auszuliefern: sie bewährt sich oder versagt in ihrer 
Gegenwart an ihrem Ort, was sowohl für die Lehre als auch die Forschung 
gilt. Sie lernt aber auch von der Vergangenheit, vor allem anthropologisch und 
politisch. Ideengeschichte, Ideenvorrat und Ideenpolitik behalten gerade in 
einer beschleunigten Moderne ihre Relevanz. Kleinere und größere Pendel-
schläge der Geschichte verdanken sich oftmals subtiler Ideenpolitik, was sich 
nicht nur rekonstruieren, sondern vorschlagsweise auch ‚konstruieren’ lässt. 
Solche Konstruktionen sind uns wichtiger als ideologiepolitische Positionen, 
da es vor allem um die Begehung von Wegen geht.  

Mit den drei Forschungsschwerpunkten zusammen weist die Reihe gezielt 
eine bürgerschaftliche Orientierung und Zentrierung auf, welche die Verknüp-



Einleitung 

 

9

fung zwischen Region, Nation und Europa theoretisch und empirisch zu ver-
tiefen versucht (4./5.). Man kann Demokratie als größtmögliche Selbstbe-
stimmung unter Bedingungen politischer Gleichheit definieren. Staatsbürger-
schaft ist Ausdruck der demokratischen Selbstbestimmung des Individuums in 
einem politischen Gemeinwesen; sie bezeichnet ein Bündel von veränderli-
chen Rechten und Pflichten. Staatsbürgerschaft im engeren Sinne meint 
Staatsangehörigkeit, das, was im Englischen nationality und im Französischen 
nationalité heißt. Staatsbürgerschaft im weiteren Sinne ist demgegenüber 
gleichbedeutend mit citizenship im Englischen und citoyenneté im Französi-
schen. Nicht nur synchron, auch diachron, durch die historischen Epochen 
hindurch, ist Bürgerschaft (nicht Bürgertum und bezeichnenderweise auch 
nicht Staatsbürgerschaft) ein grundlegendes Konzept demokratischer politi-
scher Theorie, denn es gibt bereits vor der modernen nationalen Staatsbürger-
schaft Formen der Bürgerschaft (civitas). Neuzeitlich ist die Staatsbürger-
schaft aufs Engste mit dem souveränen Territorialstaat und den verschiedenen 
Konzepten von Nation verbunden. Durch die Idee der Volkssouveränität wird 
der politisch verfasste Demos (Volk im Sinne von people) als Träger der Sou-
veränität hervorgehoben. Der britische Soziologe Thomas H. Marshall2 hat die 
internationale Debatte mit seiner Geschichte der Ausdehnung und inhaltlichen 
Bereicherung von citizenship bis hin zum demokratischen Wohlfahrtsstaat – 
bürgerliche Grundrechte (Grund- und Menschenrechte), politische Teilnahme-
rechte (Wahlen, Partizipation) und soziale Rechte (Sozialstaat) – entscheidend 
geprägt. In dieser wichtigen Sequenz einer vollen Staatsbürgerschaft fehlt 
allerdings die Grundschicht der Nation (nationale Staatsbürgerschaft) ebenso 
wie die Dimension der kulturellen Differenz (multikulturelle Staatsbürger-
schaft). Zudem tun sich Lücken auf zwischen dem Anspruch de jure und fak-
tischen Entwicklungen. Außerdem bleiben spezifische Probleme von Frauen, 
Kindern, Minderheiten und Migranten außer Acht. Einbeziehende Bürger-
schaftspolitik ist für unseren Ansatz politischer Theorie eine grundlegende 
Voraussetzung demokratischer Politik. Dazu gehören selbstverständlich auch 
alte und neue soziale Fragen wie zum Beispiel das Grundeinkommen als Be-

                                                            
2 Thomas H. Marshall, Class, Citizenship, and Social Development, New York 1964. 
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dingung von Bürgerschaft sowie die Bürger als ‚stakeholder’ von Unterneh-
men. 

Die Besonderheiten europäischer Städte und mithin des europäischen Bürgers 
im Sinne von Bürgerschaft lässt sich als politische Tradition verstehen, die 
sich durch eine historisch spezifische Verkopplung unterschiedlicher kommu-
naler Traditionen im Übergang vom Mittelalter zum Kapitalismus industrieller 
Art etabliert hat.3 Es handelt sich um eine besondere Urbanität, die durch die 
herausragende Stellung der kommunalen Selbstverwaltung, ein Set von loka-
len Institutionen, die mit der kollektiv organisierten Daseinsvorsorge betraut 
sind, sowie einer spezifischen Kultur des bürger(schaft)lichen Engagements 
charakterisiert ist. Als eigentümliches Ideal wird diese Tradition vom Prozess 
der ‚Schrumpfung’ der Städte besonders herausgefordert. Dieser unterminiert 
die erwähnten Grundlagen in dreifacher Weise: 

1. Mit der Schrumpfung der Städte entstehen erhebliche Ungleichgewichte bei 
den Einnahmen und Ausgaben der Städte, die nicht nur zu einem unausgegli-
chenen Haushalt führen, sondern die finanziellen Grundlagen der kommuna-
len Selbstverwaltung „ausbluten“ lassen. Denn die Städte werden zunehmend 
von finanziellen Hilfen des Nationalstaates oder von europäischen Fördermit-
teln abhängig, die ihre Autonomie gefährden: „Im Zuge der Schrumpfung 
wächst also gerade nicht die Bedeutung der kommunalen Selbstverwaltung, 
sondern es kommt im Gegenteil zur verstärkten Abgabe von Steuerungskom-
petenzen an Nationalstaat und EU.“  

2. Ebenso unter Druck geraten die kommunalen Institutionen der Daseinsfür-
sorge, die in der Vergangenheit weitgehend erfolgreich zumindest in Europa 
die Bereitstellung grundlegender Infrastruktursysteme besorgten. Die 
Schrumpfung konfrontiert diese Systeme mit enormen technischen Proble-
men, die zum Beispiel für die Wasserwirtschaft detailliert aufgezeigt werden 
können. Im Mittelpunkt stehen die Remanenzeffekte und Fixkostenfallen, 

                                                            
3 Vgl. Matthias Brent, Die politische Tradition “Europäische Stadt” und die Schrumpfung, in: Berli-
ner Debatte INITIAL, 19/4, 2008, S. 102-112. Die folgenden Zitate stammen aus diesem Aufsatz, S. 
106 und S. 109. 
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welche die Infrastrukturanpassungen an den zurückgegangenen Bedarf ver-
teuern. Mit den Reorganisationsprozessen infolge der Schrumpfung sind je-
doch nicht nur technische Probleme verbunden, „sondern es wird die 
Handlungslogik zentraler Institutionen kollektiver Daseinsfürsorge infrage 
gestellt, die in der Vergangenheit den sozialen Ausgleich in europäischen 
Städten befördert haben.“ Die europäische Stadt war in diesem grundlegenden 
Sinne immer auch eine soziale Stadt. 

3. Der Rückgang von ortsgebundenen Bürgern, die nicht mehr über entspre-
chenden Besitz in der Stadt verfügen, welcher sie in ein besonderes Verhältnis 
zum jeweiligen Ort brachte, wird vermehrt durch die Schrumpfung sowie die 
Veränderungen im Immobilienbesitz ausgelöst. Die Dominanz ‚volkseigener’ 
Großvermieter, inaktiver Kleineigentümer und externer Verwertungsgesell-
schaften konterkariert das Ideal vom ‚grundbesitzenden Stadtbürger’, der sich 
aktiv in die kommunalen Belange einmischt, da er sich dazu verpflichtet sieht. 
Eine Trendwende ist hier nicht abzusehen, und die eigene Immobilie „als 
Auslöser für bürgerschaftliches Engagement wird auf absehbare Zeit besten-
falls eine marginale Bedeutung haben.“ 

Diese Kritik verweist darauf, dass man sich aktuell mit den problematischen 
sozialen Veränderungen in unserer städtischen Gesellschaft auseinandersetzen 
muss. Denn keine erfolgreiche soziale Koexistenz kann überleben oder sich 
positiv verändern, wenn die Bürger und Bürgerinnen eines Gemeinwesens 
verschwinden. Hier liegt ein zentrales Anliegen der Reihe ‚Region-Nation-
Europa’, die in der Beschäftigung mit der europäischen Stadt die Anpassungs-
fähigkeit und Lernbereitschaft dieser wirtschaftlich, sozial und kulturell ein-
zigartigen ‚Polis und Politik’ im Sinne des Zusammenlebens verschiedener 
Menschen(gruppen) analytisch nachzeichnet, reflektiert und für interkulturelle 
Austausch- und Lernprozesse fruchtbar macht.  

Erweiterte Bürgerschaft bedeutet heute, Kinder mit ihren Rechten,4 Jugendli-
che mit ihren Freiräumen sowie Nicht-Deutsche einzubeziehen. Diese Bürger-
                                                            
4 Siehe das Übereinkommen über die Rechte des Kindes, die UN-Kinderrechtskonvention mit ihren 
54 Artikeln, angenommen am 5. Dezember 1989. 
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schaft ist heterogen, und es gibt viele unterschiedliche Perspektiven auf die 
Stadt. Es existieren nicht nur unterschiedliche Stadtviertel und Sozialräume, 
es existieren auch unterschiedliche Kategorien von Einwohnern: Staatsbürger 
mit vollen zivilen, sozialen und politischen Rechten, Unionsbürger im EU-
Ausland, nichteuropäische Residents und Einwohner mit nichtgesichertem 
Aufenthaltsstatus. Damit ist die (Staats)Bürgerschaft in die zwei Klassen der 
vollen Staatsbürger und der bloßen Wohnbürger geteilt, die unterschiedliche 
Rechte und Pflichten haben. Um diesen Zustand überwinden zu können, definie-
ren wir die Stadtbürgerschaft als Einwohnerbürgerschaft.5 Neben die politi-
sche Spaltung tritt zunehmend eine soziale Spaltung, welche die 
Voraussetzungen der Bürgerqualifikation betrifft. Wie sieht die soziale Tei-
lung der Stadt aus? Leben hier in Potsdam, wo es bereits umzäunte Luxussied-
lungen gibt, die ‚Reichen’, dort die ‚Abgehängten’? Ersteres stimmt, letzteres 
nicht. Und vergessen wir nicht: Es gibt dazwischen noch viel Anderes. Sind 
die Plattenbaugebiete ‚Problemgebiete’? Eine differenzierte Betrachtung der 
sieben Plattenbaugebiete ist für die Wahrnehmung der Gesamtstadt Potsdam, 
die sich nicht nur für die Schlösser und Beverly Hills entscheidet, besonders 
wichtig. Eine Pauschalisierung der Situation in diesen Gebieten, wo die meis-
ten Potsdamer wohnen, ist nicht hilfreich. Statt von ‚Problemgebieten’ sollte 
man deshalb angemessener von unterschiedlichen Problemen sprechen. Dies 
betrifft dann alle Stadtteile. Stadtweit darüber sprechen zu können, ist eine 
Voraussetzung für eine Stadt der Bürgerschaft, deren politische Solidarität 
unter Demokraten und Stadt- (bzw. Staats-)Bürgern sich auch wirtschaftlich 
und sozial umsetzen kann. 

Es gibt in Potsdam und anderswo Sozialräume mit einer schwierigen Sozial-
struktur, was sich an den Zahlen über Arbeitslosigkeit und Hilfebezug ablesen 
lässt. Gebiete mit verstärktem Handlungsbedarf sind vor allem Stern, Drewitz, 
Schlaatz und Waldstadt II. Schaut man genauer hin, so ergeben sich freilich 
auch hier wichtige Unterschiede. In Drewitz beispielsweise ist die Beschäfti-
gungsrate höher als im Schlaatz, die Kaufkraft aber geringer. Dies liegt ers-

                                                            
5 Siehe Potsdamer Toleranzedikt. Für eine offene und tolerante Stadt der Bürgerschaft, 2008. 
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tens daran, dass in Drewitz mehr Alleinerziehende leben und zweitens daran, 
dass zwar mehr Menschen in Lohn und Brot sind, es sich dabei aber oft um 
prekäre Arbeitsverhältnisse handelt. Wenn Menschen in einer reichen Gesell-
schaft von ihrer Arbeit nicht mehr ausreichend leben können, wird der Bür-
gerschaft die Grundlage entzogen. Die soziale Frage im Schlaatz ergibt sich 
vor allem aus der Arbeitslosigkeit, in Drewitz aus den prekären Arbeitsver-
hältnissen und in Waldstadt II daraus, dass Kinder zu einem Armutsrisiko 
geworden sind. Insbesondere die steigende Kinderarmut ist eines der dring-
lichsten Probleme, das sofort durch die Zusammenfassung der Leistungen für 
Kinder gelöst werden kann. Die fehlende oder prekäre Erwerbsarbeit vermin-
dert Möglichkeiten der Bürgerqualifikation.  

Bürgerschaft ist im heutigen Europa außerdem komplex, das heißt, sie ist zu-
sammengesetzt, da sie sich auf mehrere Ebenen gleichzeitig bezieht: Kommune, 
Stadt, Region, Nation, Europa und die Welt. Diese Ebenen müssen im Zeitalter 
der Globalisierung Orte der Demokratie bleiben. Nicht alle problematischen 
Entwicklungen sind indessen auf die Globalisierung zurückzuführen, deren 
Begriff häufig zu pauschal verwendet wird. Der Gedanke der Subsidiarität bei-
spielsweise, wonach stets die kleinere Einheit den Vorrang hat, sofern sie es 
vermag oder dazu in Stand gesetzt wird, anderenfalls die Kompetenz auf die 
nächst höhere Ebene verlagert wird, ist ein zutiefst demokratischer Gedanke, der 
politisch konsequenter verfolgt werden sollte. Man kann politische Großorgani-
sationen wie die EU, innerhalb deren die Kommission geradezu einen Kompe-
tenzsog ausübt, auch daran messen, wie ernst sie es damit nehmen. Für die Orte 
der Demokratie ist ausschlaggebend, was für welche Gegenstände die richtige 
Kompetenzebene ist, was natürlich immer auch eine Machtfrage darstellt. Bür-
gerschaft und Demokratie funktionieren in der Realität für die meisten Men-
schen jedoch nur in Verbindung mit einer pragmatischen Vision von 
Bürgerschaft und Demokratie, die motivierend wirkt und so weit wie möglich 
durchgesetzt werden kann, was demokratische Handlungsmacht erfordert. Wir 
unterscheiden das Politische und die Politik; beim Politischen geht es um das 
Handelnkönnen verschiedener Menschen. Vor 1989 gab es viel Politik, aber 
nicht die Freiheit, politisch sein zu können. Das ist ein unendlicher Wert. 



2. Das neue Europa – Komplexes im Werden 

Das neue Europa hat vor allem zwei Charakteristika: Erstens die mittelosteu-
ropäischen Freiheitsrevolutionen von 1989, zweitens die nach Ausmaß und 
Intensität präzedenzlose Parallelität von EU-Osterweiterung und europäi-
schem Verfassungsprozess nach der Erklärung von Laeken. Die Erklärung sah 
die Union Ende 2001 zurecht an einem „entscheidenden Moment ihrer Ge-
schichte“. Die Überwindung der Teilung Europas verlangte ein neues Konzept 
des Zusammenlebens von Staaten und Völkern. Als erstes wurde daher in 
dieser Erklärung „die demokratische Herausforderung Europas“ genannt: Die 
EU muss in erster Linie den Bürgern näher gebracht werden, die eine „bessere 
demokratische Kontrolle“ wünschen. Dies wird in der Erklärung nicht nur 
beiläufig erwähnt, sondern steht im Mittelpunkt.  

Die Fragen von Laeken bestimmten den Weg zu einer „Verfassung für die 
europäischen Bürger“ – so lautete wörtlich der Anspruch, der richtig ist. Fol-
gende Aufgabenbündel wurden als Auftrag mit auf diesen anspruchsvollen 
Weg gegeben, der keine Banalisierung von Demokratie und Verfassung ver-
trägt und der auch als Maßstab immanenter Kritik gelten darf:  

• eine besser Aufteilung und Festlegung der Zuständigkeiten in der 
Europäischen Union 

• Vereinfachung der Instrumente der Union 
• mehr Demokratie, Transparenz und Effizienz in der Europäischen 

Union 
• Vereinfachung der bestehenden Verträge 
• Neuordnung der Verträge 
• Aufnahme der Charta der Grundrechte 
• Kernbestandteile und Werte einer europäischen Verfassung. 

Schließlich wurde die Einberufung eines Europäischen Konvents beschlossen, 
dessen Zusammensetzung, Dauer und Arbeitsmethoden, einschließlich der 
Abfassung und Beschließung eines Schlussdokumentes konkretisiert werden. 
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Damit waren unmissverständlich die Fragen gestellt und die Methoden zu 
ihrer konkreten Beantwortung genannt; an beidem sollte der Konvent gemes-
sen werden. 

In diesem Prozess spielt der Verfassungskonvent eine ähnliche Rolle wie 
vormals der Europäische Konvent, der unter Leitung des Alt-
Bundespräsidenten Roman Herzog die Grundrechtscharta erarbeitet hatte und 
darin, überraschend schnell, erfolgreich war. Dieser Erfolg motivierte dazu, 
nach den Enttäuschungen von Nizza (7. bis 9. Dezember 2000) ein weiteres, 
noch größeres institutionelles Experiment mit einem Konvent einzugehen, bei 
dem nun erstmalig weisungsungebundene Vertreter der Regierungen, der na-
tionalen Parlamente und des Europäischen Parlaments sowie der Kommission 
gemeinsam an einer neuen Verfassungsordnung arbeiteten. Dabei durften 
auch die Beitrittskandidaten, die im Mai 2004 Mitglieder der EU wurden, 
Vertreter entsenden, wenngleich ihnen das Stimmerrecht verwehrt wurde.6 
Allerdings ging es bei der Grundrechtscharta lediglich darum, schon beste-
hende Rechtstexte in ein Gesamtdokument zu integrieren, während es bei der 
europäischen Verfassung um die ungleich schwierigere Aufgabe ging, einen 
neuen Text mit eigenem Inhalt zu schaffen. Dies setzt ein neues konstitutionel-
les Denken voraus, denn der gegenwärtige faktische Zustand ebenso wie der 
Stand der intellektuellen Diskussion führt über herkömmliche Alternativen 
(z.B. ‚Verfassung’ oder ‚Charta’), vor allem aber auch über die schematische 
Opposition ‚Staatenbund versus Bundesstaat’ hinaus. 

Die Umbrüche in Osteuropa veränderten die politische Gestalt Europas nach-
haltig, da mit ihnen der Zusammenbruch des autoritären Sozialismus des Ost-
blocks, der lange vor 1989 in Danzig begann, und das Ende des Ost-West-
Konfliktes einhergingen. Die Heranführung dieser Staaten an die EU hat nicht 
nur deren institutionelle Struktur verändert, sondern stellte auch deren politi-
sche Gestalt und Ausrichtung vor bisher nie dagewesene Herausforderungen. 
Der Band „Die künftige Gestalt Europas: Föderalismus oder Funktionalis-

                                                            
6 Siehe Heinz Kleger (Hg.), Konvent als Labor. Texte und Dokumente zum europäischen Verfas-
sungsprozess, Münster 2004 (Band 25). 
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mus?“ von Ireneusz Paweł Karolewski ist nicht zufällig der erste in der Reihe. 
Karolewski eröffnet als Pole, der in Potsdam studiert hat, die Diskussion und 
zeigt, dass diese neue europäische Komplexität nur durch Verbindung mehre-
rer Ansätze zu erklären ist, die sowohl die supranationale Integration als auch 
innerstaatliche Transformationen einschließen. Von daher gesehen, ist die 
Integrationsdebatte entlang der Linie Föderalismus oder Funktionalismus 
lediglich von beschränkter Erklärungskraft. Vor dem Hintergrund älterer und 
neuerer Theorien befasst sich das Buch auf komplexe Weise mit der Logik des 
Verlaufs sowie der Finalität des europäischen Integrationsprozesses. Die 
Aufmerksamkeit richtet sich dabei auf Phänomene der Integration und Trans-
formation als Fälle des gesellschaftlichen Wandels am Beispiel Polens.  

Die EU ist heute in einem tief greifenden Selbstfindungsprozess begriffen, bei 
dem unter den Bedingungen von ‚deep diversity‘, nach einer europäischen Iden-
tität gesucht wird. Ausgehend von der Vertrauenskrise der Bürger in die EU 
problematisiert der von Ireneusz Paweł Karolewski und Viktoria Kaina heraus-
gegebene Sammelband „European Identity: Theoretical Perspectives and Empi-
rical Insights“ (Band 36) die Voraussetzungen und Probleme einer europäischen 
kollektiven Identität aus den Blickwinkeln der Politischen Theorie, der Soziolo-
gie und der Theorie der internationalen Beziehungen. Insbesondere die Fragen 
der EU-Bürgerschaft, des Vertrauens der Bürger und der Kontextualität von 
kollektiven Identitäten werden aufgegriffen und theoretisch wie empirisch ver-
tieft.7 „Bezugspunkte europäischer Identität“ (Band 40) von Hartmut Wagner 
geht ebenfalls der Frage nach, worauf die Europäer ihre gemeinsame Identität 
beziehen können. Dabei werden sechs Anknüpfungspunkte in Betracht gezo-
gen: Territorium, Geschichte, Sprache, Werte, Symbole und Öffentlichkeit. 
Die meisten Arbeiten zum Thema ‚europäische Identität’ verzetteln sich in der 
europäischen Geschichte und argumentieren essentialistisch. Auf der Grund-
lage empirischer Studien wird dann entweder festgestellt, dass europäische 
Identität existiert (zum Beispiel unter Jugendlichen), ohne diese zu analysie-

                                                            
7 Die beiden Herausgeber haben ihre Ansätze inzwischen weiter ausgeführt, siehe Ireneusz Paweł 
Karolewski, Citizenship and Collective Identity in Europe, London 2009; Viktoria Kaina, Wir in 
Europa. Kollektive Identität und Demokratie in der Europäischen Union, Wiesbaden 2009. 
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ren, oder es wird eine allgemeine Unfähigkeit der EU, eine kollektive Identität 
auszubilden, behauptet (no-demos-thesis). Wagner geht dagegen analytisch 
und konstruktiv zugleich vor, indem er selbständig Funktionskriterien für die 
Identitätsbildung entwickelt und zu bewerten versucht, welche identitären 
Bezugspunkte die EU besitzen muss, damit man von europäischer Identität 
sprechen kann. Für ihn gibt es vier gute Gründe, die eine europäische Identität 
notwendig erscheinen lassen: die Akzeptanzsteigerung von Mehrheitsbe-
schlüssen, die Weiterentwicklung und Sicherung der Grenzziehungen sowie 
die Formulierung gemeinsamer Interessen. Als effektiver Bezugspunkt euro-
päischer Identität, welcher die drei Funktionskriterien (Abgrenzbarkeit, Er-
fahrbarkeit, Plausibilität) erfüllt, lassen sich die europäischen Symbole, vor 
allem der Euro, anführen. Der Autor schlussfolgert deshalb, dass die europäi-
sche Identität durch ein Abgrenzungsdefizit gekennzeichnet ist und von daher 
nicht den gleichen Status erlangen kann wie nationale Identitäten. Die EU 
grenzt sich nicht eindeutig nach außen ab, sondern betont vor allem ihre 
Selbstdefinition. Deshalb werden die europäischen Identitätsgrenzen im Ge-
gensatz zu den nationalen nicht durch Exklusion, sondern durch Inklusion 
konstruiert. Mit dieser Strategie konnte bisher nach Einschätzung des Autors 
noch keine optimale Verortung auf dem Kontinuum zwischen ausschließlicher 
Abgrenzung auf der einen Seite und ausschließlicher Selbstdefinition auf der 
anderen Seite gefunden werden. 

Die Frage nach der Identität Europas wird auch vom Philosophen Helmut Heit 
als Herausgeber des Sammelbandes „Die Werte Europas – Verfassungspatrio-
tismus und Wertegemeinschaft in der EU?“ (Band 31) gestellt und mit der 
Diskussion über eine europäische Verfassung verknüpft.8 Da die EU sich aus-
drücklich auf Werte wie Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Pluralismus, Toleranz, Solidarität gründet, geht das Buch dem Verhältnis 
dieser Werte zu Europa nach. Hinzu kommt die Frage, inwiefern universale 
Werte zugleich als europäisch gelten können oder wie es Europa mit christli-
chen Werten und anderen Traditionen hält. In dreiundzwanzig, zum Teil kon-

                                                            
8 Tagung und Band sind von der Fritz-Thyssen-Stifung für Wissenschaftsförderung unterstützt 
worden. 
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troversen Beiträgen (vor allem hinsichtlich der Bedeutung der Antike, des 
Christentums und eines europäischen Verfassungspatriotismus) wird dem 
Verhältnis von Werten und Europa, Werten und Gemeinschaft, Verfassung 
und Patriotismus aus interdisziplinären Perspektiven und mit bemerkenswer-
ten Ergebnissen nachgegangen. Das komplexer und vielfältiger gewordene 
Europa produziert Nebenfolgen und Ungewissheiten, welche die soziale und 
politische Wirklichkeit schon heute begleiten. Der von Dieter Holtmann und 
Peter Riemer herausgegebene Band „Europa: Einheit und Vielfalt. Eine inter-
disziplinäre Betrachtung“ (Band 10) untersucht deshalb Europa als Projekt 
einer gemeinsamen Vielfalt der Kulturen und als wesentlichen Zivilisations-
fortschritt. Da durch Migration, Reisen u.a.m. quantitativ und qualitativ enor-
me Bewegungen und Begegnungen zu verzeichnen sind, handelt es sich um 
ein Projekt, das bewusst für einen ständigen Fluss des kulturellen Austauschs 
offen sein sollte. In den Beiträgen wird von verschiedenen wissenschaftlichen 
Disziplinen aus beleuchtet, welche historischen, kulturellen, rechtlichen, wirt-
schaftlichen und sozialpolitischen Dimensionen in einem geeinten Europa 
vorhanden sind.  

Neben den revolutionären Umbrüchen in Osteuropa ist das neue Europa auch 
durch den präzedenzlosen Gleichlauf von EU-Osterweiterung und europäi-
scher Verfassungsgebung gekennzeichnet. Dabei handelt es sich um einen 
komplexen Prozess des institutionellen Wandels, der geschichtlich ohne Bei-
spiel ist. Die EU-Institutionen unterliegen auf der einen Seite einer radikalen 
Veränderung bis hin zur Verfassungsgebung, die von der Osterweiterung in-
duziert wird. Diese Veränderung entspringt unter anderem den funktionalen 
Zwängen der effektiven Entscheidungsfindung in einer EU mit inzwischen 27 
Mitgliedsländern. Das Buch von Heinz Kleger, Ireneusz Paweł Karolewski 
und Matthias Munke „Europäische Verfassung. Zum Stand der europäischen 
Demokratie im Zuge der Osterweiterung“ (Band 19), das erstmals 2001 und 
später 2004 in stark erweiterter Auflage erschienen ist, geht der Gleichzeitig-
keit von Osterweiterung und Verfassungsgebung nach. Es untersucht systema-
tisch die Gegenwarts- und Zukunftsaspekte einer europäischen Verfassung, 
indem es die Rechtsnatur der Europäischen Union und die historische Ent-
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wicklung der europäischen Integration aufeinander bezieht. Die Entwick-
lungstendenzen des Staates wie die Zukunft der Demokratie in Europa werden 
ebenso beleuchtet. Durch den Einbezug osteuropäischer Sichtweisen, Situati-
onsdeutungen und Problemwahrnehmungen wird, was viel zu selten ge-
schieht, West- und Osteuropa als Arbeitsfeld in den Blick genommen. Dabei 
zeigt sich, dass die europäische Integration Anlass ist, grundlegende Begriffe 
des politischen Denkens wie Staat, Nation, Demokratie, Souveränität u.a. 
einer Reflexion zu unterziehen. Zugleich werden mit der Parallelität von EU-
Osterweiterung und Verfassungsgebung die Ansprüche der EU-Bürger an die 
demokratische Legitimität der EU deutlicher. Die Referenden zum Verfas-
sungsvertrag im Jahr 2005 haben gezeigt, dass an einer bürgernahen Legitima-
tion der Europäischen Union kein Weg mehr vorbeiführt. Eine europäische 
Verfassung ist transnational, komplementär und nicht-staatsfixiert. Man kann 
bereits von einer impliziten oder materiellen Verfassung sprechen, da es einen 
Vorrang des europäischen Rechts vor dem nationalen Recht gibt (de facto seit 
1963/64, de jure mit dem Verfassungsvertrag bzw. Vertrag von Lissabon). Die 
Redeweise von der impliziten Verfassung kann überdies auch mit den vier 
Freiheiten (der Waren, der Personen, der Dienstleistungen und des Kapitals) 
gerechtfertigt werden.  

Der im doppelten Sinne gewichtige internationale Band „Legitimationsgrund-
lagen der Europäischen Union“ (Band 27), herausgegeben vom Philosophen 
und Politikwissenschaftler Francis Cheneval,9 zeigt deutlich, dass Legitimati-
on viel mehr umfasst als nur den klärungsbedürftigen plebiszitären Aspekt. 
Die verschiedenen Beiträge versuchen daher, den philosophischen, histori-
schen, ökonomischen, politikwissenschaftlichen und juristischen Gesichts-
punkten der Legitimationsproblematik gerecht zu werden. Mit der Frage der 
Legitimität der EU, allerdings spezifisch im Kontext der europäischen Verfas-
sung, befasst sich auch Ann-Kathrin Fischer „Legitimation der Europäischen 
Union durch eine Verfassung?“ (Band 20). Ausgehend vom Verfassungsbeg-
riff als Instrument zur Legitimation politischer Herrschaft wird darin die Er-
                                                            
9 Unterstützt vom Zürcher Universitätsverein und dem Schweizerischen Nationalfonds. 
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wartung untersucht, dass von einer europäischen Verfassung die Behebung 
des Legitimationsdefizits der EU ausgehen könnte. Das Buch zeigt indes, dass 
die legitimierende Kraft staatlicher Verfassungen nicht ohne weiteres auf die 
EU übertragbar ist. Vor dem Hintergrund der Arbeit des EU-
Verfassungskonvents hinterfragt die Autorin deshalb das traditionelle Ver-
ständnis politischer Legitimation und die Institution der Verfassung. Sie sucht 
nach Wegen, beide Konzepte auf die EU zu beziehen.  

Die Osterweiterung verändert die EU grundlegend. Zu vergleichen ist dieser 
große historische Schritt nur mit der Gründung der EG im Jahre 1957. Vor 
dem Hintergrund diagnostizierter Erklärungsschwächen präsentiert Thomas 
Mehlhausen „Die Rückkehr Europas. Warum sich die Europäische Union für 
ihre Osterweiterung entschied“ (Band 58) ein neues theoretisches Konzept, 
welches die Osterweiterung besser verstehen lässt. Am Fallbeispiel Polen als 
bevölkerungsreichsten, ökonomisch und geopolitisch bedeutsamsten Beitritts-
kandidat werden die Entscheidungsmotive der EU-Mitgliedstaaten Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien und Spanien analysiert. Anhand eines dafür 
entwickelten 3-Phasen-Fragenkatalogs wird deutlich, dass a) der Neo-
Realismus erhebliche Erklärungsdefizite aufweist, b) der ‚Liberalismus’ zwar 
die zögerliche und wenig großzügige Assoziierungsphase (1991-1993) verste-
hen lässt, nicht aber die Erweiterungsentscheidung (1993) und die Kontinuität 
bis zur Aufnahme der Beitrittsverhandlungen (1993-1997) und schließlich c) 
der Konstruktivismus zwar letzteres, jedoch nicht die Assoziierungsphase 
plausibilisieren kann. Die synthetische Theorie des rhetorischen Handelns 
(Frank Schimmelfennig) erhöht zwar die Erklärungswirksamkeit durch eine 
Kombination aus Rationalismus und Konstruktivismus, vernachlässigt aber 
das Timing der Erweiterungsentscheidung. Mit Hilfe eines auf die Theorie 
von Schimmelfennig aufbauenden, selbst entwickelten Konzepts – dem Kon-
zept der diffusen Entscheidungskontexte – werden die Untersuchungsfragen 
des 3-Phasen-Fragenkatalogs, insbesondere des Timings, befriedigend beant-
wortet. Es wird deutlich, dass das rhetorische Handeln nur eine Möglichkeit in 
einem von vier diffusen Entscheidungskontexten darstellt, die aus der unter-
stellten Dichotomie zwischen Gemeinschaftsnormen und materiellen Präfe-
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renzen entstehen. Auf die EU-Osterweiterung bezogen bedeutet dies, dass ein 
häufig vernachlässigtes Ereignis in die Analyse einbezogen wird: die deutsche 
Wiedervereinigung. Diese, so die vertretene These, stellte eine schwerwiegen-
de Bedrohung für die so genannte kohäsive Norm dar, d.h. die Überzeugung, 
dass jedem Mitgliedstaat ein gleichberechtigter Zugang zum gemeinsamen 
Entscheidungsprozess gewährt werden soll. Diese partizipatorische Egalität 
kann als Bedingung für eine freiwillige Abgabe von Souveränität seit den 
Anfängen der europäischen Integration betrachtet werden. Durch die deutsche 
Wiedervereinigung wuchs der bereits ökonomisch stärkste und nun sogar 
vollkommen souveräne Mitgliedstaat um etwa ein Viertel seiner Bevölkerung. 
Der Vertrag von Maastricht bot dafür eine akzeptable Lösung: Mit der fort-
schreitenden Integration in Form einer Europäischen Union wurde die multila-
terale Tradition deutscher Außenpolitik vertraglich festgeschrieben, durch nur 
geringfügige institutionelle Anpassungen konnte der Machtzuwachs Deutsch-
lands in Grenzen gehalten und schließlich die starke Deutsche Mark als Aus-
druck der ökonomischen Bedeutung Deutschlands in die Gemeinschaftswährung 
Euro überführt werden. 

Welche Bedeutung hatte dies nun für die EU-Osterweiterung? Solange der 
Vertrag von Maastricht nicht ratifiziert wurde, hätte der vor allem für 
Deutschland lukrative Beitritt der Staaten Mitteleuropas jenes Ungleichge-
wicht noch vergrößert. Erst nachdem das zweite und nun erfolgreiche Refe-
rendum zum Maastrichter Vertrag in Dänemark im Mai 1993 die Zweifel an 
einer Ratifizierung des EU-Vertrages ausräumte, konnten die Erweiterungs-
gegner (vor allem Frankreich und Spanien) nicht mehr die Verletzung der 
kohäsiven Norm als Gegenargument verwenden. Die Befürworter (insbeson-
dere Deutschland und Großbritannien) konnten auf dem Gipfel von Kopenha-
gen im Juni 1993 schließlich erfolgreich argumentieren, dass die 
Osterweiterung der EU aufgrund ihrer prinzipiellen Offenheit für europäische, 
liberal-demokratische Staaten (die so genannte inklusive Norm) einen norma-
tiven Imperativ darstellte. Mit der Ratifizierung des Vertrags von Maastricht 
löste sich die Anomie auf, die sich inzwischen durch den Widerspruch von 
kohäsiver und inklusiver Norm ergab. Nun konnte das von Schimmelfennig 
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vermutete rhetorische Handeln einsetzen: Die Erweiterungsgegner mussten 
trotz widerstrebender materieller Anreize ihren Widerstand gegen die Erweite-
rung aufgeben (silencing), da sie nicht mehr über ein legitimes Argument 
gegen eine EU-Osterweiterung verfügten. Damit war die Entscheidung zu-
gunsten einer Rückkehr Polens nach Europa im Speziellen und einer Einigung 
Europas im Allgemeinen gefallen.  

Wenngleich die EU-Osterweiterung häufig mit deutlich zunehmenden öko-
nomisch-finanziellen Kosten für die alten Mitgliedstaaten verbunden wird, ist 
ihre Reduktion darauf zu kurz gegriffen. Selbst ökonomisch betrachtet, kön-
nen in der Osterweiterung nicht nur Probleme, sondern auch Chancen, zum 
Beispiel der Arbeitsmigration oder bezüglich des demographischen Wandels, 
gesehen werden. Der interdisziplinäre Sammelband von Thomas Lane und 
Elżbieta Stadtmüller (Hg.), „Europe on the Move. The Impact of Eastern En-
largement on the European Union“ (Band 33) stellt bekannte Themen in den 
Kontext der Osterweiterung wie die Frage der Demokratisierung der EU, der 
Minderheitenrechte, der Handelsbeziehungen, Direktinvestitionen und Wett-
bewerbsfähigkeit der EU, der Sozialpartnerschaft, der Arbeitnehmerfreizügig-
keit sowie der Korruption. Die Herausgeber gelangen zur Erkenntnis, dass die 
Beiträge den Schluss nahe legen, dass die Folgen des EU-Beitritts der MOE-
Staaten im Jahr 2004/2007 – entgegen der dominierenden Erwartungshaltung 
in der Öffentlichkeit im Vorfeld der Erweiterung – eher positiv für die dama-
lige EU-15 ausfallen werden.  

Das Hinzukommen Mittel- und Südosteuropas hat Folgen für das bisherige 
Selbstverständnis der EU, das vor allem eine von Deutschland und Frankreich 
angetriebene Interessengemeinschaft war. Die Parallelität von Osterweiterung 
und Verfassungsgebung führt zur diskursiven Verknüpfung beider Prozesse. 
Die Europadebatte in Mittelosteuropa, aber auch in Frankreich oszilliert stark 
um diese zwei Entwicklungen. Dies ist nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, 
dass in diesen Ländern Referenden (Beitritts- bzw. Ratifizierungsreferenden) 
durchgeführt wurden, was den Europadiskurs von einer rein akademischen zu 
einer breiten politischen Diskussion ausgeweitet hat. Vor diesem Hintergrund 
untersucht Christine Normann „Polens Rolle in der EU-Verfassungsdebatte“, 
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da Polen diese entscheidend mitgestaltet hat (Band 28). Die Studie beantwor-
tet drei Leitfragen: Wie hat sich Polen in der EU-Verfassungsdebatte verhal-
ten? Welche Vorstellungen hat Polen von der zukünftigen Gestalt der EU und 
welche Position möchte Polen darin einnehmen?  

Die Arbeit an dieser Thematik wird von Uta Volgmann fortgeführt: „Die poli-
tische Debatte über die europäische Verfassung in Polen 2002-2007. Konti-
nuität und Wandel europapolitischer Leitbilder“ (Band 54). Volgmann 
verknüpft die EU-Verfassungsdebatte mit dem theoretischen Konzept der 
europapolitischen Leitbilder, welches in jüngster Zeit zurecht zur Erklärung 
unterschiedlicher Europavisionen der EU-Mitgliedsländer herangezogen wird. 
Methodisch hat sich Volgmann für eine diskursanalytische Herangehensweise 
entschieden. Ausgehend von der Annahme, dass sich die europapolitischen 
Leitbilder von Parteien in besonderem Maße in der Diskussion über die zu-
künftige vertraglich-institutionelle Ausgestaltung der Europäischen Union 
zeigen, wertet die Arbeit für den Zeitraum von 2002 bis 2007 systematisch 
mehr als 70 Sejmreden von Abgeordneten aller Fraktionen aus. Auf Grundla-
ge der maßgeblichen Forschungsliteratur entwickelt sie für ihre empirische 
Analyse der polnischen EU-Verfassungsdebatte zuvor ein eigenes mehrdi-
mensionales Kategorienschema. Interessant ist hierbei, dass Volgmann in 
einer eigenen Dimension nach dem Einfluss polnischer Identität auf die 
Standpunkte der Abgeordneten fragt. Darüber hinaus überträgt sie nicht ein-
fach die traditionellen Leitbilder des westeuropäischen Diskurses auf die De-
batte in Polen, sondern arbeitet zunächst die charakteristischen Aussagen der 
polnischen Parteien heraus. Diese gleicht sie anschließend mit den gängigen 
Leitbildern ab. Zum Konstitutionalisierungsprozess der EU und zu den Euro-
padiskursen auf nationaler Ebene liegen inzwischen einige Publikationen und 
Länderstudien vor. Die neuen EU-Mitgliedstaaten waren bislang jedoch noch 
in geringerem Maße Gegenstand der Forschung. Die Untersuchungen zur 
politischen Europadebatte in Polen konzentrieren sich fast ausschließlich auf 
die Exekutive und analysieren Äußerungen von Premier und Präsident sowie 
von Ministern. Hingegen blieben Debatten im polnischen Parlament bisher 
fast unbeachtet, das gilt insbesondere für die Diskussion über eine europäische 
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Verfassung. Die europapolitischen Diskurspositionen der polnischen Parteien 
sind bisher besonders im Vorfeld des EU-Beitritts analysiert worden. Zu den 
neueren Entwicklungen nach dem polnischen Referendum über den Beitritt im 
Juni 2003 gibt es noch kaum systematische Untersuchungen. In der erweiter-
ten Union treffen inzwischen vielfältigere Europavisionen aufeinander (nicht 
nur die von Großbritannien, Frankreich und Deutschland), was sich auf die 
supranationale Zusammenarbeit in der EU auswirkt. Aus diesem gesamteuro-
päischen Blickwinkel heraus untersucht Volgmann, wie sich die polnischen 
Parteien den weiteren Verlauf der europäischen Integration vorstellen. Dar-
über hinaus stellt sie dar, wie polnische Parlamentarier die Beziehungen zwi-
schen Polen und anderen EU-Mitgliedstaaten, insbesondere zu Deutschland 
und Frankreich, bewerten. Dieses Forschungsdesign ist übertragbar und kann 
weitere Länderstudien zur EU-Verfassungsdebatte anregen. 

Julia Blaseks Buch „Vom Euroskeptizismus zum Integrationswiderstand?“ 
(Band 45), eine Abschlussarbeit an der Europa-Universität Viadrina in Frank-
furt/Oder, analysiert die französischen Bevölkerungseinstellungen zum Pro-
zess der europäischen Integration. Ausgehend vom "Non" der französischen 
Bevölkerung zum europäischen Verfassungsvertrag beschäftigt sich der Band 
nicht nur mit den Beweggründen der Wähler, sondern wertet die langfristige 
Entwicklung der Unterstützung für den europäischen Integrationsprozess aus, 
wobei darauf geachtet wird, wie sich diese entwickelt hat und welche Tiefe sie 
besitzt. Das französische Referendum vom 29. Mai 2005 war deutlich ausge-
fallen. Dieses ‚Non’ wie das nachfolgende niederländische ‚Nee’ werfen erns-
te Fragen auf (abgesehen davon, dass eine normativ-politische Theorie der 
Ratifikation einer europäischen Verfassung fehlt). Die Einübung von allen 
Seiten in die direkte Demokratie der Bürger wird für die politische Zukunft 
entscheidend sein; sie bedarf einer alltäglichen Kultur des demokratischen 
Sprechens. Das niederländische Ergebnis überrascht dabei nicht, wenn man 
sich die Kampagne dieses erstmalig durchgeführten Referendums anschaut, 
das verfassungsmäßig nicht einmal bindend gewesen wäre. Aber die Bürger 
haben es genutzt: Die Beteiligung war doppelt so hoch wie bei den Europa-
wahlen. Die Regierung war sich von Anfang an zu sicher, dass die Mehrheit 
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für den Verfassungsentwurf stimmen würde; die Dynamik eines Referendums 
wurde gänzlich unterschätzt. In Frankreich wiederum trägt das Referendum 
ein eigentümliches Janusgesicht: das einer direkten Demokratie von oben.10 
Das Referendum über den europäischen Verfassungsvertrag war das neunte 
(und das dritte europapolitische), das ein französisches Staatspräsident durch-
führen ließ. Die Alternative wäre die Einberufung einer gemeinsamen Sitzung 
von ‚assemblée nationale’ und Senat gewesen. Es war aber schließlich Chi-
racs Referendum, das er aus verschiedenen Gründen deutlich verloren hat, 
während Mitterand (mit Fabius, der diesmal Gegner war) im September 1992 
bei der Ratifizierung des Maastrichter Vertrags – in einer Zitterpartie – noch 
knapp gewonnen hatte. 

Ein Ziel der Reihe ‚Region-Nation-Europa’ ist es, einen Beitrag zur Klärung 
des besonderen Wesens der EU als Gebilde sui generis zu leisten, und zwar 
hinsichtlich verschiedener Dimensionen. Die EU hat sich durch ihre Erweite-
rungspolitik als utilitaristische Wertegemeinschaft erwiesen. Zweifelsohne 
lassen sich in der EU sowohl normativ-ideelle, ökonomische als auch sicher-
heitspolitische Elemente identifizieren. Ob nun die EU aber eher als Werte-
gemeinschaft, sicherheitspolitischer Zweckverband oder ökonomischer Klub 
zu verstehen ist11, lässt sich daraus ableiten, welchen Motiven die EU bei 
grundlegenden Entscheidungen folgt. Die Europawissenschaft kann zwar als 
Teildisziplin der Politikwissenschaft begriffen werden, es ist aber ebenso 
wichtig, auch andere Forschungszweige mit in die Analyse einzubeziehen. 
Dieses Ziel verfolgt der Sammelband „Postsozialistische Transformation und 
europäische (Des-)Integration“ zu Ehren von Hans-Jürgen Wagener, der 
Gründungsdirektor des Frankfurter Instituts für Transformationsstudien (FIT) 
der Europa-Universität Viadrina war.  

                                                            
10 Ausführlich dazu: Heinz Kleger, EU-Verfassung im Härtetest, in: WeltTrends, Nr. 48, 2005, S. 
93-107. 
11 Wagener regt zusätzlich die Metapher der Sozialgemeinschaft an, räumt aber zurecht ein, dass die 
soziale Dimension in der EU noch schwach entwickelt ist, Hans-Jürgen Wagener, Von der Trans-
formation zur Integration. Eine Bilanz, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), Postsozialistische 
Transformation und europäische (Des-) Integration, Marburg 2008, S. 269 f. 
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Wir haben in unserer Forschung darauf hingewiesen, dass Integration und 
Erweiterung keinesfalls in einem Widerspruch zueinander stehen müssen und 
aktuell im Falle des Verfassungsvertrages und der Osterweiterung auch wenig 
dafür spricht.12 Die meisten der neuen Beitrittskandidaten haben nicht nur 
schnell ratifiziert, sondern auch durch die symbolische Wahl der Ratifizie-
rungstermine Impulse für andere EU-Mitgliedstaaten gesetzt. Die Ausnahmen 
in Polen und Tschechien bedürfen einer differenzierten Analyse. Zwar wendet 
Robert Brier in seinem Kommentar zurecht ein, dass die Polen laut Euroba-
rometer (Juni 2007) zu den europaenthusiastischen Europäern gehören und 
trotzdem Populisten das Thema erfolgreich instrumentalisieren konnten, doch 
gerade jenes „Paradox der polnischen Elite trotz einer hohen Bedeutung in der 
polnischen Öffentlichkeit“ - scheint sich derzeit eher aufzulösen. Die PiS in 
Koalition mit den traditionell europaskeptischen Parteien Samoobrona 
(Selbstverteidigung) und Liga Polskich Rodzin (Liga der polnischen Familien) 
hat nicht nur einem die europäische Integration fortschreitenden Vertrag von 
Lissabon 2007 zugestimmt, sondern wurde kurz darauf abgewählt. Die ande-
ren beiden populistischen Regierungskoalitionäre haben den Parlamentseinzug 
2007 deutlich verpasst. Auch das Argument eines dynamischen Verständnis-
ses von demos und einer Multiplizität von Identitäten wird gerade in der Kritik 
eher bestätigt als geschwächt:13 So wie auch nationale Identitäten nicht mono-
lithisch und statisch sind, kann es auch eine europäische nicht sein. 

Ein Plädoyer für differenzierte und weniger pauschale Analysen lässt sich 
auch aus der Debatte zwischen Vobruba und Jacobs ableiten. Vobruba postu-
liert eine notwendige Expansionsdynamik der EU als Folge der Integration. 
Wenn Wohlstandsgefälle Anreize zur schrittweisen Inklusion der Peripherie 
setzen, so ist die bisherige Erweiterungsdynamik der EU am ehesten als si-
cherheitspolitische Präventivstrategie zu verstehen. Dies ist jedoch aus mehre-
ren Gründen zu bezweifeln. Zum einen ist eine Abstraktion von spezifischen 
Mitgliedstaaten, ihrer Wirtschaftsstruktur und historischen Erfahrungen, wie 
                                                            
12 Vgl. Heinz Kleger, Erweiterung ohne Vertiefung? Zur Parallelität von EU-Osterweiterung und 
europäischem Verfassungsprozess, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), a.a.O., S. 237-251. 
13 Vgl. Robert Brier, Heterogenität und Integration im europäischen Einigungs- und Erweiterungs-
prozess: Kommentar, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), a.a.O., S. 256. 
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Jacobs treffend kritisiert14, weder analytisch hilfreich noch empirisch tragbar. 
Diese pauschalen Grundannahmen werden in Vobrubas ausführlicheren Dar-
stellung in „Die Dynamik Europas“ auch beispielsweise mit den Ausführun-
gen zur „prekären Gleichartigkeit“ deutlich.15 Damit bringt er zurecht zum 
Ausdruck, dass die handelspolitische Vorteilhaftigkeit von Erweiterungen für 
einzelne Staaten auch von der Komplementarität der Struktur der jeweiligen 
Außenhandelsbilanzen abhängt: Traditionellere Ökonomien mit einem um-
fangreichen Agrarsektor werden aus Gründen größerer Konkurrenz um Ab-
satzmärkte und EU-Subventionen dazu neigen, einen Beitritt der MOE-
Staaten abzulehnen. Zum anderen zeigt Mehlhausen bereits, dass die Erweite-
rungspolitik sicherheitspolitischer Verhaltenslogik gerade widersprach: Wäh-
rend die EU zu Beginn der Transformation der MOE-Staaten wenig Hilfe 
bot16, als eine Unterstützung zur Vermeidung eines Wirtschaftskollaps am 
nötigsten erschien, eröffnete sie die Beitrittsperspektive, als sich erste Trans-
formationserfolge einstellten. 

An dieser Stelle lassen sich auch Erkenntnisse der Transformationsliteratur 
einbinden. Diesen Schritt unternehmen Amelie Kutter und Vera Trappmann.17 
Sie kommen zum Schluss, dass der Einfluss der EU nicht per se positiv war. 
Am größten war der Einfluss im ökonomischen Bereich, bereits weniger im 
politischen und am schwächsten in Bezug auf die Verteilung von Wohlfahrt. 
Doch Schimmelfennig18 trifft hier einen offensichtlichen Schwachpunkt: So 
stark die transformationsbeschleunigende Wirkung einer angestrebten EU-
Mitgliedschaft sein kann,19 so darf nicht vernachlässigt werden, dass es dafür 

                                                            
14 Jörg Jacobs, Die Entwicklung der EU zwischen evolutionärer Logik und politischen Prozessen: 
Kommentar, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), a.a.O. 
15 Vgl. Georg Vobruba, Die Dynamik Europas, Wiesbaden 2005. 
16 John O’Brennan, The Eastern Enlargement of the European Union, London 2006, S. 15f.; Heather 
Grabbe, Kirsty Hughes, Enlarging the EU Eastwards, London 1998, S. 33.  
17 Amelie Kutter, Vera Trappmann, EU-induzierter Wandel? Europäisierung und Transformation in 
Ostmitteleuropa, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), a.a.O., S. 175-193. 
18 Frank Schimmelfennig (2008): Zur theoretischen Integration von Europäisierungs- und Transfor-
mationsforschung: Kommentar, in: Frank Bönker, Jan Wielgohs (Hg.), a.a.O., S. 195-198. 
19 Tanja Börzel, Thomas Risse, Conceptualizing the Domestic Impact of Europe, in: Keith 
Featherstone, Claudio Radaelli (Hg.): The Politics of Europeanisation, Oxford 2003, S. 57-80, sowie 
Frank Schimmelfennig, Ulrich Sedelmeier (Hg.), The Europeanization of Central and Eastern Euro-
pe, Ithaca 2005. 
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innenpolitische Bedingungen gibt. Die Varianz zwischen den einzelnen Staa-
tengruppen, zum Beispiel den Balkanstaaten, den neuen EU-Mitgliedstaaten 
aus Mittelosteuropa und den GUS-Staaten Moldawien und Ukraine, sind so 
groß, dass eine derartige Fokussierung auf die EU kaum überzeugt. So lässt 
sich auch Wagener verstehen, wenn er darauf dringt, auch historische Fakto-
ren im Sinne einer Pfadabhängigkeit der Transformation zu berücksichtigen.20 

Eine Differenzierung zwischen einzelnen Staaten ist nicht nur aufgrund wissen-
schaftlicher Exaktheit notwendig, wie unser neuer Band illustrieren wird, der die 
nationalen Ratifizierungen des neuen EU-Vertrags (Europäischer Verfassungs-
vertrag sowie Vertrag von Lissabon) analysiert. Unterschiede gibt es zwischen 
den Ratifizierungen der 27 Mitgliedstaaten hinsichtlich ihrer Ratifizierungsform 
und der Begründung ihrer Wahl, der Diskussionsbreite und -intensität, der Kon-
flikthaftigkeit der Debatte und ihrer Bedeutung für die innenpolitischen Kräf-
teverhältnisse. Die geäußerte Befürchtung im Vorfeld der EU-Osterweiterung, 
die neuen Demokratien in Mittelosteuropa würden kurz nach Erhalt ihrer Sou-
veränität kaum einer fortschreitenden Integration zustimmen, hat sich nicht 
bestätigt. Denn auch dort ist das Verständnis verbreitet, dass Souveränität als 
ein einzelstaatliches Instrument in einer globalisierten Welt kaum möglich ist: 
Ein pooling von Souveränität kann paradoxerweise geradezu einen Zugewinn 
an Gestaltungsmacht bedeuten. Die Intensität der Debatten war sicherlich 
abhängig von der Ratifizierungsform, d. h. in parlamentarischen Ratifizierun-
gen fiel die Intensität der nationalen Debatte deutlich geringer aus als in Staa-
ten, in denen in einem Referendum über den neuen EU-Vertrag abgestimmt 
wurde. Dennoch gab es erhebliche Unterschiede in den Streitthemen und Koa-
litionsbildungen. Auch Elemente transnationaler Aktivitäten deuten darauf 
hin, dass – bei allen Defizitdiagnosen – von einer Zunahme einer europäi-
schen Öffentlichkeit gesprochen werden kann.  

Wenn es darum geht, wie die Verfassungskrise später in die europäische Eini-
gungsgeschichte eingeordnet wird, so kann Folgendes vermutet werden: Wäh-
                                                            
20 Vgl. Hans-Jürgen Wagener, Von der Transformation zur Integration: Eine Bilanz, in: Frank Bön-
ker, Jan Wielgohs (Hg.), Postsozialistische Transformation und europäische (Des-)Integration, 
Marburg 2008, S. 259-270, hier: S. 264. 
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rend die 50/60er Jahre als Gründungsphase mit Rückschlägen aber wichtigen 
Erfolgen, die 70/80er Jahre eher als Stagnationsphase und die 90er Jah-
re/Jahrtausendwende als Zeit intensiver Integrations- und präzedenzloser Er-
weiterungsdynamik gewertet werden können, so wird die erste Dekade des 21. 
Jahrhunderts wahrscheinlich als eine Zeit der Reflexion und Selbstverortung 
gedeutet werden. Es zeichnet sich ein Trend der EU ab, sich weg von einer 
exekutivlastigen Technokratie hin zu einer zunehmend durch eine europäische 
Öffentlichkeit begleitete und eine kritische Bürgerschaft kontrollierte Demo-
kratie zu bewegen. Ein Indiz dafür ist die Existenz neuer transnationaler Dis-
kurse, die sich zu bestimmten Sachfragen ausbilden. Das Besondere hierbei ist 
die simultane Konstitution von transnationalen Debatten und innereuropäi-
schen Selbstverständigungsdiskursen.21 Es handelt sich diesbezüglich jedoch 
noch nicht um den Normalfall geteilter europäischer politischer Debatten, 
zumal sie sich bisher empirisch an negativen Identifikationen entzündeten, 
wie etwa im Falle möglicher Beitrittsverhandlungen mit der Türkei. Mögli-
cherweise ist das ein erster Schritt hin zu einer umfassenderen innereuropä-
ischen Organisation von politischen Debatten. Die Zunahme von nationalen 
Referenden ist ebenfalls Indikator und Katalysator zugleich für eine stärkere 
Einbindung der Bürger in Form einer dadurch erforderlichen politischen Auf-
klärung. Gewissermaßen kann diese Phase als Wegscheide betrachtet werden, 
da die Gefahren (Ablehnungen) und die Potenziale (Debatten über die Zukunft 
der EU) von Referenden deutlich wurden. Es gilt allerdings abzuwarten, wel-
che Schlussfolgerungen die politischen Entscheidungsträger daraus ziehen 
werden.  

Das momentane Urteil fällt ambivalent aus: Das Projekt einer EU-Verfassung 
ist erfolgreich gescheitert.22 Das heißt: Das Ziel der deutschen Ratspräsident-
schaft, eine substantielle Einigung über die Inhalte einer neuen Vertragsre-
form unter Beibehaltung der Grundzüge des Konventsentwurfs 
herbeizuführen, ist geglückt. Der europäische Verfassungsprozess wurde hin-
                                                            
21 Vgl. Andreas Wimmel, Transnationale Diskurse in der europäischen Medienöffentlichkeit: Die 
Debatte zum EU-Beitritt der Türkei, in: PVS, 46/3, 2005, S. 459-483. 
22 Siehe dazu ausführlich: Heinz Kleger, Erfolgreich gescheitert! Die europäische Verfassungskrise 
als Demokratieproblem, Potsdam 2007.  



Region-Nation-Europa 

 

30 

gegen auf einen Reformprozess der bestehenden Verträge reduziert. Wir kriti-
sieren den mangelnden Einbezug der Unionsbürgerschaft in das Ratifizie-
rungsverfahren sowie die Uneinheitlichkeit dieser Verfahren (einmal 
Referendum, einmal nicht). Am Schluss entschied nur noch das Spiel der gro-
ßen Drei: Sarkozy, Merkel und Blair. Dabei war viel Geheimdiplomatie im 
Spiel. Auch das Verhalten der Niederlande, Polen und Großbritannien war 
irritierend. Es ist wieder eine Verfassung von und für die Regierungen gewor-
den. Für die Bürger sind die Bürgerrechte und die partizipative Demokratie 
auf den verschiedenen Ebenen entscheidend. Sie können dadurch die EU ver-
mehrt zu ihrer eigenen Sache machen, was jedoch noch ein weiter, aber nicht 
aussichtloser Weg ist. Eine Verfassung von und für die Bürger ist jedoch nicht 
zustande gekommen – trotz guter Ansätze, die ihre Spuren hinterlassen haben. 
Es hängt jetzt alles von der Lesbarkeit des neuen Grundlagenvertrages ab, ob 
er klare und verständliche Aussagen über die verschiedenen Kompetenzen, 
Entscheidungsregeln, Werte und Rechte treffen kann, was angesichts der vor-
liegenden Dokumente eher zu bezweifeln ist. Dies wäre jedoch nahe bei der 
Bedeutung, die eine Verfassung für die Bürger real haben kann, nämlich eine 
bindende Vereinbarung für die Zukunft zu sein. 

Von den in Brüssel getroffenen Entscheidungen sind europäische Bürger im-
mer mehr betroffen. Subjektiv ist dieses Betroffensein allerdings lediglich – 
und ungenügend – über nationale Politiken und nationales Recht vermittelt. 
Die Etablierung subjektiver Rechte, die direkte Berufung auf das Europarecht, 
hat zwar eine Verbindung zwischen den Bürgern und EU-Europa hergestellt, 
es fehlt jedoch an der persönlichen Signifikanz. Das heißt, es fehlt am Be-
wusstsein neuer Zugehörigkeiten, der Zu- und nicht Unterordnung zu einer 
überstaatlichen Einheit, die präzedenzlos weder einfach nur ein Staat noch 
einfach nur eine Nation im herkömmlichen Sinne ist. Neue transnationale 
Zugehörigkeiten lassen sich nur allmählich durch stärkere Einbindung der 
Einzelnen in das neue Institutionengefüge sowie vor allem von den Regionen 
her erreichen: über Wahlen, Gesetzesinitiativen der Unionsbürger, transnatio-
nale Demokratie über Grenzen hinweg, stärker europäisierte Parteien, Ver-
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bände und Bewegungen, vor allem aber durch europapolitische Projekte, die 
regional verankert sind. 

Fraglich bleibt in diesem Zusammenhang, inwiefern die für den Einzelnen nur 
schwer überschaubare geographische und politische Größe der EU, vor allem 
aber ihre (sprachliche, kulturelle, ökonomische, soziale etc.) Heterogenität ein 
Hindernis für die Etablierung einer europäischen Identität sein könnten und 
wie lange dieser Prozess dauern wird. Umso wichtiger ist deshalb der Fokus 
auf der schrittweisen und nachhaltigen regionalen Verankerung europäischer 
Projekte. Die Unionsbürger können auf diesem Wege zu mehr Macht und 
Einfluss gelangen, so dass die EU schließlich auch den Bürgern gehört und 
nicht allein der EU-Exekutive (Rat und Kommission) und den Regierungen 
der Mitgliedstaaten, die durch den EU-Entscheidungsprozess im Verhältnis zu 
ihren Parlamenten und Bevölkerungen ohnehin mächtiger geworden sind, was 
zurecht als ‚Exekutivlastigkeit’ des europäischen Rechtssetzungsprozesses 
bezeichnet wird. Selbstverständnis und Status einer europäischen Identität 
werden aber die nationale Identität nicht ersetzen, sie wird auch nicht die 
Summe der nationalen Identitäten sein. Sie wird vielmehr – so unsere These – 
ein relativ dünnes und abstraktes Identitätsmuster eher formeller Art werden, 
das durch Legitimationsprinzipien, durch Mitwirkungs- und Kontrollrechte 
bestimmt ist sowie durch konkrete Projekte, welche die Beziehung zwischen 
den verschiedenen Ebenen alltäglich erfahrbar und deutlich werden lassen. 
Diese formelle europäische Identität bildet gewissermaßen die äußere Klam-
mer, die Legitimationsgrundlage für das Funktionieren des pluralistischen 
Gemeinwesens EU mit seinen quasi-staatlichen Institutionen, die ideelle Ver-
bundenheit der Unionsbürger, die auf diesem Wege etwas erreichen können, 
wenn sie es politisch wollen. 

Im Gegensatz zu Nationalstaaten muss sich die EU inhaltlich stets neu legiti-
mieren. Während sich die Nationalstaaten bereits über ihre Sprache oder eth-
nische Zusammengehörigkeit legitimieren, steht die EU unter einem 
permanenten Rechtfertigungsdruck. Sobald ihre Ziele erreicht sind (Friedens-
schaffung, Wohlstandsmehrung nach dem Zweiten Weltkrieg, Wohlstands-
mehrung durch ihre Erweiterung, Abschaffung der Grenzen usw.), stellt sich 
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die Frage, wozu sie weiterhin gebraucht wird. Die ‚kompakte’ materielle nati-
onale und/oder regionale Identität bildet die Vielfalt der EU, von der ein plu-
ralistisches Gemeinwesen zehrt, nämlich die emotional-affektive 
Verbundenheit der jeweiligen Bürger, die Überschaubarkeit der einzelnen 
Bausteine als Teil des Ganzen. Diese Dualisierung als grobe Orientierung der 
Mehrfachidentität (äußere Klammer und innere Vielfalt) im europäischen 
Integrationsprozess entspricht in ihrer Grundintention dem Subsidiaritätsprin-
zip: Die Gewährleistung von Teilhabe, Kompetenz und Funktionalität mit der 
Kompetenzvermutung zugunsten der kleineren Einheit. Nach dem Lissabon-
ner Vertrag, der noch nicht ratifiziert ist, werden zwar die nationalen Parla-
mente durch das Frühwarnsystem stärker einbezogen, der ‚Ausschuss der 
Regionen’ bleibt jedoch weiterhin lediglich ein beratendes konsultatives Or-
gan, das sehr heterogen zusammengesetzt ist.23 Die Städte haben weiterhin 
formell-politisch keinen Einfluss. Immerhin aber schreibt der neue Vertrag die 
kommunale Selbstverwaltung fest, die noch keine gesamteuropäische Selbst-
verständlichkeit ist. Genauso wie die Union als Gesamtheit auf den Fortbe-
stand der nationalen und regionalen Identität angewiesen bleibt, wirkt im 
Gegenzug die fortschreitende europäische Integration auf die nationale bzw. 
regionale Identität ein, ohne jedoch diese als Anhaltspunkte der Identitätsbil-
dung auflösen zu können – sie verändern sich lediglich, wobei sie nicht auto-
matisch schwächer, sondern möglicherweise sogar stärker werden. Im 
Verhältnis zu den anderen Identitäten gewinnt allerdings die Identität als Uni-
onsbürger durch kognitive und kommunikative Prozesse für eine wachsende 
Zahl von Menschen ebenfalls an Bedeutung. 

Die Identität der jeweiligen Staatsbürger steht nicht ein für alle Mal fest, 
wenngleich bestimmte Gruppen der Einheimischen sie zu fixieren trachten. 
Staatsbürgerschaft ist eine komplexe Figuration in Bewegung, die sich in ver-
schiedenen Kontexten herausbildet.24 Wegen ihrer vom Nationalstaat abhän-
gigen modernen Entstehungszeit in den vergangenen zwei Jahrhunderten 

                                                            
23 Vertrag von Lissabon, Bonn 2008, S. 185. 
24 Vgl. auch den Art. ‚Staatsbürgerschaft’ in: Lexikon der Politik. Hundert Grundbegriffe, Stuttgart 
2007, S. 286ff. 



Das neue Europa – Komplexes im Werden 

 

33

ändert sie gegenwärtig durch neue Herausforderungen wieder ihre Gestalt. 
Drei Strategien transnationaler Staatsbürgerschaft lassen sich unterscheiden:  

(1) Die Unionsbürgerschaft ergänzt die nationale Staatsbürgerschaft, indem 
sie die Rechte der Bürger der Europäischen Union auf neue Bereiche auswei-
tet. Dies lässt eine supranationale Kategorie von Rechten entstehen, die zur 
Grundlage einer neuen politischen Identität werden kann. In dieser Hinsicht 
ist die Unionsbürgerschaft keine gewöhnliche Ausweitung der nationalen 
Staatsbürgerschaft: Es kann sogar die Entkoppelung der Unionsbürgerschaft 
von der nationalen Staatsbürgerschaft postuliert werden.25  

(2) Die kosmopolitische Bürgerschaft geht darüber noch hinaus, sie zielt auf 
eine globale und transnationale Ausdehnung der Staatlichkeit (kosmopoliti-
sche Demokratie), die eher eine (möglicherweise schlechte) politische Utopie 
ist. 

(3) Die fragmentierte Staatsbürgerschaft schließlich geht davon aus, dass im 
Zeitalter der Globalisierung der allgemeine und uniforme Staatsbürgerstatus 
nicht mehr aufrecht zu erhalten ist. Die politischen Entscheidungen werden 
nicht mehr in einer integrierten Öffentlichkeit, sondern in Netzwerken gefällt, 
die unterschiedliche Akteure (private wie öffentliche) zusammenbringen. 
Diese Netzwerke bilden sich jedoch themenspezifisch, d.h. Zugang zu einem 
Netzwerk bedeutet Einfluss auf nur ein Problem. 

Wenn man für Mehrfachidentität plädiert,26 muss man allerdings auch die 
Grenzen der Multiplizität von Identität zur Kenntnis nehmen. Es ist davon 
auszugehen, dass eine Mehrheit von Bürgern zur Mehrfachidentität fähig ist, 
weil sie einen eindeutigen politischen Lebensmittelpunkt tatsächlich hat. Die 
europäische Teilidentität trägt dieser Einheit des politischen Lebensmittel-
punktes Rechnung. Ich gewinne via Europa Verbindung zu anderen Nationen, 
Regionen und Städten. Lebensweltlich kann dies inzwischen über die Regio-

                                                            
25 Siehe in der Reihe das Buch von Claudia Wiesner, Bürgerschaft und Demokratie in der EU, 
Münster 2007 (Band 46); vgl. auch Antje Wiener, European Citizenship Practice, Oxford 1998; 
Melanie Reddig, Bürger jenseits des Staates?, Baden-Baden 2005. 
26 Vgl. Heinz Kleger (Hg.), Transnationale Staatsbürgerschaft, Frankfurt am Main/New York 1997. 
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nalpolitik sogar sehr intensiv erfahrbar werden. Eine engagierte Bi- oder Tri-
Nationalität bzw. Regionalität könnte dagegen die Menschen überfordern, da 
diese nicht komplementär, sondern auf lebensweltlich-materiellem Niveau 
konkurriert. Das heißt nicht, dass man nicht großzügig sein soll mit Arbeits- 
und Aufenthaltserlaubnis, Familiennachzug usw. Um eine politische Rolle als 
Bürger spielen zu können, muss man in einer modernen Industrie- und Dienst-
leistungsgesellschaft eine Mehrfachidentität jedoch vor allem auf der horizon-
talen Achse – lokal, regional, national bis transnational – haben können. Wir 
sind davon überzeugt, dass man mit mehr Erfolg Europapolitik machen kann, 
vielleicht sogar die Resonanz für eine Art von Weltbürgerschaft erhöhen 
könnte, wenn man die einzelnen Ebenen, die es miteinander zu kombinieren 
gilt, nicht verwässert. Wenn man sich also dafür ausspricht, dass die Tatsache 
der Multiplizität von Identität einen Wert an sich darstellt, um Bornierungen 
und Fanatismus zu vermeiden, dann muss man sich auch fragen, wie man eine 
Differenzierung von Identität auf Dauer stellen kann. Die Verschmelzung zu 
einem europäischen Staatsvolk ist deshalb nicht wünschenswert, und eine 
europäische Staatsbürgerschaft würde in ihrer Bedeutung überschätzt, wenn 
man sich nicht auch ihrer Grenzen bewusst bleibt. Auch eine isolierte Diskus-
sion über europäische Staatsbürgerschaft ist eine einseitige Identitätsdis-
kussion, zumal dann, wenn uns ein dezentralisiertes und vielfältiges Europa 
mit den Nationen, Regionen und Städten in ihrer Originalität vorschwebt. 
Politische Theorie soll nicht alte Begriffe neuen Phänomenen doktrinär über-
stülpen, sondern sie vielmehr hinterfragen und einer Neubewertung unterzie-
hen. Aus diesem Grund ist es wenig produktiv, die EU auf einem Kontinuum 
zwischen Bundesstaat und Staatenbund verorten zu wollen, weil ein qualitati-
ver und nicht bloß quantitativer Sprung in der Begriffswahl von Nöten ist. Es 
geht darum, den Staat und seine Einbindung in einer supranationale Organisa-
tion wie der EU nicht als Nullsummenspiel zu verstehen: Die EU beraubt die 
Mitgliederstaaten weder ihrer Legitimität noch Funktionalität, sondern diese 
gewinnen vielmehr an beidem, zum Beispiel bei der Bekämpfung grenzüber-
schreitender Risiken oder durch die Vorteile grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit. 



 

 

3. Nation und Nationalismus 

Sozialpsychologische Studien gehen davon aus, dass individuelle Identität in 
vielschichtigen Prozessen konstituiert wird: Identität ergibt sich dabei aus 
einem intrinsischen Bedürfnis der Menschen nach der Kontinuität des Selbst 
sowie nach der Zugehörigkeit zu Gemeinschaften.27 Das Gefühl der Kontinui-
tät wird sowohl vermittels des Vergangenheitsgedächtnisses als auch der Zu-
kunftsvorausschau durch politische Gemeinschaften erzeugt und stabilisiert. 
Deshalb enthält jede Identität Elemente der Vielfalt und Fluidität sowie der 
Kontinuität. In diesem Sinne lässt sich auch im politischen Sinne von ‚Mehr-
fachidentität’ sprechen, wobei es unter den verschiedenen Identitätsbezügen 
einer Person durchaus Primäridentitäten geben kann. In der wissenschaftli-
chen Literatur gibt es einen Dissens darüber, inwiefern die nationale Identität 
eine fixierte Primäridentität ist. So behauptet zum Beispiel der bekannte Na-
tionalismusforscher Anthony Smith, dass die nationale Identität die funda-
mentalste und inklusivste von allen Identitätsbezügen sei.28 Im Gegensatz 
dazu argumentieren andere, dass die nationale Identität nur in spezifischen 
Situationen aktiviert wird und im alltäglichen Leben wenig Bedeutung hat.29 
Der zweite Forschungsschwerpunkt der Reihe befasst sich infolgedessen mit 
den begrifflichen Wandlungen der Nation als politischer Gemeinschaft, den 
nationalen Identitäten unter dem Einfluss der Globalisierung und Europäisie-
rung sowie dem Nationalismus als einer politischen Integrationsideologie. 
Nation und Nationalismus sind zweifelsohne Grundbegriffe der Moderne – 
wir können sie nicht überspringen, wir können sie nur verändern. Sie sind 

                                                            
27 Siehe z.B. Dominic Abrams and Michael Hoog (Hg.), Social Identity and Social Cognition, Ox-
ford 1991; Julian A. Oldmeadow u.a., Self-categorization, Status, and Social Influence?, Social 
Psychology Quarterly 66, Nr. 2, 2003, S. 138-152; Leonie Haddy, From Social to Political Identity: 
A Critical Examination of Social Identity Theory?, Political Psychology 22, Nr. 1, 2001, S. 127-156; 
Marilyn B. Brewer, The Many Faces of Social Identity: Implications for Political Psychology, Politi-
cal Psychology 22, Nr. 1, 2001, S. 115-125. 
28 Vgl. Anthony D. Smith, The Ethnic Origins of Nations, Oxford 1986; ders. National Identity, 
London 1991; ders., Nations and Nationalism in a Global Era, Cambridge 1996. 
29 Zu den verschiedenen Positionen in der Nationalismusforschung vgl. den Art. ‚Nationalismus’ im 
Handbuch der Politischen Philosophie und Sozialphilosophie, 2 Bde., Berlin 2008, S. 880 ff. 
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zusammen mit den Regionen als gewissermaßen ‚kleinen Nationen’ der Bo-
den, auf dem wir stehen. Freilich ist dieser Boden nicht ein für alle Mal fest 
und homogen. 

Das Buch von Oliverio Angeli „Volk und Nation als 'Zukunftsbegriffe'“ 
(Band 21) untersucht diese politischen Leitbilder im begriffsgeschichtlichen 
Kontext der Aufklärung. In der deutschen Aufklärung galten ‚Nation’ und 
‚Volk’ bereits als Zukunfts- und Erwartungsbegriffe im Sinne von Kosel-
leck30, unbeschadet der Tatsache, dass die Mehrzahl ihrer Verwendungen 
weiterhin auf überlieferte, ja teils veraltete Formen der kollektiven Identitäts-
bildung verwies.31 Die erwünschte und künftig zu erwartende Nation sollte 
nicht die schon immer Gewesene und Vorhandene, sondern deren progressive 
politische und soziale Weiterentwicklung werden und dabei oftmals sogar 
dem demokratischen Reformwillen Ausdruck verleihen. Der soziale und poli-
tische Erwartungscharakter von Nation wird ebenfalls deutlich im Kontext der 
gegenwärtigen Debatten um den Souveränitätsbegriff. Alexandra Lewicki 
argumentiert in ihrem Buch „Souveränität im Wandel: Zur Aktualität eines 
normativen Begriffes“ (Band 38), dass der Souveränitätsbegriff zwei Grund-
fragen des Politischen vereinigt: Die nach der von Bodin erfundenen ultimati-
ven Autorität32 und jene nach ihrer Rechtfertigung. Seit seiner Entstehung, bei 
den ‚les politiques’ im 16. Jahrhundert (eine Wurzel des neuzeitlichen Politik-
verständnisses) bot der Terminus Lösungen für Autoritätskonflikte und die 
Ausweitung von politischer Teilnahme. Diese Fragestellungen werden heute 
in den internationalen Beziehungen sowie im politischen System der Europä-
ischen Union neu aufgeworfen. Verliert nationalstaatliche Souveränität an 
Bedeutung? Wie aktuell ist die Idee der Volkssouveränität in transnationalen 
Demokratieformen? Die Autorin knüpft einen Zusammenhang zwischen dem 
Wandel des Souveränitätskonzepts und seiner rechtfertigenden Kraft für zeit-

                                                            
30 Vgl. Reinhart Koselleck, Begriffsgeschichten, Frankfurt am Main 2006. 
31 Siehe dazu auch die nationalismustheoretische Untersuchung der Protestant Community Nordir-
lands von Sebastian Seibert, ‚God save Ulster!’ (Band 48). 
32 Vgl. Jean Bodin, Les six Livres de la République, Aalen (Paris), 1991 (1583). Für Bodin war die 
Eidgenossenschaft kein Staat! Vgl. auch Thomas Maissen, Die Geburt der Republic. Staatsverständ-
nis und Repräsentation in der frühneuzeitlichen Eidgenossenschaft, Göttingen 2006. 
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genössische Probleme. Wer ist angesichts der Unübersichtlichkeit der moder-
nen Welt wie souverän? Solange der Begriff seine Funktion auf fruchtbare 
Weise erfüllt, ist er keineswegs obsolet.  

Einen anderen Zugang zu der Problematik der Nation und der nationalen Iden-
tität eröffnet Gianni D'Amato „Vom Ausländer zum Bürger. Der Streit um die 
politische Integration von Einwanderern in Deutschland, Frankreich und der 
Schweiz“ (Band 5). Am Beispiel der italienischen Migranten in Deutschland, 
Frankreich und der Schweiz werden in dieser Studie eines (Süd-)Italieners und 
Schweizers Charakter und Reaktionsfähigkeit von politischen Systemen auf 
die Herausforderung einer multikulturellen Gesellschaft untersucht. Sie the-
matisiert die Theorien und Entwicklungslinien der bisherigen Migrationsfor-
schung und bietet eine historisch kontextualisierte Darstellung der 
Koevolution von Einwanderung und Staatsbürgerschaft in den drei untersuch-
ten Ländern. Gerade die von den Städten ausgehenden Konflikte und Partizi-
pationsbestrebungen - lokales Wahlrecht, erleichterte Einbürgerung, doppelte 
Staatsbürgerschaft - sind für diese Debatten von Relevanz33, weshalb die poli-
tische Urbanität eine besonders kreative Bezugsgröße für eine bürgerschafts-
zentrierte politische Theorie bildet. Sie begleitet und reflektiert eine 
Bürgergesellschaft, die nach außen hin offen bleibt und eine offene Debatte 
über alles riskiert. Gerade die Ausweitung politischer Teilhaberechte auf ehe-
malige Ausgeschlossene ist eine Bedingung für eine sich zivil verstehende 
Nation, eine transnationale Nation. In diesem Kontext stehen auch die Vor-
schläge für eine transnationale Demokratie, die nicht mit postnationaler De-
mokratie zu verwechseln ist. 

Im deutschsprachigen Raum ist der Begriff ‚transnationale Demokratie’ – im 
Zusammenhang mit einem Projekt einer transnationalen europäischen Ver-
fassung (a) – zum ersten Mal 1995 in der öffentlichen Form eines Buches 
lanciert worden.34 Innerhalb dieses großen Rahmens erfahren Begriff und 

                                                            
33 Vgl. auch Gianni D’Amato, Brigitte Gerber (Hg.), Herausforderung Integration. Städtische Migra-
tionspolitik in der Schweiz und in Europa, Zürich 2005. 
34 Vgl. Roland Erne, Andreas Groß, Bruno Kaufmann, Heinz Kleger (Hg.), Transnationale Demo-
kratie. Impulse für ein demokratisch verfasstes Europa, Zürich 1995. 
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Thema der transnationalen Demokratie sodann eine Spezifizierung und Opera-
tionalisierung (b), wenn es um den vorsichtigen Einstieg in die direkte Demo-
kratie auf europäischer Ebene geht: „Mindestens eine Million Bürgerinnen 
und Bürger aus einer erheblichen Zahl von Mitgliedstaaten können die Kom-
mission auffordern, geeignete Vorschläge zu Themen zu unterbreiten, zu de-
nen es nach Ansicht der Bürgerinnen und Bürger eines Rechtsakts der Union 
bedarf, um die Verfassung umzusetzen. Die Bestimmungen über die besonde-
ren Verfahren und Bedingungen, die für eine solche Bürgerinitiative gelten, 
werden durch ein Europäisches Gesetz festgelegt“ (Art. 46, Abs. 4). Dabei 
bleibt noch offen, wie das Bürgerbegehren konkret umgesetzt werden kann, 
ob sich das Quorum noch erhöht und aus wie vielen Ländern Unterstützer 
zusammenkommen müssen. Der Artikel des Verfassungsentwurfs des Kon-
vents markiert jedenfalls einen historisch neuen Schritt in Richtung einer hori-
zontalen transnationalen Demokratie35, während die transnationale 
Demokratie der europäischen repräsentativen Demokratie im bekannten verti-
kalen Modus verbleibt, der zu einem repräsentativen Absolutismus tendieren 
kann und bei weiterer Zentralisierung der EU auch tendieren wird. Den Ver-
fechtern direkter Bürgerdemokratie geht es primär um das Referendum über 
die europäische Verfassung, an zweiter Stelle steht die Einführung des Uni-
ons-Bürgerbegehrens sowie des obligatorischen Referendums bei Verfas-
sungsänderungen. Das sind Impulse und erste Initiativen für transnationale 
Demokratie, die weiter wirken. Innerhalb der (real existierenden) ‚materiellen’ 
europäischen Verfassung bedeutet transnationale Demokratie schließlich (c) 
eine mehrstufige, locker gekoppelte Demokratie, die wechselseitig eine kom-
plexe Bürgerschaft bedingt (Unionsbürger, Staatsbürger, Regional- und Lo-
kalbürger bzw. ‚Lokalpatrioten’). Voraussetzung hierfür ist der Aufbau, Erhalt 
sowie das Wachstum einer politischen Kultur ziviler Komplexität, was durch 
eine politische Theorie beeinflusst werden kann, die in diese Richtung arbei-
tet. Dies legt ganz besonders einen hermeneutisch-pragmatisch-konstruk-
tivistischen Ansatz nahe, den wir noch weiter erläutern werden. 

                                                            
35 Siehe dazu Bruno Kaufmann, Alain Lamassoure, Jürgen Meyer (Hg.), Transnational Democracy 
in the Making, Amsterdam 2003; The Initiative for Europe, Handbook 2008, Hg. von Carsten Berg 
u.a., Bruxelles, 2007. 
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Zwischen politisch verstandener Urbanität und transnationalen Nationen 
bestehen Zusammenhänge. Ebenso ist es heute sinnvoll, den interreligiösen 
Dialog, wie er von den Religionsgemeinschaften geführt wird, mit den gesell-
schaftspolitischen Fragen des zivilen Zusammenlebens in Städten – in Fragen 
der Migration, der Asylpolitik, der Bürgerrechte, der Bildung und Erziehung – 
zu verknüpfen. Die Geschichte der Städte wie Europas insgesamt ist vor die-
sem Hintergrund aus dem Blickwinkel der Toleranz zu lesen und weiterzufüh-
ren. Was in den holländischen Städten passiert ist, vor allem in Rotterdam36, 
lässt sich auch in anderen Ländern nicht ausschließen. Noch mehr als in der 
Vergangenheit wird sich künftig in den Städten erweisen, was tragfähiges 
gesellschaftliches Zusammenleben heißt. Die Konflikte, die daraus entstehen, 
werden den zivilen Charakter von Nationen und deren Politik mitbestimmen, 
wie Dänemark vor unseren Augen deutlich demonstriert. Zur europäischen 
Urbanität gehört die entwicklungsfähige Toleranz, die auf Vielfalt setzt. Viel-
falt ist ein Wert an sich, der Selbständigkeit erzeugt. Sie ist für die Kultur, was 
die Artenvielfalt für die Natur – ein unbezahlbarer Reichtum. Die Städte wett-
eifern geradezu um die toleranteste Stadt. Es ist dies auch die Stadt, die in 
einem selber wohnt und die wir als Lebensweise schätzen. Der Bürgermeister 
von New York hält zum Beispiel seine Stadt, die aus dem niederländischen 
Geist der Toleranz heraus entstanden ist (Neu-Amsterdam), für die tolerantes-
te der Welt. Tatsächlich ist in New York oder London wie nirgendwo sonst 
die Welt zuhause. Gerade London hat nach den Terroranschlägen im Juli 2005 
für die Europäer einmal mehr demonstriert, was eine wahre Weltstadt aus-
macht. Die Londoner, die stolz auf die kulturelle Vielfalt ihrer Stadt sind, 
werteten die Anschläge nicht als einen Clash der Kulturen, sondern als An-
schläge auf die fragile Multikultur, die sie in dieser großen zivilisierten Stadt 
auch unter schwierigen Umständen bekräftigen wollen und gerade nicht in 
Frage stellen. Dies zeigt, dass politische Urbanität auch unter schwierigen 
Bedingungen fähig und imstande ist, eine freilich verletzbare Identität der 
Toleranz zu erhalten, der es dennoch nicht an Entschlossenheit gegen die 

                                                            
36 Siehe zu dieser wichtigen Stadt, die in Europa seit Pim Fortyn für viel Furore gesorgt hat: Frank 
Eckhardt, Rotterdam: Konturen einer globalisierten Stadt, München 2001 (Band 7); vgl. auch Ian 
Buruma, Die Grenzen der Toleranz, München 2007. 
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Feinde der Toleranz fehlen muss. Diese Toleranz mit demokratischer Spann-
kraft ist geradezu das Kennzeichen einer politikfähigen Bürger- und Stadtge-
sellschaft, die ohne neue Dynamiken und Konflikte nicht zu haben ist. Diese 
neuen Konflikte werden zu neuen europäischen Städten führen: Das neue 
Europa wächst zusammen; aber nur zusammen als tolerante, nicht-blasierte 
Städter, die Großstädte nicht bloß konsumieren und als Kulisse missbrauchen, 
werden wir wachsen. Das sollte die zivile Entwicklungsstrategie bleiben. 

Zu dieser zivilen Entwicklungsstrategie gehört auch die Problematik, der sich 
das von der Philosophin Simone Zurbuchen herausgegebene Buch, „Bürger-
schaft und Migration. Einwanderung und Einbürgerung aus ethisch-politischer 
Perspektive“ (Band 49) widmet. Die Autoren des internationalen Sammelban-
des37 argumentieren, dass im Zuge der Globalisierung die Grenzen der Natio-
nalstaaten durchlässiger geworden sind. Politische Mitgliedschaft ist im 
heutigen Europa nicht mehr auf Einzelstaaten beschränkt, sondern konkreti-
siert sich auf mehreren Ebenen (z.B. als Staats-, EU- und Weltbürgerschaft). 
Diesem Trend zur Öffnung und Verschiebung von Grenzen steht jedoch das 
Bestreben gegenüber, Einwanderung und Einbürgerung von Migranten aus 
nicht-westlichen Staaten unter Anwendung von nationalen Kriterien, die oft 
als willkürlich erscheinen, zu beschränken. Das vorliegende Buch, das mit 
einem Beitrag des kanadischen Politikwissenschaftlers Joseph H. Carens 
„Wer gehört dazu?“ eröffnet wird, diskutiert die Frage, wie die Grundsätze 
der Freiheit und Gleichheit, auf die sich die westlichen Staaten verpflichten, 
im Umgang mit Immigranten angewendet werden sollen. Diese internationale 
Diskussion versucht die Potsdamer Reihe auch auf die Region Berlin-
Brandenburg anzuwenden.38 Es wird inzwischen viel über Immigranten ge-
sprochen, aber wenig mit ihnen: Nicht zufällig ist die Selbstorganisation der 
Migranten ein vernachlässigtes Thema. Das Buch von Katharina Leienberger 
„Migrantenselbstorganisationen und ihre Rolle als politische Interessenvertre-
ter“ (Band 42) geht am Beispiel zweier Dachverbände in der Region Berlin-
Brandenburg erstmals diesem Thema nach. Migrantenselbstorganisationen 

                                                            
37 Dieser wurde vom Schweizer Nationalfonds finanziell unterstützt. 
38 Siehe dazu vor allem die Bände 17, 34, 35 und 42. 
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erfüllen neben ihrer sozial integrativen auch eine politische Funktion. Im 
Rahmen der Zivilgesellschaft haben Zuwanderer – auch ohne Wahlrecht – die 
Möglichkeit, über ihr Engagement in Selbstorganisationen ihre Interessen in 
gesellschaftspolitische Prozesse einzubringen. Allerdings bleibt ihre Wirkung 
bescheiden, wenn sie nicht Allianzen mit etablierten Institutionen und Organi-
sationen schmieden können. 

Die wichtigste Diskriminierungslinie verläuft heute nicht mehr zwischen Bür-
gern und niedergelassenen Ausländern, sondern zwischen EU-Europäern und 
Angehörigen anderer Staaten sowie zwischen Einwohnern mit Aufenthalts-
rechten und Ausländern mit prekärem Status (Illegale, Papierlose, Flüchtlinge 
und Asylbewerber). Das Asylthema sorgt nach wie vor für politische Mobili-
sierung, insbesondere was den Missbrauch und die Frage der Sans-Papiers 
angeht. Gegenwärtig schätzt man mehr als eine halbe Million Illegale allein in 
Deutschland. Die Wissenslücken sind jedoch groß. Es gibt zu denken, dass 
reiche Länder mit liberaler Tradition wie Holland, Dänemark oder Norwegen 
inzwischen die schärfste Ausländergesetzgebung in Europa haben. Die 
Schweiz ist noch nicht so weit, aber auf dem Weg dorthin. Die Mitgliedstaa-
ten der EU sind in letzter Zeit in einen regelrechten Wettlauf um die schärfs-
ten Asyl- und Einwanderungsbestimmungen eingetreten. Die Dänen gingen, 
ohne europäische Regelungen abzuwarten, voran: Die Briten, Belgier, Spanier 
und andere folgten. Das sind zivile staatsbürgerliche Nationen, für die ihre 
Bürger eine Verantwortung tragen, und nicht irgendwelche anonyme Kollek-
tive. Flüchtlinge zum Beispiel, die schwächste Gruppe, erfordern mehr als 
Toleranz, sie erfordern Solidarität – Toleranz als Solidarität eines Integrati-
onslandes. Es ist beschämend, dass ausgerechnet die ärmsten Länder der Welt 
die meisten Flüchtlinge aufnehmen, während die reichsten Länder humanitäre 
Traditionen sukzessive abbauen. Was die Bürgerschaft kann und will, muss 
deshalb von vornherein klar sein und offen diskutiert werden. Mehr Großzü-
gigkeit könnten sich die reichen Länder sehr wohl leisten, es wäre nur ein 
Hauch globaler Gerechtigkeit. Deswegen will zum Beispiel der Flüchtlingsrat 
in Brandenburg mit einer Volksinitiative bessere Lebensbedingungen für  
Asylbewerber schaffen. Dabei geht es um ein Diskriminierungsverbot in der 
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Landesverfassung sowie um die Abschaffung der Wertgutscheine zugunsten 
einer Rückkehr zur Auszahlung von Bargeld. Das so genannte Sachleistungs-
prinzip entmündigt die Flüchtlinge und führt zudem in Städten und Gemein-
den zu zusätzlichen Verwaltungskosten, die man doch minimieren möchte. 
Reale Zufluchtsorte sind letztlich Städte der Zuflucht – Zufluchtsstädte.39 Dies 
erinnert einmal mehr daran, wie lebensfreundlich – und manchmal buchstäb-
lich lebensrettend – die urbane Toleranz ist, die mehr eine komplexe Realität 
als ein einfaches Ideal darstellt. In diesen Realitäten, die im Übrigen bewei-
sen, dass Multikulturalismus weder neu noch modern ist, steckt eine sowohl 
vorgefundene als auch gemachte zivile Komplexität, die ein bereicherndes und 
freundliches Zusammenleben verbürgt. Diese zivile Komplexität entstehen zu 
lassen und zu bewahren ist Lebens- und Regierungs-Kunst zugleich. Wenn 
politische Theorie dazu beitragen kann, hat sie einen Sinn. 

Eine andere Blickweise auf die Problematik eines sich transformierenden 
Nationalstaates unter den Bedingungen der Globalisierung liefert der Russ-
landkenner Jörn Knobloch „Hybride Systeme – Politische Praxis und Theorie 
am Beispiel Russlands“ (Band 37). Er untersucht den russischen Staat als 
hybrides politisches System. Unter dem Druck globaler Einflüsse verändern 
Gesellschaften ihre Ordnung, doch entstehen dabei nicht die erhofften Kopien 
liberaler nationalstaatlicher Demokratien, sondern Hybride. Das Buch stellt 
am Beispiel Russlands dieses Phänomen dar. Mit einem kulturtheoretischen 
Ansatz wird die Hybridität ausführlich dargestellt. Schließlich wird eine poli-
tische Theorie hybrider Systeme entwickelt, deren Schwerpunkt auf der Ver-
arbeitung des Synkretismus und nicht auf enttäuschten Demokratisierungs-
erwartungen beruht. Interessanterweise wurde das Buch vor allem als Länder-
studie wahrgenommen.40 Doch die Implikationen der Theorie hybrider Syste-
me für zeitgenössische politiktheoretische Interpretationen im Kontext von 
Transformationen und Demokratisierung sind weitreichender. Genannte In-

                                                            
39 Siehe auch: Cornelia Schimpf, Versagen einer Zufluchtsstadt. Kulturpolitik in der Weimarer 
Republik am Beispiel des Staatlichen Bauhauses in Weimar von 1919 bis 1925, Berlin 2008 (Band 
52). 
40 Vgl. Tom Tieme, Extremistische Parteien im postkommunistischen Osteuropa, in: Aus Politik und 
Zeitgeschehen, Nr. 43/2007. 
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terpretationen verharren zumeist in einem Demokratisierungsparadigma,41 
was konzeptuelle und methodische Schwierigkeiten mit sich bringt. Folgende 
Probleme sind hervorzuheben:  

• die Vorstellung eines Entwicklungsdeterminismus, bei dem sich po-
litische Systeme nach dem Ende des Staatssozialismus in einem 
‚Post’-Zustand befinden, der entweder durch ein ‚Vor’ zur Demo-
kratie oder ein ‚Zurück’ zum Autoritarismus beendet werden kann; 

• die Nutzung eines technischen Terminus, der die Idee impliziert, 
man müsse nur ein wenig an den Institutionen verändern, um die 
‚Maschinerie der Demokratie’ zum Laufen zu bringen; 

• und schließlich eine Verwirrung stiftende Flut von Misch- und Sub-
typologisierungen. 

Im Gegensatz zu dem so gezeichneten unterkomplexen Bild kann das Hybri-
disierungs-Konzept wichtige Einsichten liefern. Hybridisierung lässt sich 
dabei als Prozess definieren, bei dem Formen (Elemente) aus existierenden 
externen Zusammenhängen separiert und mit neuen Formen in neuen Prakti-
ken kombiniert werden.42 Das Ergebnis wird durch den Begriff des Synkre-
tismus umrissen, der zwar auf Vermischung zielt, jedoch nicht auf eine 
zugrunde liegende Einheit.43 Hybride politische Systeme sind synkretistisch, 
das heißt: in ihnen koexistieren adaptierte Symbole mit überkommenen Prak-
tiken, in die Praktiken integrierte (externe) Elemente und importierte Prakti-
ken. Das Nebeneinander bzw. die Mischung zeigt sich als Mimikry und 
Mélange.44 Mimikry stellt auf eine oberflächliche Hybridität ab, bei der exter-
ne Elemente nur als ‚Maske’ für die Kontinuität der vorhandenen Praktiken 
dienen. Unter der Oberfläche adaptierter Elemente setzt sich jedoch die Rou-
tine eingespielter Praktiken fort. Die Folge ist, dass die formalisierten demo-
kratischen und bürokratischen Strukturen lediglich als Fassade dienen. Im 
                                                            
41 Vgl. Wolfgang Merkel, Gegen alle Theorie? Die Konsolidierung der Demokratie in Ostmitteleu-
ropa, in: PVS, 48/3, 2007, S. 413-433. 
42 Vgl. Jan N. Pieterse, Globalization as Hybridization, in: Mike Featherstone, Scott Lash, Roland 
Robertson, (Hg.), Global Modernities, London u. a. 1995, S. 45-68, hier: S. 49.  
43 A.a.O., S. 56. 
44 A.a.O. 
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Gegensatz dazu bilden innerhalb einer Mélange die überkommenen und ex-
ternen Elemente eine besondere Mischung, die sich in ihrer Form sowohl vom 
Ursprung der Koexistenz als auch von den externen Elementen unterscheidet. 
Statt der Kontinuität der Mimikry entsteht in der Mélange etwas Neues. Der 
Synkretismus in den Hybriden verändert die Struktur der politischen Systeme. 
Dabei verlieren gängige Kategorien, mit denen Systeme differenziert werden, 
ihre heuristische Funktion: Einheiten, die in westlichen Kontexten spezifische 
Aufgaben haben, erhalten so einen völlig anderen Status. Kurz, die Rationali-
tät hybrider Systeme entspricht einem eigenen Modus der Koexistenz, die sich 
von anderen politischen Systemen deutlich abgrenzt. 

Die hybriden Systeme in Osteuropa sind moderne Phänomene. Um unter dem 
Druck der Globalisierung in der Welt anschlussfähig zu bleiben, müssen sich 
diese Länder zur Ordnung der Demokratie und der Marktwirtschaft geradezu 
bekennen. Gleichzeitig reproduzieren sie ihre spezifische soziale Koexistenz 
und befördern damit den Synkretismus. Dadurch hervorgerufene normativ-
politische Probleme sind zum einen a) die Dominanz subjektiver und gehei-
mer Machtbeziehungen, die ein Herrschaftssystem auszeichnen, dessen ent-
scheidendes Merkmal auf dem Geheimnis aufbaut und damit keineswegs dem 
Prinzip egalitärer demokratischer Öffentlichkeit, in der sich Interessen artiku-
lieren können, entspricht. Das ist in Russland deutlich zu beobachten. Ein 
weiteres Problem b) ist die Entpolitisierung der Koexistenz, was ‚Macht ohne 
Politik’45 generiert. Dadurch gewinnt strukturelle Macht an Bedeutung und 
entzieht der politischen Praxis ihren eigentlichen Sinn. Schließlich erschwert 
der Synkretismus (c) den Modus der Identitätsbildung, wodurch sich fehlende 
oder schwache Identifikationen mit einer politischen Gesellschaft einer erfolg-
reichen Selbstidentifikation der einzelnen Mitglieder gegenüberstehen, wo-
durch einheitliche Definitionen und Dispositionen erschwert werden. Die 
genannten Mängel lassen sich auf andere Kontexte übertragen. Es handelt sich 
um allgemeine Schwierigkeiten für alle Gesellschaften, die zwischen dem 
global aufgebauten Anpassungsdruck und dem Streben nach Reproduktion der 

                                                            
45 Vgl. Jadwiga Staniszkis, Post-Communism: The Emerging Enigma, Warzawa 1999. 
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eigenen Organisationslogiken oszillieren. Dabei ändern sich die Bedeutungen 
traditioneller Zuordnungen wie Demokratie, Staat, Öffentlichkeit usw.  

Derselbe Autor hat sich auch schon mit dem vergleichenden Theorieansatz 
‚Defekte Demokratien’ kritisch auseinandergesetzt (Band 16). Dieser Ansatz 
entwickelt für politische Systeme, die sich im Zuge der Transformation nicht 
zu liberalen Demokratien westlichen Musters gewandelt haben, Subtypisie-
rungen von Demokratie.46 Dabei ist das Konzept sukzessive in seiner theoreti-
schen Basis erweitert worden und gehört mittlerweile zu den bekannten 
Ansätzen im Umgang mit politischen Systemen innerhalb der Grauzone zwi-
schen Demokratie und Autoritarismus. Wegen seiner intendierten Forschungs-
strategie, seinen Annahmen und seinen Kategorien ist es jedoch nicht 
unumstritten, wie Knobloch deutlich herausarbeitet. Damit wurde in der Reihe 
frühzeitig ein eigener Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion über geschei-
terte Demokratisierung geliefert.47 

                                                            
46 Vgl. Wolfgang Merkel, Michael Puhle, Aurel Croissant, Peter Thiery, Defekte Demokratie, Band 
1: Theorie, Opladen 2003. 
47 Vgl. Petra Bendel, Aurel Croissant, Friedbert W. Rüb (Hg.), Zwischen Demokratie und Diktatur: 
Zur Konzeption und Empirie demokratischer Grauzonen, Opladen 2002. 



 

 

4. Städteregion und Transnation  

Beim dritten Forschungsschwerpunkt steht unter anderem der Begriff des 
transnationalen Regionalismus im Zentrum. Dieses Konzept wird durch den 
Band von Petra Newrly „Transnationaler Regionalismus. Die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit am Oberrhein - ein Beispiel für die Fortentwicklung 
der europäischen Integration?“ (Band 15) eingeführt, das auch in Brandenburg 
mit seiner langen Grenze zu Polen aufgenommen und diskutiert worden ist. 
Transnationaler Regionalismus wird darin als ein Phänomen definiert, das 
aufgrund der zunehmenden nationalen Kompetenzübertragungen auf die sup-
ranationale Ebene und im Zuge der Globalisierung seit den 60er Jahren eine 
bedeutende Entwicklung erfahren hat. Ein herausragendes Beispiel hierfür ist 
die trinationale Euroregion Oberrhein. Anhand von Theorien der Integrations- 
und der Grenzraumforschung wird untersucht, welchen Beitrag die grenzüber-
schreitende Kooperation am Oberrhein zur europäischen Integration bereits 
geleistet hat und noch leistet. Als Untersuchungsfeld dienen Petra Newrly 
sowohl die politisch-administrativen Prozesse als auch die praktische Umset-
zung grenzüberschreitender Projekte. Hieraus werden Kriterien für die Fort-
entwicklung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit abgeleitet, die 
gleichzeitig Einfluss auf die europäische Integration und den Bedeutungszu-
wachs der Region als Entscheidungsebene haben, was gerade auch für die 
osteuropäischen Grenzregionen hier in Brandenburg und Polen lehrreich ist. 
Ähnlich argumentiert Thorsten Kohlisch in „Regional Governance in europäi-
schen Regionen: Eine empirische Analyse der transnationalen Verbünde 
Großregion/La Grande Région und Oder-Partnerschaft/Partnerstwo-Odra“ 
(Band 51). Regionale Entscheidungsträger erkennen zunehmend die vielfälti-
gen Chancen, die sich aus der Verknüpfung der wirtschaftlichen, kulturellen 
und wissenschaftlichen Potentiale lokaler Standorte zu einem wettbewerbsfä-
higen Handlungs- und Wirtschaftsraum ergeben. Zugleich werden regionale 
Vernetzungsaktivitäten über nationalstaatliche Grenzen hinweg von der Euro-
päischen Union unterstützt. Mit der Großregion SaarLorLux - Rheinland-Pfalz 
- Wallonien und der deutsch-polnischen Oder-Partnerschaft konzentriert sich 
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das Buch auf zwei europäische Makroregionen, in denen sich die Akteure vor 
Ort dazu entschlossen haben, der Regionalentwicklung eine europäische Per-
spektive zu geben – nicht ein Europa der Regionen, sondern ein Europa mit 
den Regionen. So wächst Europa zusammen. 

Die Wurzeln des transnationalen Regionalismus sind oft in den Städteregio-
nen zu finden. Der von Heinz Kleger, André Lomsky und Franz Weigt he-
rausgegebene Band „Von der Agglomeration zur Städteregion – Neue 
politische Denk- und Kooperationsräume“ (Band 41) argumentiert, dass die 
moderne gesellschaftliche Entwicklung hin zu Agglomerationen das Gesicht 
unserer Gesellschaften seit den 50er und 60er Jahren massiv verändert hat. 
Dennoch ist diese Veränderung weder sozial noch kulturell noch politisch 
bewältigt. Dabei ist geradezu ein Gegensatz 'Zersiedelung' versus 'Stadt' ent-
standen. Vor diesem Hintergrund vertieft der Band thematisch wie empirisch 
das Thema 'Stadtregion'. Zu den Folgewirkungen der Suburbanisierung gibt es 
inzwischen 'Gegenbewegungen', nicht nur in Europa, sondern auch in den 
USA, dem klassischen Land der 'Suburbs'. Die Herausgeber diskutieren die 
strategischen Visionen, die heute mit Stadtregionen verbunden werden. Sie 
stellen dabei die behandelten Beispiele in die Perspektive einer aufgeschlos-
senen politischen Theorie des Weltortes Stadt, in der Lokalität, Regionalität 
und Globalität verknüpft sind. Dafür sind alle weltvermittelnden Sinne der 
(identitären) Orts-Stadt wie der (funktionalen) Raum-Stadt gefordert. Dies 
führt zu einer neuen Generation zivilen Handelns mit einer neuen urbanen 
Agenda. ‚Challenge and response’ heißt die kontinuierlich-diskontinuierliche 
Bewegungsform politischer Theorie. 

Die Festigung und Erweiterung einer urban aufgeklärten Bürgergesellschaft 
vollzieht sich als neue Wir-Bestimmung der politischen Gesellschaft: Poli-
tisch bezieht sich dabei auf das Wie des Zusammenlebens verschiedener Men-
schen. Für diese Selbstfindung kommt es heute angesichts manifester, 
regional eskalierender Zivilisationseinbrüche wieder darauf an, die Zivilität 
der Bürgergesellschaft mit der Stärke des Staates zu verbinden und wirksam 
zu gewichten. Die Reichtumsgesellschaften des Nordens könnten das Streben 
nach größtmöglicher ‚negativer’ Freiheit – Freiheit als Optionalität – von in-
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nen heraus in integrierten Regelkreisen begrenzen. Die urban aufgeklärte 
Bürgergesellschaft hat dabei zunächst auch im Nahraum des Handelns – 
Wohlfahrt, Bürgerrechte und -pflichten betreffend – zumindest Rückschritte 
zu vermeiden. Gleichzeitig aber sind Fortschritte im Fernraum zu erzielen. 
Der ‚global citizen’ existiert nirgends als Weltbürger. In erster Linie hat er 
begrenzte Bürgerrechte und ist in der Mehrzahl als Einheimischer oder Einge-
bürgerter der Einwohner-Bürger eines begrenzten Gemeinwesens. Insoweit 
lebt er – abgesehen von seiner Weltanschauung – seine fernräumliche, trans-
nationale Weltlichkeit nach Maßgabe der Weltgeselligkeit der Staaten und 
Städte, an deren Bürgerrechten und -pflichten er teilnimmt.  

Man ist zuerst Stadtbürger, bevor man Weltbürger wird. Oder anders gesagt: 
Der ‚Stadtbürger’ kann, wenngleich nicht auf eine einfache, so doch realisti-
sche Art, ‚Weltbürger’ sein, denn Städte sind Weltorte: In ihnen verbinden 
sich auf vielfältige Art und Weise in einer urbanen Zivilisation Welt und Ort, 
mithin das Lokale und das Globale. Dass im erwünschten und zum Teil aktua-
lisierten Prozess von Rio ein globales Gemeinwesen der Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik gedeihen kann, ist keine schlechte politische Utopie mehr, 
innerhalb derer den Menschen ihre Freiheit genommen und ihnen die Plätze 
zugewiesen werden. Viele Staaten, vor allem aber zahlreiche Städte, haben 
sich auf die Agenda 21 verpflichtet und machen damit lehrreiche Erfahrungen. 
Insbesondere im kommunalen Bereich sind die Anregungen auf fruchtbaren 
Boden gefallen, obwohl es Schwierigkeiten bereitet, ‚ganzheitliche’ Ansätze 
auf größere Städte zu übertragen: Berlin, Frankfurt a. M., Essen, Hamburg 
usw. sind im Unterschied etwa zu Viernheim (bei Mannheim) eben keine 
Brundtland-Städte.48 In Deutschland gehen unter den größeren Städten Heidel-
berg und München am weitesten bei der bürgernahen Umsetzung der Agenda 
21. Basel49 und mittlerweile viele andere Städte versuchen, dem nachzueifern 
und voneinander zu lernen. Dabei werden gleichzeitig neue Formen der De-
mokratie etwa über die Kombination von Elementen aus ‚Zukunftswerkstät-
ten’ mit Elementen aus ‚Konsens-Konferenzen’, des kooperativen Regie-

                                                            
48 Siehe dazu die verschiedenen Beispiele in Harald Kissel (Hg.), Nachhaltige Stadt, Berlin 2000. 
49 Vgl. den ‚Aktionsplan Stadtentwicklung 1997’ in Basel. 
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rungs- und Verwaltungshandelns sowie der Planung eingeübt, ohne dass damit 
zusätzliche Parallelstrukturen und -institutionen geschaffen werden. Wie aber 
sieht es aus, wenn man sich an seinem Lebensort mit den ‚großen Absichten’ 
auseinandersetzt? Wie lassen sich die großen Ziele auf die eigene Stadt und 
die eigene Region übertragen? 

 „Global denken – lokal handeln“ lautet seit vielen Jahren das Motto zahlrei-
cher Initiativen, die sich für Umwelt- und Entwicklungsthemen engagieren. 
Auf höchster politischer Ebene wurde dieses Motto 1992 auf der UNCED-
Konferenz in Rio de Janeiro in die Form internationaler Verträge und Erklä-
rungen gegossen. In Kapitel 28 der Agenda 21 wurde diese globale Tagesord-
nung auf die lokale Ebene übertragen. Inwiefern hat nun dieser LA21-Prozess 
zum Beispiel in Potsdam dazu beigetragen, die Stadt auf den Weg zu einer 
nachhaltigen Entwicklung zu lenken? Dieser Frage geht die Untersuchung von 
Krister Volkmann „Lokale Agenda 21 in Potsdam und Osnabrück. Initiativen, 
Strukturen, Projekte“ (Band 14) nach. Zu diesem Zweck wurde der LA21-
Prozess in Potsdam hinsichtlich der Aspekte Initiativen, Projekte, Bürgerbetei-
ligung, Nachhaltigkeit und Selbsteinschätzung untersucht und vor dem Hin-
tergrund eines LA21-Prozesses in einer vergleichbaren Stadt – Osnabrück – 
betrachtet. Für die Einschätzung des Erfolgs wurde das von der FEST (For-
schungsstelle der Evangelischen Studiengemeinschaft) entwickelte Indikato-
rensystem mit einer differenzierten Betrachtung der ökologischen, 
ökonomischen, sozialen und partizipativen Dimensionen angewandt.50 Die 
Indikatorenauswahl ergibt ein uneinheitliches Bild. In manchen Bereichen 
waren bis 2002 erfreuliche Fortschritte festzustellen, so nahm beispielsweise 
in Osnabrück die Zahl der ÖPNV-Nutzerinnen und -Nutzer zu, während in 
Potsdam mit der Inbetriebnahme eines neuen KWK-Kraftwerks große CO2-
Einsparungen erzielt werden konnten. Kleinere Erfolge gab es in beiden Städ-
ten bei der Senkung des Wasserverbrauchs und in Potsdam zusätzlich bei der 
Reduzierung der Luftverschmutzung. Dem stehen in beiden Städten jedoch 
                                                            
50 Hans Diefenbacher, Holger Karcher, Carsten Stahmer, Volker Teichert, Nachhaltige Wirtschafts-
entwicklung im regionalen Bereich. Ein System von ökonomischen und sozialen Indikatoren, Hei-
delberg 1997; Hans Diefenbacher, Dorothee Döring, Volker Teichert, Stefan Wilhelmy, Leitfaden 
‚Indikatoren im Rahmen einer Lokalen Agenda 21’, 2. Aufl., Heidelberg 2001. 
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ein gestiegener Energieverbrauch und in Potsdam sogar ein Rückgang der 
ÖPNV-Nutzerinnen und -Nutzer sowie ein stark gestiegener Flächen-
verbrauch für Gebäude und Verkehr entgegen. Für die wirtschaftliche und die 
soziale Dimension ergibt sich für Osnabrück ein leicht positives Bild mit Er-
folgen bei der Senkung der Arbeitslosigkeit und der Abhängigkeit von Sozial-
hilfe, einer ausgeglichen Beschäftigungsstruktur, regionalen Angeboten auf 
den Wochenmärkten, einer Senkung der kommunalen Schulden und einem 
starken kommunalen Engagement im Eine-Welt-Bereich. In Potsdam ist die 
Entwicklung weniger erfreulich: mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
(wenngleich geringer als der Durchschnitt im Land Brandenburg) und der 
Abhängigkeit von Sozialhilfe, einem parallelen Anstieg der kommunalen 
Schulden und einer weniger ausgeglichenen Beschäftigungsstruktur aufgrund 
des Mangels an Arbeitsplätzen im verarbeitenden Sektor. Immerhin weist 
Potsdam aber mit 64 Gruppen, Initiativen und Organisationen einen recht 
bunten Eine-Welt-Sektor auf, der indessen (wie überall) milieuübergreifend 
werden sollte. 

Mit Blick auf die partizipative Dimension von Nachhaltigkeit verfügt Potsdam 
nach dem angewandten Indikatorensystem über einen höheren Frauenanteil in 
der kommunalen Verwaltung. In beiden Städten ist ein deutlicher und erfreu-
licher Anstieg bei Vereinen, insbesondere Sportvereinen, zu verzeichnen. Ein 
Nachweis, inwiefern die beschriebenen Tendenzen ursächlich mit dem jewei-
ligen LA21-Prozess zusammenhängen, kann jedoch nicht geführt werden. 
Tatsächlich liegt die Vermutung nahe, dass ein Großteil der beschriebenen 
Entwicklungen stark durch andere Faktoren bestimmt wurde. Die Folgen eines 
erfolgreichen LA21-Prozesses werden wahrscheinlich eher erst auf längere 
Sicht spürbar. Von daher legt die Studie ein besonderes Augenmerk auf die 
partizipative Dimension des LA21-Prozess und dessen Zusammenhang mit 
der Verfügbarkeit von sozialem Kapital.51 

                                                            
51 Robert D. Putnam, Robert Leonardi, Raffaella Y. Nanetti, Making Democracy Work. Civic Tradi-
tions in Modern Italy, Princeton 1994; Robert D. Putnam (Hg.), Gesellschaft und Gemeinsinn. 
Sozialkapital im internationalen Vergleich, Gütersloh 2001. 
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Der LA21-Prozess wird außerdem in Bezug gesetzt zum Konzept der koope-
rativen Stadt. Deren zentrales Element ist der Dialog innerhalb der Stadtge-
sellschaft sowie zwischen den Bürgern, der Stadtverwaltung und der 
Stadtpolitik. Das Handeln des Staates wird in der kooperativen Stadt zum 
Verhandeln: Verhandeln ist hierbei der Interaktionsmodus, der zwischen dem 
strategisch ausgerichteten, an egoistischen Nutzenkalkülen orientierten „bar-
gaining“ einerseits und dem nach wahrheitsorientiertem Konsens strebenden 
herrschaftsfreien Diskurs andererseits steht.52 Wenn ein solcher Dialog nicht 
bloß ein weiterer unverbindlicher Gesprächskreis werden soll, sondern viel-
mehr eine neue kooperative urbane Kultur gründen soll, dann müssen folgen-
de Grundsätze beachtet werden: 1) Die Teilnahme daran ist für alle 
Einwohner offen. 2) Es muss aktive Öffentlichkeitsarbeit geleistet werden. 3) 
Die Heterogenität der städtischen Gesellschaft soll sich im Dialogprozess 
widerspiegeln. 4) Die Verbindlichkeit des Dialogs ist zentral, was von allen 
Beteiligten Ernsthaftigkeit und die Begründung von ablehnenden Positionen 
verlangt. Sinnvoll ist es daher auch, vor allem Schlüsselprojekte zum Gegens-
tand des Dialogs zu machen. 

Hat nun der LA21-Prozess in Osnabrück und in Potsdam dazu beigetragen, 
dass eine neue kooperative urbane Kultur entstanden ist? Misst man diesen 
Erfolg an Hand der vorgestellten vier Grundsätze, so kommt die Studie zu 
folgendem Ergebnis: Die formale Offenheit (Punkt 1) ist in beiden Städten 
gegeben, die LA21-Arbeitsgruppen sind für alle Einwohner offen. Eine aktive 
Öffentlichkeitsarbeit (Punkt 2) ist in Osnabrück durchweg erkennbar, in Pots-
dam teilweise, wenngleich diese noch ausbaubar wäre. Erfreulich hierbei ist, 
dass die lokale Presse in beiden Städten längere Zeit über LA21-Aktivitäten 
berichtete. Hinsichtlich der Repräsentation der Heterogenität der Stadtbevöl-
kerung kann man für Osnabrück wohlwollend feststellen, dass in den existie-
renden zwölf Arbeitskreisen der LA21 zumindest ein breites Spektrum 
vertreten ist. Bei den drei bis vier LA21-Arbeitsgruppen in Potsdam ist jedoch 

                                                            
52 Heinz Kleger, Kooperativer Staat – kooperative Stadt; in: Heinz Kleger, Andreas Fiedler, Holger 
Kuhle (Hg.), Vom Stadtforum zum Forum der Stadt. Entwicklung und Perspektiven des Stadtforums 
Berlin. Amsterdam 1996, S. 9-23. 
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offensichtlich, dass von einer ausreichenden Berücksichtigung der heteroge-
nen Stadtgesellschaft nicht gesprochen werden kann. Nun zum entscheiden-
den Punkt, der Verbindlichkeit des Dialogs (Punkt 4): Diesbezüglich kann 
man in Osnabrück festhalten, dass an der Verabschiedung der Leitlinien im 
Agenda-Forum die maßgeblichen gesellschaftlichen Institutionen beteiligt 
waren und dass zu den eingereichten Projektvorschlägen Beschlüsse des 
Stadtrats gefasst wurden, in denen eine eventuelle Ablehnung begründet wer-
den musste. Ein ähnliches Maß an Verbindlichkeit wurde in Potsdam nicht 
erreicht. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in Osnabrück im Rah-
men des LA21-Prozesses ein Dialog im Sinne der kooperativen Stadt in An-
sätzen erkennbar ist, in Potsdam jedoch noch nicht. 

In Potsdam fanden parallel zum LA21-Prozess weitere Gesprächsprozesse mit 
dem Ziel der Konsultation der Bevölkerung statt: ein Stadtforum für die gro-
ßen Fragen der Stadtentwicklung, Bürgerforen zu den Themen Stadtschloss 
und Alter Markt sowie zur innerstädtischen Entlastungsstraße (ISES) und ein 
Energie-Tisch. Angesichts dieser Fülle von Foren bleibt jedoch unklar, welche 
Relevanz und Entscheidungskompetenz diese Gremien haben. Auf dieses 
Problem verweisen auch andere Studien, einschließlich der Gefahr, dass die 
Gründung neuer Diskussionsforen die Orte der tatsächlichen politischen 
Macht eher verschleiern als öffnen helfen.53 Hieraus lässt sich ableiten, dass 
bei solchen, an sich unterstützenswerten Vorhaben, unbedingt ein klares, um-
fassendes Konzept für partizipative Stadtentwicklung nötig ist, in dem zum 
Beispiel Lokale Agenda 21, Bürgerhaushalt, Bürgerentscheide, thematische 
Dialogprozesse (wie zum Beispiel das Potsdamer Toleranzedikt als Stadtge-
spräch 2008) und das Konzept partizipativer Eigenbetriebe miteinander ver-
bunden werden. Am ehesten ist dies mit einer konkretisierten Vorstellung von 
Bürgerkommune zu erreichen. Die Bürgerkommune nach unserem Verständ-
nis kanalisiert den politischen Anspruch nach mehr rechtlicher Autonomie der 
Kommunen, ist sie doch Voraussetzung dafür, dass sich Städte und Gemein-
                                                            
53 Susan Parnell, The Politics of Transformation: Defining the city strategy in Johannesburg, in: 
Klaus Segbers, Simon Raiser, Krister Volkmann (Hg.), The Making of Global City Regions: an 
Exploration of Johannesburg, Mumbai/Bombay, Sao Paulo, and Shanghai. Baltimore 2007, S. 139-
167. 
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den ihrem spezifischen Ort gemäß so entwickeln, wie es eine Stadt der Bür-
gerschaft als sinnvoll erachtet. Die Bürgerkommune entwickelt und trägt die 
gemeinsam geteilte Idee der Stadtentwicklung trotz großer städtischer Diffe-
renzen. Die Bürgerschaft einer kreativen Stadt knüpft dabei innerstädtische 
Bündnisse. 

Die Konferenz von Rio 1992 hat aber auch gezeigt, dass die internationale 
Kooperation der Weltpolitik erst in ihren Anfängen steckt. Angesichts des 
heißen Friedens in einer gewaltigen Runde des interkontinentalen Wirt-
schaftskrieges und der gefährlichen Vielfrontenbelastung der UNO herrscht 
ein riesiges Strategiedefizit. Ein planetarisches Umwelt- und Entwicklungsre-
gime hinsichtlich der Global Commons ist nicht in Griffweite. Über das „Glo-
bal Forum“, den Nord-Süd-Gipfel der Nichtregierungsorganisationen, sowie 
über deren weitere Rolle im Rio-Prozess ist überdies in den Massenmedien 
kaum informiert und diskutiert worden. In unserem Kontext bleibt gleichwohl 
festzuhalten, dass diese zivilgesellschaftlichen Akteure in einem Maße einbe-
zogen waren, wie dies bis dahin noch nie der Fall gewesen ist. Innerhalb des 
Global Forum hat sich das „internationale Forum der NRO“ gebildet. Dabei 
ist es gelungen, einen Konsens darüber zu erzielen, dass die Umweltzerstö-
rung die soziale Frage im Weltmaßstab der Menschheit darstellt. Als Kataly-
satoren einer urban aufgeklärten Bürgergesellschaft werden die NRO in 
Zukunft eine wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, den Rio-Prozess 
lokal, regional und national zu implementieren.54  

Bei diesem Rückgriff auf die Bürgergesellschaft und einen entsprechenden 
demokratischen Politikbegriff geht es dennoch nicht um eine einfache Schuld-
zuweisung: Alle Akteure tragen (einige deutlich mehr als andere) in unseren 
Wachstumssystemen zum Überschreiten von Grenzen bei. Deshalb hat die 
reale Bürgergesellschaft als Inter-Subjekt der Zivilisationsverantwortung – 

                                                            
54 Siehe z.B. From Rio to Johannesburg, Heinrich Böll Foundation 2002; Globalization and Poverty, 
a.a.O. 2002; The Road to Johannesburg after September 11, a.a.O., 2001. Siehe auch: Karl-Werner 
Brand, Georg Jochum, Der deutsche Diskurs zu nachhaltiger Entwicklung, Münchener Projektgrup-
pe für Sozialforschung (MPS-Texte), München 2000; Karl-Werner Brand (Hg.), Politik der Nachhal-
tigkeit, Berlin 2002. 
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und sicherlich nicht die entweder maßlos über- oder aber hoffnungslos unter-
schätzten zivilgesellschaftlichen Akteure allein – an verschiedenen Stellen 
und auf unterschiedliche Weise, sicherlich auch machtkritisch und machtbe-
grenzend, Fortschritte in Richtung einer nachhaltigen Wirtschaftsgesellschaft 
zu erzielen. Ihr Handeln ist mithin ein gegliedertes, konfliktives und dennoch 
wenigstens zum Teil und temporär koaliertes Geschehen in neuen Akteurs-
konstellationen. Es ist allerdings – darüber dürfen wir uns nicht täuschen – 
überall in der Defensive: Globalisierung und Nachhaltigkeit sind noch kei-
neswegs miteinander verknüpft. Gerade in einer globalisierten Wirtschaftskri-
se, wie wir sie derzeit erleben, stellt sich diese Herausforderung mit 
besonderem Nachdruck. Der Weg zu einer ökologischen und sozial orientier-
ten Erneuerung – nachhaltige Entwicklung als gesellschaftliche Zielvision – 
sowie die damit verbundene Politik des Ausgleichs, insbesondere des sozialen 
und sozialräumlichen Ausgleichs in den Städten, erweist sich somit als Ge-
duldsspiel. Die Wahrnehmung dieser Verantwortung historisch-begrifflich zu 
begleiten und aufzuklären, ist keine Zeitgeist-Mode, die sich schnell in Luft 
auflöst, sondern erfordert sowohl Beharrlichkeit als auch ein komplexes Be-
griffsgefüge politischer Theorie, das moralisierende Kurzschlüsse vermeidet 
und sich mit kurzfristigen Bilanzen, voreiligen Verabschiedungen (zum Bei-
spiel des Staates, der Demokratie usw.) sowie mit Verbalradikalismus und 
naheliegender Resignation, dem Ausstieg aus kreativem Handeln, zurückhält.  

Wie aber kann das Lokale und Regionale mit dem Globalen verbunden wer-
den? Welche Ansätze gibt es hierfür in der Region Berlin-Brandenburg? Hier 
setzt die weiterführende Dissertation von Krister Volkmann an: „Regional und 
trotzdem global. Solidarische Ökonomie im Spannungsfeld von Regionalität 
und Globalität“ (Band 56). Sowohl die Regionalgeld-Initiative als auch der 
Faire Handel stellen Gegenstrategien im Sinne der Konzepte von „Glokalisie-
rung“55 und „Hybridität“56 zu den herrschenden Marktstrukturen dar. Sie ha-
ben zudem eine Nähe zum Subsistenz-Ansatz in der feministischen 
                                                            
55 Roland Robertson, Glokalisierung: Homogenität und Heterogenität in Raum und Zeit, in: Ulrich 
Beck (Hg.), Perspektiven der Weltgesellschaft, Frankfurt am Main 1998, S. 192-220. 
56 Iris Marion Young, Global Challenges. War, Self-Determination and Responsibility for Justice, 
Cambridge/Malden 2007. 
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Soziologie.57 Im Mittelpunkt steht das Recht, von der eigenen Arbeit leben zu 
können (Selbstversorgung), alte und neue Fähigkeiten zu entwickeln (empo-
werment) sowie das Recht, das eigene Lebensumfeld gestalten zu können 
(Selbstbestimmung). Die Berufung auf das Lokale, das Eigene, die Selbstver-
sorgung bedeutet dabei nicht, lediglich tradierte Formen unreflektiert auf-
rechtzuerhalten und sich abzuschotten. Dies würde die offene Flanke nach 
Rechts zu weit öffnen. Vielmehr geht es darum, neue Wege zu entwickeln, die 
zwar durchaus an das Alte anknüpfen können, aber auch offen sind für Neues. 
Für die Stadt Potsdam und das Land Brandenburg bedeutet dies, dass regiona-
le Entwicklung vor allem dann eine Chance hat, wenn sie durch Weltoffenheit 
und einen demokratisch kooperativen Geist geprägt ist. Weltoffenheit, sozia-
les Kapital und Kooperation stellen heutzutage wichtige Standortfaktoren dar, 
welche die eigene Wettbewerbsfähigkeit sichern helfen, wie verschiedene 
Studien belegen.58 Oder wie es die Metropolenforschung formuliert: „Auf 
diese Weise werden spezifische regionale Wissens- und Kreativitätsressour-
cen mit Informationen und Wissensressourcen in anderen, geographisch weit 
entfernten Regionen verknüpft.“59 Es stellt sich die Frage, ob das, was für 
Metropolenräume erkannt wurde, sich auch auf stärker benachteiligte, vor 
allem ländliche Regionen und für alternative Wirtschaftsmodelle übertragen 
lässt und ob sich auf diese Weise alternative Cluster bilden. Die Regisseure 
Kunle und Lauinger haben hierfür die Bezeichnung „Neuland“ gefunden: In 
diesem Film werden unkonventionelle Ansätze gezeigt, in durch Schrump-
fungsprozesse betroffenen ostdeutschen Regionen neue Wege zu gehen. 
„Neuland“ kann man dabei auch als eine „mentale Region“ verstehen, die auf 
ähnliche Weise Informationen und Wissensressourcen verknüpft, die nicht nur 

                                                            
57 Veronika Bennholdt-Thomsen, Juchitán – Stadt der Frauen, Reinbek 1994; Veronika Bennholdt-
Thomsen, Subsistenzorientierung statt Geldorientierung. Wovon leben unsere Städte wirklich?, in: 
Claudia von Werlhof, Veronika Bennholdt-Thomsen, Nicholas Faraclas (Hg.), Subsistenz und Wi-
derstand. Alternativen zur Globalisierung, Wien 2003, S. 232-254. 
58 Manuel Castells, Pekka Himanen, Suomen tietoyhteiskuntamalli, (Das finnische Modell der In-
formationsgesellschaft), Helsinki 2001; Robert D. Putnam, Robert Leonardi, Raffaella Y. Nanetti, 
Making Democracy Work. Civic Traditions in Modern Italy, Princeton 1994. 
59 Stefan Krätke, Europas Stadtsystem zwischen Metropolisierung und Globalisierung. Profile und 
Entwicklungspfade der Großstadtregionen Europas im Strukturwandel zur wissensintensiven Wirt-
schaft, Münster 2007. 
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geografisch zusammenhängen, sondern durch gemeinsame Werte, Überzeu-
gungen und Ziele verbunden sind.  

Hans-Joachim Feil untersucht die große Metropolregion Hamburg (Band 32): 
Zum einen geht es darum, vor dem Hintergrund der Regional Governance-
Debatte die Kooperation in der Metropolregion Hamburg zu analysieren, zum 
anderen soll aber auch das Konzept der Regional Governance selbst einer 
kritischen Betrachtung unterzogen werden, denn der transnationale Regiona-
lismus umfasst mehr als administrative Integrationsprozesse. Dabei entstehen 
neue regionalen Identitäten, die zum Beispiel in der Perspektive eines strate-
gischen Essentialismus untersucht werden können. Die Soziologen Erhard 
Stölting, Dietmar Rost, Tomasz Zarycki, Paolo Pasi, Ivan Pedrazzini und An-
na Tucholska gehen in ihrem Forschungsresümee „New Regional Identities 
and Strategic Essentialism. Case studies from Poland, Italy and Germany“ 
(Band 39) diesem Ansatz eingehend nach.60 Ausgehend von einer kritischen 
Position gegenüber dem Begriff der Identität werden die Herausforderungen 
bei der Herausbildung von regionalen Identitäten in Polen (Świętokrzyskie, 
Śląskie, Warmińsko-Mazurskie), Italien (Trentino-South Tyrol, Friuli Venezia 
Giulia, Veneto) und Deutschland (Brandenburg) diskutiert. Die Autoren prob-
lematisieren den nationalstaatlichen Kontext sowie den Einfluss der regiona-
len Medienpolitik und Geschichtsschreibung auf die Herausbildung bzw. 
Instrumentalisierung von regionalen Identitäten. Bei diesen Fallstudien han-
delt es sich gewissermaßen um lebensweltliche Tiefenbohrungen. Alle Regio-
nen, so unterschiedlich sie sind, liegen nahe beieinander und können viel 
voneinander lernen, ohne dass sie sich deswegen angleichen müssen. Europä-
isierung bedeutet nicht Standardisierung. 

Der Neubildung einer regionalen Identität gehen auch die Autoren des Bandes 
„Gemeinsam einsam: Die Region Berlin-Brandenburg“ (Band 8) nach. Berlin-
Brandenburg ist eine Werkstatt deutscher Einheit im Kleinen und deshalb 
besonders interessant. Dabei geht es seit 1989 um den Prozess einer schwieri-
gen mehrfachen Integration: Zwischen West- und Ostdeutschland, West- und 

                                                            
60 Das Buch ist aus einem Forschungsprojekt der Volkswagen-Stiftung 2001-04 hervorgegangen. 
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Ostberlin, Berlin und Brandenburg, Deutschland und Polen. Zudem handelt es 
sich in dieser Region um den lehrreichen Fall, dass eine potentielle Metropole 
neuen Typs und ein dünn besiedelter Flächenstaat aufeinander stoßen. Politik 
und Planung eines solchen Metropolenraumes stehen vor besonderen Heraus-
forderungen, die auch für Stadt-Umland-Beziehungen andernorts aufschluss-
reich sind. Weiterführende Vergleiche mit Wien, Warschau, Mailand usw. 
bieten sich an. Nach der gescheiterten Fusion der beiden Länder im Mai 1996 
sind die Wege allerdings wieder auseinander gegangen: Berlin hat sich als 
neue Hauptstadt eingerichtet, und Brandenburg als Land etabliert. Die Aufsät-
ze des Buches wollen aus der gescheiterten Fusion lernen. Sie verstehen sich 
mithin auch als Beiträge für einen zweiten Fusionsanlauf, der allerdings mit 
neuer Substanz und Strategie gefüllt werden muss. Denn die Kluft im Land 
wächst, das Gefälle zwischen Peripherie und engerem Verflechtungsraum mit 
Berlin nimmt zu. Die Leitbilder der gemeinsamen Landesplanung – dieser 
einzigartigen Behörde nicht nur in Deutschland – haben sich verändert. Dem 
weiterhin in teilnehmender Beobachtung nachzugehen ist aufschlussreich für 
alle Stadtregionen, welche die Suburbanisierungsproblematik kennen, denn 
dem ‚Los Angeles-Modell’ der Entwicklung kann durchaus etwas anderes 
entgegengesetzt werden. 



5. Bürgerschaftszentrierte politische Theorie 

Wie schon anfangs erwähnt, verfolgt die Reihe eine möglichst große demo-
kratische Bürgerschaftszentrierung von Strukturen, Problemen und Prozessen. 
Dies impliziert, dass nicht Macht, Herrschaft und Staat das Politische beherr-
schen oder gar monopolisieren. Vielmehr geht es bei unserem Begriff des 
Politischen stets um das Wie des Zusammenlebens verschiedener Menschen. 
Dieses Zusammenleben ist kein fixer Zustand, sondern ein sich immer wieder 
zu begründender Zusammenhang (Kohärenz und Solidarität), ein Prozess 
(Toleranz der Demokratie), der dauerhaft vollzogen werden muss. Das Politi-
sche rekurriert dabei auf keine statische Ordnung, die eine politische Einheit 
integriert. Vielmehr müssen sich die Einheiten wegen ihrer Unvollkommen-
heit stetig neu behaupten und rechtfertigen, was konzeptionell die Verbunden-
heit von Politscher Theorie und Gesellschaftstheorie erfordert, die wie als 
zwei Seiten einer Medaille betrachtet werden.61 Folglich ist der analytische 
Rahmen weit zu fassen, wodurch die Aufklärung und Theorie der Bürger-
schaft keine Einengung des Fokus erlaubt. Den Kern einer bürgerschaftszent-
rierten politischen Theorie bildet heute der Begriff der komplexen 
Bürgerschaft. Die größte Herausforderung für eine solche Bürgerschaft wie-
derum ist die Problematik der demokratischen Regierbarkeit, die nicht ohne 
Realitätssinn und Machtrealismus erörtert werden kann. Dieser Ansatz muss 
sich immer wieder selber die Frage stellen, was ‚demokratische Regierbarkeit’ 
heißen kann – theoretisch wie praktisch. 

5.1 Hermeneutisch-pragmatisch-konstruktiv 

Dieser Ansatz politischer Theorie verbindet sich mit einer konstruktiven Per-
spektive. Der Konstruktivismus als Methode basiert zunächst auf einer allge-
meinen Epistemologie, die Wissenschaft in einen Kontext von spezifischen 

                                                            
61 André Brodocz, Politische Theorie und Gesellschaftstheorie: Prolegomena zu einem dynamischen 
Begriff des Politischen, in: Hubertus Buchstein, Gerhard Göhler (Hg.), Politische Theorie und Poli-
tikwissenschaft, Wiesbaden 2007, S. 156-174. 
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Zwecken und Zielen einbettet und ihr einen pragmatischen Status als Prob-
lemlöser zuschreibt, deren „Legitimation und Geltungsbegründung allein in 
ihrem theoretisch reflektierten Verfahren“ gefunden werden kann.62 Absolute 
oder auch korrespondenztheoretische Wahrheitsansprüche werden damit zu-
rückgewiesen.63 Bei der Erkenntnisgewinnung geht es nicht mehr um das Was 
der Realität, sondern um das Wie der Realitätserkundung, ohne Ausblendung 
der Subjekte, welche diese Erkundung praktizieren.64 Daraus erwächst die 
erkenntnistheoretische Prämisse für den Beobachter, sich für andere Sichtwei-
sen zu öffnen und sensibel mit den Regeln der Rechtfertigungsräume umzu-
gehen.65  

Zunächst handelt es sich also um einen epistemologischen Konstruktivismus 
als philosophische Position: Diese behauptet, dass die soziale und die politi-
sche Wirklichkeit durch menschliche Interaktionen und Ideen konstruiert wer-
den, was zur Folge hat, dass diese Wirklichkeiten veränderbar und dynamisch 
bleiben. Der Wandel der Wirklichkeit erfolgt jedoch nicht beliebig, denn be-
stimmte Aspekte werden stärker als andere durch Ideen anstelle von Interes-
sen beeinflusst. Um diese Dynamik zu verstehen, sollte man Normen, Ideen, 
intersubjektive Bedeutungen, Diskurse, individuelle und kollektive Identitäten 
untersuchen. Ideen sind eng mit einem Begriff des Politischen verbunden, der 
auf Bedeutung, Sinn und Symbolik und weniger auf Interessen und Ressour-
cen fokussiert ist, wobei das Gewicht der letzteren dabei nicht negiert wird. 
Eine Bürgerschaft wird zum Beispiel als ein Komplex von Ideen mit normati-
ver und symbolischer Wirkung sowie der daraus resultierende Bürgerschafts-
praxis angesehen; sie entsteht in einem diskursiven Austausch von Ideen und 
sozialen Praktiken. Deshalb macht es Sinn, nicht nur die rechtliche Dimension 
der Bürgerschaft (Rechte und Pflichten), sondern auch ihre kontextuelle Ver-
ortung, Entstehung und Fortbildung bis in die alltäglichen Mikrobereiche 
hinein zu verfolgen. Eine neue Bürgerschaft fällt nicht vom Wertehimmel und 

                                                            
62 Thomas Noetzel, André Brodocz, Konstruktivistische Epistemologie und politische Steuerung, in: 
ZfP 43/1, 1996, S. 49-66, hier: S. 50. 
63 Siehe a.a.O. 
64 Siehe a.a.O., S. 51. 
65 A.a.O., S. 52.  
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bildet sich auch nicht allein (und vor allem) durch einen Tugenddiskurs. Sie 
hat ihren Ort und ihre Zeit. Die Bürgerschaft hat zunächst für die Mehrzahl 
einen Ort, sie kommt nicht von Nirgendwo. Wir dürfen das Konzept der Bür-
gerschaft weder nur formal verstehen, noch idealistisch missverstehen, denn 
es ist voller konkreter Bezüge. Die Geister des Ortes bestimmen mit über die 
Integration von Differenzen und ziviles Wachstum. Oft existiert sogar ein 
lebensweltlich bedeutsamer Lokalpatriotismus, der in der heutigen Diskussion 
unterschätzt wird. Für die globalen Zivilisationsnetzwerke aus Wirtschaft, 
Kultur und Wissenschaft ist Intoleranz mehr als ein Störfall, sie ist der größte 
anzunehmende Unfall, denn ihre Existenz und Entwicklung setzen Freiheit 
und Toleranz, Offenheit und Neugierde voraus. Auch für sie ist die Lokalisie-
rung bzw. Glokalisierung (die Verbindung des Globalen mit dem Lokalen) ein 
wichtiges Thema. Auf diese Orts- und Zeitgebundenheit der politischen Ge-
meinwesen muss methodisch eingegangen werden.  

Im Kontext des epistemologischen Konstruktivismus sind Ort und Zeit als 
ontologische Größen aufzufassen, da die Konstruktion der politischen Wirk-
lichkeit als Vollzug, der von Akteuren getätigt wird, die einander räumlich 
begegnen, nur zeitlich möglich ist. Folglich baut das Verständnis der Konstitu-
ierung von politischer Wirklichkeit immer auf die räumlich-zeitliche Einge-
bundenheit der zugrunde liegenden sozialen Praxis auf. Damit sind weitere 
Implikationen verbunden: Erstens sind Konstruktionen von Wirklichkeit keine 
statischen Gebilde, da sie ständig reproduziert werden müssen, was sie wie-
derum potentiell veränderbar macht. Als zweite Implikation dient die Einsicht, 
dass ein Vollzug immer auf Vorhandenes aufbaut. Die Konstruktion einer 
Wirklichkeit fängt nicht einfach an, sondern sie beruft sich immer schon auf 
Vorhandenes. An dieser Stelle verbinden sich Praxisanalyse und Hermeneu-
tik: In der politischen Theorie geht es um eine Hermeneutik der zivilen Kräfte, 
welche politische Ideen hervorbringen, tragen und umsetzen können. Für die 
wissenschaftliche Beobachtung bedeutet dies, dass Verstehen einen Kontext 
voraussetzt, den der Beobachter kennen muss. Einer entkontextualisierten 
raum- und zeitlosen Interpretation erteilt der epistemologische Konstruktivis-
mus somit eine Absage: Es gibt keine einheitliche, utopische oder universale 
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Bürgerschaft, sondern immer nur konkrete eingebettete Gemeinwesen, die 
verschiedene Dimensionen aufweisen.  

So untersucht zum Beispiel Bodo Kochniss „Aktive Bürgerschaft: Über die 
Rollen des Bürgers im Verhältnis zur Verwaltung“ (Band 22) unterschiedliche 
Modelle des Bürgers, vor allem im Verhältnis Bürger-Verwaltung. Vom Bür-
ger als Untertan über den Bürger als Kunden bis zum Bürger als gleichberech-
tigtem Partner von Verwaltung und Politik wird über Bürgerschaft im Kontext 
der Kommune nachgedacht. Zahlreiche ‚gewöhnliche’ Städte in aller Welt 
geben hierfür aufschlussreiche Beispiele. Das Ziel ist eine aktive Bürger-
schaft, die Leistungen nutzt (1.), sie selber erbringt (2.), aber auch plant (3.) 
und mitentscheidet (4.). Die Untersuchung zeigt, welche Rollen die Bürger im 
Verhältnis zur Verwaltung einnehmen können, und dass sie mehr sein können 
als Untertanen, passive Kunden oder Wähler von Zeit zu Zeit. Die Dominanz 
der Verwaltung kann mithin gebrochen, und die Rollen der Politiker und Par-
teien können ebenso verändert werden wie das gesamte Machtdreieck Verwal-
tung-Politik-Bürger. 

Ein anderes wichtiges Beispiel für den vorsichtigen Konstruktivismus politi-
scher Theorie, der weder radikal66 noch mathematisch67 aufgebaut sein kann, 
ist die Thematik der Identität bzw. der kollektiven Identität. Die Grundan-
nahme ist, dass Individuen keine universelle ahistorische und akulturelle Na-
tur besitzen. Sie sind vielmehr in den Bedeutungskontext ihrer Gesellschaft, 
Geschichte und Kultur eingebettet. Es ist nun aber gar nicht vorstellbar, dass 
sich diese verschiedenen Einflüsse auf ein einziges dominantes Merkmal re-
duzieren ließen. Jede kollektive (wie übrigens auch individuelle) Identität ist 
vielmehr immer schon Ergebnis eines komplexen Prozesses der Synthetisie-
rung dieser Einflüsse. Sie ist nicht (formallogisch bzw. mathematisch) Eines, 
sondern Einheit, d. h. Synthese von Mannigfaltigem. Sie ist das Eine und das 

                                                            
66 Vgl. Siegfried G. Schmidt (Hg.), Der Diskurs des Radikalen Konstruktivismus, Frankfurt am Main 
1987. 
67 Vgl. Paul Lorenzen, Methodisches Denken, Frankfurt am Main 1968; ders., Konstruktive Wissen-
schaftstheorie, Frankfurt am Main 1974. 
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Andere ebenso wie die Einheit des Einen und des Anderen.68 Zwar war auch 
schon der Begriff der nationalen Identität, der mit der Französischen Revolu-
tion seinen historischen Durchbruch erlangte, keinesfalls – wie immer wieder 
behauptet wurde – monolithisch. Er war durchaus in der Lage, die Bedeutung 
regionaler, sozialer oder auch kultureller Differenzen innerhalb der nationalen 
Gemeinschaft einzuschließen. Der übersteigerte extreme Nationalismus, wie 
er etwa in Deutschland im 20. Jahrhundert aufkam, lässt sich auch und gerade 
im Hinblick auf ein hinreichend differenziertes staatsbürgerliches Verständnis 
von Nation kritisieren und verlangt nicht, dass man aus Gründen der politi-
schen Korrektheit ein postnationales Zeitalter ausrufen muss, um damit die 
politische Wirklichkeit der meisten Länder gänzlich zu verfehlen. Allerdings 
geht es heute verstärkt darum, die Relativität dieser auf nationaler Ebene her-
gestellten Synthese von Differenzen zu thematisieren. Denn so wie schon die 
Entwicklung des Individuums keinen Abschluss findet in der Ausbildung 
einer persönlichen Identität, sondern weiter schreitet zur Verbindung mit an-
deren Individuen in der Gemeinschaft, so kann auch die Bildung kollektiver 
Identitäten nicht in der Nation ihren letztgültigen Abschluss finden. Auch sie 
treiben weiter zur Ausbildung von Identitäten, die auf den verschiedene Nati-
onen umfassenden Kulturkreis, schließlich auf verschiedene Kulturkreise 
umfassende Weltregionen hin angelegt sind – welche alle wiederum als Kon-
kretisierungen der regulativen Idee der allumfassenden Menschheit aufgefasst 
werden können. Man kann diese relativ neuen, eher trans- denn postnational 
strukturierten politischen Identitäten als ‚Mehrfachidentitäten’ bezeichnen. 
Freilich sollte man dabei bedenken, dass es ‚Einfachidentitäten’ im engeren 
Sinne eigentlich gar nicht gibt. Wie gesagt, jede Identität ist eine Einheit von 
Differentem. Die neueren transnationalen Formen politischer Identität sind 
insofern lediglich relativ gesehen ‚weniger einfach’ als ihre Vorgängerfor-
men.69  

                                                            
68 Dies hat schon der Neukantianer Heinrich Rickert in seiner Schrift ‘Das Eine, die Einheit und die 
Eins. Bemerkungen zur Logik des Zahlbegriffs’ (2. umgearb. Aufl.), Tübingen 1924, herausgearbei-
tet. 
69 Siehe dazu auch: Willi Jasper (Hg.), Wieviel Transnationalismus verträgt die Kultur?, Berlin 2009. 
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Der 34. Band von Heinz Kleger „Toleranz und 'Tolerantes Brandenburg’“ 
geht Lernprozessen der Bürgerschaft im Kontext der Toleranz der Bürger 
untereinander nach. Aufgrund des Mangels an Toleranz als Voraussetzung 
größtmöglicher Freiheit steht die junge Demokratie in Ostdeutschland nach 
1989 vielerorts auf der Kippe. Gerade unter schwierigen Bedingungen – ange-
sichts dauerhaft ungleicher Lebensverhältnisse und Abwanderung von jungen 
qualifizierten Leuten, insbesondere Frauen – benötigt die vereinte Bundesre-
publik mehr Toleranz in vielerlei Hinsicht. Das spät – 1998, nachdem jahre-
lang fremdenfeindliche Übergriffe von der Regierung bagatellisiert worden 
sind – beschlossene Handlungskonzept ‚Tolerantes Brandenburg’ versucht die 
Handlungschancen zu bündeln, die in der Entwicklungsstrategie von Toleranz 
liegen, ohne dass die lebendigen Kräfte allzu schnell nachlassen. Es verbindet 
staatliche und nichtstaatliche Möglichkeiten, Rechtsstaat und Bürgergesell-
schaft. Eine liberale Bürgergesellschaft benötigt einen starken Rechtsstaat, der 
letztlich die Grundrechte der einzelnen Individuen schützt und verteidigt. Was 
dies konkret heißt, lässt sich als verfassungsdemokratische Bürgergesellschaft 
weiter ausbuchstabieren. Die Werte und Normen, an welche das ‚Tolerante 
Brandenburg’ anknüpft und die es zu stärken versucht, sind in der Branden-
burger Verfassung verankert, die aus der demokratischen Revolution von 
1989 hervorgegangen und 1992 in einer Volksabstimmung bekräftigt worden 
ist. Sie markiert den eigentlichen Brandenburger Weg, da sie nicht nur die 
konsequente Wahrnehmung von Individualrechten ermöglicht, sondern auch 
neue Formen der Bürgerbeteiligung auf den Weg bringen kann. Umso wichti-
ger ist es, dass in Bezug auf eine lebendige und starke Demokratie Verfassung 
und Verfassungswirklichkeit nicht zu weit auseinanderklaffen. 

Zwischen der Politik der Toleranz eines zivilen Rechtstaates, der dazu beitra-
gen will, die von Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus herausgefor-
derte Bürgergesellschaft (Mehrheitsgesellschaft) zu zivilisieren, und den 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, die dazu auffordern, für Toleranz und gegen 
Fremdenfeindlichkeit, Gewalt und Rechtsextremismus einzustehen, ist Raum 
für die geförderte Zivilgesellschaft, die im Auftrag der Regierung arbeitet. 
Deren Existenz ist zwar vom Staat finanziell abhängig, sie arbeitet indessen 
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eigenständig. Diese Mittlerrolle birgt Stoff für Konflikte, was sich beispiels-
weise an der langen Debatte um das Selbstverständnis des „Aktionsbündnisses 
gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“, das mittlerwei-
le sein zehnjähriges Bestehen feiert, gezeigt hat. Die Beratungs- und Unter-
stützungssysteme wollen und müssen nach beiden Seiten hin Glaubwürdigkeit 
verkörpern. Diese Rolle birgt die Chance, beide Seiten miteinander ins Ge-
spräch zu bringen und um Verständnis für die jeweilig andere Position zu 
werben. Der Staat kann dann (als Bürgerstaat) die antietatistische Rolle zivil-
gesellschaftlicher Akteure tolerieren, während auf der anderen, der zivilgesell-
schaftlichen Seite, die Skepsis gegenüber der Kooperation mit staatlichen 
Institutionen ausgeräumt werden kann. Hinzu kommt, dass die im Auftrag des 
Staates arbeitenden Förderer der Zivilgesellschaft (an erster Stelle die Mobi-
len Beratungsteams70) über ihren direkten Zugang zu staatlichen Institutionen 
und deren Informationen manche Aufgaben effektiver bearbeiten können, 
wovon wiederum zivilgesellschaftliche Initiativen insgesamt profitieren. Bei-
des ist indessen noch auszubauen, denn es fehlt sowohl an einer großen Zahl 
von Personen wie an einer Verstetigung des Engagements. Schwierig wird der 
zeitliche Moment des Übergangs bleiben, an dem die geförderte Zivilgesell-
schaft sich aus ihrer beratenden und unterstützenden Rolle zurückzieht und 
ihre Aufmerksamkeit neuen Projekten zuwendet. An dieser Stelle muss sich 
dann die lokale Bürgerschaft bewähren, was ihr leichter fällt, wenn sie vor Ort 
Unterstützung durch die kommunale Verwaltung erfährt. 

Mit dem Handlungskonzept knüpft die Landesregierung programmatisch an 
den demokratischen Geist von 1989 und die brandenburgisch-preußische Tra-
dition der Toleranz an. In einer Zeit, in der die Toleranz als eine der wichtigs-
ten preußischen Tugenden genauso beschworen wird, wie die Übergriffe auf 
Ausländer Brandenburg eine traurige Berühmtheit verliehen haben, ist es not-
wendig, den Umgang mit Fremden in der Geschichte zu hinterfragen, um aus 
diesen Erfahrungen einer mehr oder weniger pragmatischen, aber wirkungs-
vollen Toleranz und geglückten Integration Lösungsansätze und Konfliktpo-

                                                            
70 ‚Einblicke I’ (Potsdam 2004) und ‚Einblicke II’ (Potsdam 2007) reflektieren diese Praxis des 
Kampfes um das Gemeinwesen in den brandenburgischen Kleinstädten und Dörfern. 
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tentiale für die Gegenwart aufzuzeigen. Der Band 17 „Fremde in Branden-
burg“, herausgegeben von der ostdeutschen Historikerin Birgit Kletzin, bietet 
dazu einen historisch fundierten Überblick. Fremde in Brandenburg – das ist 
eine lange und vielfältige Geschichte.71 Sie beginnt für den politischen Theo-
retiker mit dem berühmten ‚Edikt von Potsdam’ (1685) und vor allem den 
französischen Hugenotten, die das Land spürbar verändert haben, umfasst 
aber auch die kleine Kolonie der Schweizer, die niederländischen Handwer-
ker, die böhmischen Weber und andere Gruppen, die alle ihre Spuren im Land 
hinterlassen haben. Die Juden in Brandenburg bilden dabei ein besonderes 
Kapitel von den mittelalterlichen Vorurteilen bis hin zu den Nürnberger Ras-
segesetzen.72  

Die Frage nach den Fremden in Brandenburg – untersucht vom 17. Jahrhun-
dert bis in die Gegenwart – geht der Entwicklung der Toleranz im Umgang 
mit Fremden nach und versucht dabei, einen Bogen über historisch Anknüp-
fungswertes zu spannen hin zu einem Appell für die Gegenwart, der die preu-
ßische Tugend der Toleranz in ihrem besten Sinne anmahnt. Brandenburg-
Preußen war aufgrund seiner historischen Entwicklung eigentlich eine – mo-
dern ausgedrückt – multikulturelle Gesellschaft, die über das Herrscherhaus 
als Zentralmacht integriert wurde. Die massiv geförderte Einwanderung nach 
dem Dreißigjährigen Krieg war dabei absolut konstitutiv. Die anschließende 
gemeinsame Sozialisation in Schule, Militär und zunehmend auch im Ge-
meinwesen schuf langfristig eine spezifische brandenburgisch-preußische 
gemeinsame Identität – sofern Fremde und auch Einheimische dazu bereit 
waren. Die hugenottischen Einwanderer bildeten dafür das klassische Beispiel 
einer langfristigen gegenseitigen Annährung, bei der neben dem Sonderstatus 
der französischen Gemeinden zuletzt auch die französische Sprache aufgege-
ben wurde. Dieser Generationen umfassende Prozess strebte nicht nach Ho-
mogenität, sondern begriff die entstehende Vielfalt durchaus als eigentliche 
Quelle des brandenburgisch-preußischen Aufstiegs.  

                                                            
71 Siehe auch die Enzyklopädie ‚Migration in Europa’: Vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart 
(hrsg. Klaus J. Bade u.a.), Paderborn 2007, in der Preußen mehr als 50 Mal erwähnt wird. 
72 Vgl. auch Irene Diekmann (Hg.), Die Juden in Brandenburg, Berlin 2008. 
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Im Unterschied dazu zeigt das Schicksal der jüdischen Bevölkerung in Bran-
denburg das Extrem einer politisch verhinderten, aber auch teilweise selbst 
verneinten Integration. In diesem Spannungsbogen untersucht das Buch 
‚Fremde in Brandenburg’ das spezifisch brandenburgisch-preußische Verhält-
nis zu den verschiedenen Fremden und fragt dabei nach der Entstehung von 
(regionaler) Identität, nach den Motiven und Rahmenbedingungen für den 
Umgang mit den unterschiedlichen Fremden sowie nach der Spezifik der 
brandenburgisch-preußischen Fremden- und Integrationspolitik. Dieser Ansatz 
wird sowohl historisch-chronologisch wie auch hinsichtlich der verschiedenen 
Einwanderergruppen und der unterschiedlichen politischen Gegebenheiten 
verfolgt. ‚Integration und Assimilation’ beschreibt die bewusste Einwande-
rungspolitik des Herrscherhauses im 17./18. Jahrhundert, die vor allem die 
Hugenotten, aber auch böhmische Weber, holländische Handwerker, Schwei-
zer Bauern und andere Glaubensflüchtlinge in das Land holte, um es wirt-
schaftlich und auch bevölkerungspolitisch wieder aufleben zu lassen. 
‚Stigmatisierung und Ausgrenzung’ widmet sich dem Schicksal der jüdischen 
Bevölkerung in Brandenburg, das die Grenzen der viel gerühmten Toleranz 
deutlich werden lässt und aufzeigt, wie Integration über ein willkürliches 
Feindbild geschaffen werden kann. ‚Internationalismus und Distanz’ prägten 
dann die Fremdenpolitik der DDR, die weit in die Gegenwart hinein nach-
wirkt. Hier gab es auch eine besondere, dem Klassenkampfschema geschulde-
te Politik gegenüber Israel und den Juden. Eine größere Rolle spielten indes 
die sozialistischen Vertragsarbeiter, vornehmlich aus Vietnam, die zum Teil 
im Land geblieben sind und deren Kinder für soziologische Vorurteile er-
staunliche Bildungsabschlüsse zustande bringen. An ihnen sieht man, dass 
nicht nur die soziale Schicht, das Einkommen oder die Bildung der Eltern, 
sondern auch der kulturelle Faktor, hier oft „konfuzianische Mentalität“ ge-
nannt, eine Rolle spielen bei der Integration in eine offene und liberale Gesell-
schaft. Die sozialistischen Vertragsarbeiter erlebten trotz der Rhetorik des 
Internationalismus in der DDR eher Separation als Integration.73 Das Buch 

                                                            
73 Vgl. Birgit Kletzin, Fremde in Brandenburg. Von Hugenotten, sozialistischen Vertragsarbeitern 
und rechtem Feindbild, Münster 2003, S. 253ff. 
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bietet für die Gegenwart aufschlussreiche Einblicke in das Verhältnis des 
‚gelernten DDR-Bürgers’ zu den Fremden. Viele dieser Prägungen, die heute 
noch im Spiel sind, werden heute von den Älteren an die Jungen weitergege-
ben: Sie sind weder liberal noch tolerant. ‚Aggression statt Solidarität’ be-
scherte Brandenburg vielmehr nach der Wende bis heute eine traurige 
Berühmtheit durch eine Vielzahl fremdenfeindlicher und rechtsextremer Über-
griffe.74 Die Sozialisationshypothese für die verbreitete Ausländer- und Frem-
denfeindlichkeit in Ostdeutschland wird deshalb im Buch ebenso diskutiert 
wie die so genannte Situationshypothese, welche Einstellungen und Verhalten 
vor allem auf die teilweise großen situationsbedingten wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme nach der Wende in Ostdeutschland zurückführt. 

Weiterhin verfolgt die Reihe einen ‚normativen Konstruktivismus’, der die 
Position vertritt, dass Institutionen nicht in einem normfreien Raum kon-
struiert werden können. Insbesondere im Fall der europäischen Integration 
bedeutet dies, von der Geschichte zu lernen und sich die historisch-politische 
Aufklärung beim Konstruieren neuartiger politischer Institutionen vor Augen 
zu halten, um nicht in einen politischen Rationalismus der Anti-Geschichte zu 
verfallen. Letzterer postuliert eine universalistische Konstruktion politischer 
Institutionen unabhängig sowohl vom historischen Kontext als auch von sozi-
alen Voraussetzungen. Ein realitäts- und geschichtsfernes Abstrahieren von 
politischen Gegebenheiten in Form beliebiger 'Gesellschaftsmodelle' ignoriert 
indes die komplexe Diversität Europas. Der normative Konstruktivismus sieht 
deshalb nicht über das Partikuläre und Konkrete hinweg. Allgemeine Aussa-
gen und Modelle bleiben in ihre (normative) Pfadabhängigkeit eingebettet. Im 
Falle Europas wird deutlich, was die EU nicht werden darf: Die Geschichte 
der Totalitarismen und Autoritarismen in Europa lehrt,75 dass die Konstrukti-
on neuartiger Institutionen, insbesondere wenn diese ganze Gesellschaften 
umfassen und durchdringen, mit einer Freiheitsberaubung der Individuen ein-
hergehen kann. Dies bildet den tief liegenden Zusammenhang von totalitärer 
                                                            
74 Siehe auch: Julius H. Schoeps, Gideon Botsch, Christoph Kopke, Lars Rensmann (Hg.), Rechtsex-
tremismus in Brandenburg: Handbuch für Analyse, Prävention und Intervention, Berlin 2007.  
75 Siehe dazu: Birgit Kletzin, Europa aus Rasse und Raum. Die nationalsozialistische Idee der Neuen 
Ordnung, Münster, Hamburg, London 2000 (Band 2). 
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Erfahrung und politischer Theorie heute, der als Erinnerungsgebot wirksam 
bleiben muss. Politische Theorie hat die Aufgabe, solche Erfahrungen transfe-
rierbar und reflektierbar zu halten. Die totalitäre Erfahrung und die konsen-
suellen Grundlagen von Diktaturen, die in der neueren Forschung immer 
deutlicher werden, sind in einem phänomenologischen Sinne ‚absolute Erfah-
rungen’, die eine liberal-demokratische Tradition bzw. einen liberalen Re-
publikanismus begründen. Ohne dieses Gedächtnis gibt es kein politisches 
Wissen. 

Politische Theorie ist stets auf datierbare Ereignisse, die oft Widerfahrnisse 
sind, bezogen. Sie steht nicht über ihnen, sondern ist von ihnen affiziert – 
denken wir etwa an die Bartholomäusnacht vom 23.8. zum 24.8.1572 in Paris 
oder an das Erdbeben von Lissabon 1755. Das müssen jedoch nicht immer 
große, so genannte historische Ereignisse wie Revolutionen oder Krisen sein, 
es können auch – heute weniger bekannte – kleine und kleinste Ereignisse der 
lokalen und regionalen Geschichte sein. Insofern steht politische Theorie der 
Ereignisgeschichte nahe und ist aufs engste mit ihr verbunden. Ihr Gedächtnis 
übernimmt eine wichtige, freilich selektive kritische Funktion. Allerdings geht 
politische Theorie nicht in nachträglicher voluminöser Geschichtsschreibung 
auf, sondern riskiert urteilsmäßig mehr. Der eigene Einsatz inmitten der jewei-
ligen existenzialen Gegenwart, der ‚Teil eines Kampfgeschehens’76 ist, bleibt 
freilich umstritten und ist streitbar. Die Bündnispartner und Gegner lassen 
sich beim Namen nennen. Die politischen Begriffe sind intentional, der Streit 
(selbst um Worte) ist unvermeidlich. Dieser Einsatz lohnt sich indessen be-
sonders für die Demokratie der Bürger, welche die großen Philosophen zu-
meist verachtet haben. In unserem (europäischen) Fall heißen die wichtigsten 
Daten 1945 und 1989 (ein Jahr, das zum Beispiel in China etwas ganz anderes 
bedeutet), aber auch kleinere und kleinste Vorkommnisse vor Ort können von 
Bedeutung sein. An ihnen erweist sich der Tatsachenblick politischer Theorie, 
die nie genügend weiß, aber das, was sie weiß, in besonderer Weise zur Gel-

                                                            
76 Für das Verstehen der politischen Ideengeschichte ist dies ohnehin evident, siehe dazu die Fallstu-
die von Quentin Skinner, Freiheit und Pflicht. Thomas Hobbes´ politische Theorie, Frankfurt am 
Main 2008, S. 15. 
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tung bringen muss. Raymond Aron hat dies den ‚engagierten Beobachter’ 
genannt.77 Unsere Gegenwart tut gut daran, zum Beispiel die jüngsten selbst-
verursachten Natur- und Technikkatastrophen genau im Gedächtnis zu behal-
ten und mahnend zu erinnern, um daraus Konsequenzen zu ziehen. Nur Men-
schen kennen Katastrophen. Intentionalität (bzw. Konstruktivität), Tatsachen-
blick und demokratischer Blick gehören im Rahmen einer demokratischen 
politischen Theorie zusammen. Ereignisse sind in deskriptiv-argumentativer 
Hinsicht sozusagen die ‚kleinen Münzen’ politischer Theorie. 

Politische Theorie ist in methodischer Hinsicht pluralistisch orientiert: Der 
szientistische Methodenzwang ist ihr genauso fremd wie die im logischen 
Empirismus vertretene Konzeption der Einheitswissenschaft, was aber nicht in 
den Irrationalismus führt. Die Wissenschaftstheorie befindet sich – nach 
(post) Popper78, Kuhn79 und Feyerabend80 – ohnehin in einem postempiristi-
schen Stadium. Für politische Theorie ist charakteristisch, dass sie an ver-
schiedene methodische Auffassungen anknüpft und diese unter Umständen 
miteinander in wechselnden Mischungs- und Gewichtungsverhältnissen ver-
bindet, ohne den Begriff der Methode schlechthin von sich zu weisen. Dabei 
vertritt sie eine aufgeklärte Eklektik. Die ‚philosophia eclectica’ entspricht der 
Geisteshaltung der frühen Aufklärung mit ihrem Kampf für Toleranz. Sie 
passt ebenso und ganz besonders zu einer demokratischen politischen Theorie 
von heute nach den geschichtsphilosophisch und oft wissenschaftlich begrün-
deten Gipfelpunkten politischer Intoleranz im 20. Jahrhundert. Der aus Leip-
zig stammende, in Frankfurt an der Oder promovierte Christian Thomasius 
(1655-1728), nach dem ein Hörsaalgebäude der Universität Halle-Wittenberg 
benannt ist, vertrat mit seinen Schriften eine solche praktische Philosophie.81 
Thomasius wird von Samuel Pufendorfs maßgeblicher Schrift zum Naturrecht 
der frühen Neuzeit ‚De jure naturae et gentium libri’ (1672) beeinflusst. Pu-

                                                            
77 Raymond Aron, Le spectateur engagé, Paris 1981. 
78 Karl R. Popper, Die Logik der Forschung, Tübingen 1934. 
79 Thomas S. Kuhn, Die Struktur wissenschaftlicher Revolutionen, Frankfurt am Main 1967. 
80 Paul K. Feyerabend, Probleme des Empirismus I, Stuttgart 2002 (engl. 1965), Probleme des Empi-
rismus II, Braunschweig/Wiesbaden 1981. 
81 Die ‚Gesammelten Werke’ werden bei Olms in Hildesheim neu ediert. 
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fendorfs Traktat ‚De habitu religionis christianae ad vitam civilem’ (1687) 
gehört neben Lockes, Bayles und Voltaires Schriften zur wichtigsten europäi-
schen Protestliteratur gegen die damalige französische Politik der Intoleranz 
nach der Revokation des Ediktes von Nantes am 18. Oktober 1685;82 am 29. 
Oktober wird in Reaktion darauf das Edikt von Potsdam erlassen. Der aus 
dem lutherischen Sachsen stammende Pufendorf empfahl sich mit seiner Tole-
ranzschrift dem Großen Kurfürsten und begab sich 1688 nach Berlin, wo er 
am Hof von Friedrich Wilhelm I. und Friedrich III. als Berater wirkte. Tho-
masius nimmt mit seiner aufgeklärten Eklektik das Selber- (und nicht in Schu-
len-) Denkens in Kants Wahlspruch der Aufklärung ‚Sapere aude’ (1784) 
vorweg.83 Die frühe Aufklärung konnte noch – von Hobbes´ Theorie der abso-
luten Staatssouveränität (Leviathan 1651) beeinflusst – den absolutistischen 
Fürstenstaat mit den Anfängen einer aufgeklärten Bürgergesellschaft verbin-
den, was wir heute nicht mehr können. Die Aufklärung in Preußen hat viel mit 
Konversation zu tun, die in Vereinen, Gesellschaften und Zeitschriften ge-
pflegt wurde. Hier wurde die „behutsame Sprache der Vernunft“ (Kant) ein-
geübt und das Urteilsvermögen geschärft.84 

Die „Berliner Aufklärung“ und das „Philosophische Wörterbuch“, dessen Plan 
Voltaire in Sanssouci gefasst hatte, kann man als bürgerliche Popularphilo-
sophie interpretieren, die eine exoterische Philosophie für die Welt ist. Aus 
diesen ideengeschichtlichen Anstößen und gegenwärtigen Herausforderungen 
heraus lässt sich für hier und heute eine demokratische politische Theorie 
entwickeln, welche die Freiheit der Theorie als Raum für Reflexion braucht. 
Sie ist aufs Engste mit den grundlegenden Werten der Freiheit, Toleranz und 
Solidarität verknüpft. Indem sie die Vielen einbezieht, ist sie demokratisch; sie 
ist dialog-, prozess- und problemlösungsorientiert; sie denkt nicht in Fächern 
oder Ressorts, sondern beschäftigt sich mit Themen und Problemen; sie arbei-
                                                            
82 Vgl. dazu Simone Zurbuchen, Zur Entwicklung von der Toleranz zur Religionsfreiheit im histori-
schen Kontext Brandenburg-Preußens am Beispiel von Pufendorf und Mendelssohn, in: Ursula 
Goldenbaum und Alexander Košenina (Hrsg.), Berliner Aufklärung. Kulturwissenschaftliche Stu-
dien, Hannover 2007, S. 7-32. 
83 Immanuel Kant, Was ist Aufklärung? Aufsätze zur Geschichte und Philosophie, Göttingen 1967. 
84 Siehe Christopher Clark, Preußen: Aufstieg und Niedergang 1600-1947, München 2007, S. 293-
332.  
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tet konkret und ortsbezogen an der gemeinsamen Deutung von Erfahrungen, 
die Werte definieren und Identität stiften. Ihr erster Grundsatz lautet: selber 
denken, ihr zweiter Grundsatz: selber handeln. Eine neue Bürgerschaft fällt 
nicht vom Wertehimmel, sie bildet sich in Konflikt und Kooperation, Wahr-
nehmung und Neugierde, Unverständnis und Gespräch. Diese praktische Phi-
losophie, deren gewichtiger Teil politische Theorie ist, denkt mit der Stadt und 
nicht gegen sie. Dies wiederum erfordert, in der lebendigen Gegenwart zu 
denken, die in Geschichte nicht aufgeht, und neue Wege zu erkunden. Mündi-
ge Bürger sind Autodidakten und Äquilibristen, die sich nicht dumm machen 
lassen. 

Aufgeklärt ist diese Haltung insofern, als sie dem Systemgedanken in der 
Philosophie nicht prinzipiell entgegengesetzt ist, sondern umgekehrt die Me-
thodenpluralität im Hinblick auf die systembegründende einheitliche Gel-
tungsdimension von Wissenschaft (gleich Wahrheit) als erforderlich 
betrachtet. So wie die empirische Politikwissenschaft ja auch verschiedene 
methodische Orientierungen zulässt, ohne dass dadurch die Einheit der Dis-
ziplin prinzipiell gefährdet wäre, ist die politische Theorie durchaus in der 
Lage, verschiedene Probleme mithilfe verschiedener, den jeweiligen Proble-
men jeweils adäquaten Methoden zu bearbeiten. Nach der Fabel von Archilo-
chos gleicht hier eine geistesgegenwärtige Theorie dem Fuchs: Füchse können 
Verschiedenes, Igel aber – oft sehr musterschülerhaft – immer nur das eine, 
das lebenspraktisch selten hilfreich ist.85 In Betracht kommen hierbei vor al-
lem die Methoden der Hermeneutik, des Pragmatismus und des Konstrukti-
vismus.  

Hermeneutisch heißt, dass politische Theorie von bestimmten Traditionen 
ausgeht: Sie ist immer schon Teil bestimmter real- und ideengeschichtlicher 
Kontexte. Sie ist damit Erbin sowohl der Leistungen des politischen Denkens 
und Handelns der vorangegangenen Generationen als auch der mit diesen 
einhergehenden Problemstellungen, welche die Katastrophen der Geschichte 
einschließen. Ein solches methodisches Verständnis kann zwar viel von der 

                                                            
85 Vgl. Isaiah Berlin, The Hedgehog and the Fox, London/New York 1953, S. 17. 
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philosophischen Hermeneutik lernen,86 sie ist aber nicht eigentlich an der 
existenzialen Selbstverständigung des Menschen qua Sprache und kultureller 
Tradition interessiert. Vielmehr geht es ihr darum, mit Hilfe der Hermeneutik 
konkrete politisch-soziale Phänomene verstehend aufzuschlüsseln. Sie steht 
damit der von Reinhart Koselleck begründeten wissenschaftlichen Methode 
der Begriffsgeschichte bzw. in ihrer Erweiterung der historischen Semantik, 
einschließlich der Diskursanalyse, näher als den verschiedenen Spielarten der 
philosophischen Hermeneutik. Hermeneutik im Sinne der politischen Theorie 
bedeutet wissenschaftliche Analyse von empirischem Material, das in der 
Sprache und deren Geschichte, das heißt in Texten und historischen Doku-
menten aller Art vorliegt. Das heißt nicht, dass Begriffsgeschichte und histori-
sche Semantik die realgeschichtlichen Phänomene nicht auch im Blick hätten. 
Vielmehr bieten die Ergebnisse der sprach- bzw. begriffsgeschichtlichen Ana-
lyse einen geeigneten Schlüssel, um Phänomene der Realgeschichte, insbe-
sondere der Sozial- und Politikgeschichte, besser verstehen zu können. Hier 
öffnet sich die politische Theorie in Richtung auf die an den Realien interes-
sierten spezialwissenschaftlichen Disziplinen der Politik- und Sozialwissen-
schaft. 

Des Weiteren ist politische Theorie nach unserem Verständnis als pragmatisch 
zu verstehen: Sie ist auf die Pragmata bezogen, d. h. auf das menschliche 
Handeln und Handelnkönnen. Negativ gesehen heißt das, dass politische The-
orie nicht mit politischer Theologie oder Dogmatik zu verwechseln ist, die der 
Praxis von oben herab bestimmte Normen vorschreibt. Politische Theorie geht 
umgekehrt von den jeweiligen Handlungen bzw. Handlungsentwürfen der 
politischen Subjekte aus, die sie aufzuklären und möglicherweise (als Vor-
schlag und Anregung) zu orientieren vermag. Aufklärung der Politik heißt 
wiederum, dass sich Politik qua politischer Theorie selbst aufklärt, nicht dass 
sie aufgeklärt wird. Diese permanente Selbstaufklärung, welche als reale 
Hermeneutik der lebendigen Kräfte die Vielen erreichen muss, gilt insbeson-
dere für die Demokratie der Bürger. Politische Theorie ist auf diese Weise 

                                                            
86 Vg. Hans-Georg Gadamer, Wahrheit und Methode, Tübingen 1960. 
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Teil politischer Handlungen, obgleich sie nicht vollständig in diesen aufgeht. 
Vielmehr macht sie diesen gegenüber auch einen kontrafaktischen Standpunkt 
geltend, der darin besteht, nach den Bedingungen der Möglichkeit dafür zu 
fragen, was eine politische Handlung zu einer Handlung überhaupt zu qualifi-
zieren imstande ist.  

Schließlich ist politische Theorie ‚konstruktivistisch’ insofern, als sie behaup-
tet, dass die soziale und politische Wirklichkeit durch menschliche Interaktio-
nen gebildet wird, was zur Folge hat, dass diese Wirklichkeiten veränderbar 
und dynamisch bleiben. Der Wandel der Wirklichkeit erfolgt jedoch nicht 
beliebig, vielmehr handeln die Menschen im Hinblick auf bestimmte Interes-
sen und bestimmte Ideen. Klassisch hat dieses methodische Verständnis Max 
Weber für die Soziologie herausgearbeitet.87 Angesichts der Vereinseitigun-
gen in der sozialwissenschaftlichen Methodendebatte der letzten Jahrzehnte 
gilt es an dieses Verständnis und die durchaus variantenreichen Versuche 
seiner Weiterentwicklung in der Politikwissenschaft zu erinnern. Weder die 
Luhmann’sche Systemtheorie, noch die Ansätze des Rational- bzw. Public 
Choice, noch gar der Foucault’sche Dekonstruktivismus bieten der Politischen 
Theorie die von ihr benötigten Anknüpfungspunkte; ganz im Gegensatz zu 
den eher klassisch weberianisch inspirierten institutionalistischen, handlungs-
theoretischen und hermeneutischen Ansätzen in den Sozialwissenschaften. 
Sowohl die Interessen als auch die Ideen heben den Einzelnen über die Stufe 
des bloß Individuellen hinaus; sie stellen insofern keinen Gegensatz dar, wenn 
sie auch zu unterscheiden sind.  

                                                            
87 Vgl. hierzu: Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziologie, hg. 
von Johannes Winckelmann, Tübingen 1972, 5. Aufl., insbes. den ersten Teil: „Soziologische Kate-
gorienlehre“. In der in 6 Teilbänden erscheinenden Neuausgabe von „Wirtschaft und Gesellschaft“ 
(Max Weber Gesamtausgabe, im Auftrag der Kommission für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte der 
Bayerischen Akademie der Wissenschaften hrsg. von Horst Baier u. a.; Abt. 1: Schriften und Reden; 
Bd. 22: Wirtschaft und Gesellschaft; Teilbd. 1-6) ist dieser methodologische Teil ausgegliedert. Er 
soll erscheinen in Bd. 7: Zur Logik und Methodologie der Kultur- und Sozialwissenschaften. Schrif-
ten 1900-1907, hg. von Horst Baier. 
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5.2 Komplexe Bürgerschaft 

Mit dem Begriff der komplexen Bürgerschaft wird eine Konzeption des Bür-
gers genutzt, die sich von problematischen Verwendungen und Verkürzungen 
löst. Dabei geht es insbesondere um den Vorwurf, bürgerschaftliche Konzepte 
würden den politischen Handlungsraum zu einseitig definieren, womit andere 
Sphären gemeinwohldienlicher Aktivitäten, die außerhalb des konventionellen 
Politikverständnisses mit seiner Fokussierung auf staatliche Institutionen und 
Parteien ablaufen, vernachlässigt werden.88 Ein weiterer Kritikpunkt betrifft 
die oftmals unrealistischen Zeit-, Interessen- und Kompetenzerwartungen an 
die Bürger von Seiten ideal-republikanischer Theorien. Der in der Potsdamer 
Reihe verfolgte Ansatz umfasst hingegen bürgerschaftliche Aktivitäten in 
ihrer ganzen Breite, was die Entwicklung einer politischen Theorie ermög-
licht, die realistisch bleibt, ohne dass sie dabei demokratische Intentionen, die 
sich in Europa auf eine mehrstufige Demokratie beziehen, aufgeben muss. 
Durch den europäischen Integrationsprozess gibt es vermehrt tief eingreifende 
Entscheidungen, die von den Völkern unbedingt diskutiert und bestätigt wer-
den müssen. 

Das Konzept der komplexen Bürgerschaft stützt sich dabei auf eine individu-
elle ‚Mehrfachidentität’. Sie lässt sich anhand von Dimensionen und Prinzi-
pien analysieren. Die politische Mehrfachidentität des Individuums besitzt 
eine horizontale und vertikale Dimension: Die horizontale Dimension umfasst 
konkurrierende Selbstkonzepte des Individuums innerhalb des politischen 
Systems (sowohl als Bürger wie als Nichtbürger); die vertikale Dimension 
betrifft sowohl territoriale Organisationsebenen des Politischen innerhalb 
eines politischen Systems – Kommune, Region, Nation, Europa – als auch die 
funktionale Ebene, auf der die kollektive Identität z.B. eines Gewerkschafters 
oder eines Unternehmers angesiedelt ist. Die vertikale Dimension berührt 
somit die Aspekte einer kollektiven Identität des Individuums. Bei den Prinzi-

                                                            
88 Vgl. auch Herfried Münkler, Skadi Krause, Der aktive Bürger – eine Gestalt der politischen Theo-
rie im Wandel, in: Politik im 21. Jahrhundert, hrsg. von Claus Leggewie, Richard Münch, Frankfurt 
am Main 2001, S. 299ff. 
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pien geht es sodann um die Organisation der Rechte und Pflichten der Indivi-
duen und kollektiven Akteure in einem politischen Gemeinwesen. Dabei 
scheint es sinnvoll, von den drei Prinzipien: Gleichheit, Gemeinwohl und 
Fairness auszugehen. Das Prinzip der Gleichheit bezieht sich auf bestimmte 
Rechte, was zum Begriff der Gleichberechtigung führt: Die Bürger und 
Nichtbürger eines politischen Gemeinwesens besitzen den gleichen Umfang 
an Rechten. Das Prinzip des Gemeinwohls berührt diejenigen Pflichten, die 
sich an der Gesamtheit der Bürger und Nichtbürger orientieren. In diesem Fall 
lässt sich von institutionalisierter oder verrechtlichter Solidarität sprechen. 
Dazu gehören zum Beispiel Pflichten, die mit der Aufrechterhaltung des ge-
samten politischen Systems verbunden sind. Das Prinzip der Fairness stellt 
demgegenüber eine positive Ungleichheit (beispielsweise affirmative action 
oder Frauenförderung) dar: Sie beinhaltet Solidarität gegenüber den einzelnen 
Mitgliedern des Gemeinwesens und kann tendenziell in Form von Selbstver-
pflichtungen realisiert werden. Der politische Bürger konzentriert sich in sei-
nem Handeln auch auf seine Pflichten gegenüber dem Gemeinwesen und trifft 
seine Entscheidungen unter Rücksichtnahme auf das Gemeinwohl. Diese zwei 
Rollenverständnisse treten simultan auf.  

Da das politische Individuum als Konsument und Klient durch das Prisma 
seiner Partikularinteressen sieht, betrachtet es die Leistungen des politischen 
Systems als entscheidend. Der Klient wird deshalb in seinem Handeln zum 
Partikularisten und Lobbyisten. Er ist ein politisierter Nichtbürger: politisiert, 
weil er das politische System als Handlungsarena für partikulare Interessen 
benutzt; Nichtbürger, weil er das Gemeinwesen als Ressourcenbehälter und 
nicht als Wert an sich betrachtet. Demgegenüber tritt der politische Bürger mit 
einem Interesse an der Demokratie als eigener Wert auf, er ist kein Trittbrett-
fahrer. Dem Partikularismus des politisierten Nichtbürgers hält der politische 
Bürger Verantwortung und Gemeinwohlorientierung entgegen. Das politische 
Individuum vertritt beides, wobei sich das Verhältnis zwischen dem politisier-
ten Nichtbürger und dem politischen Bürger meist im Zustand einer Balance 
befindet. Man kann von der Äquilibristik des Bürgers sprechen, denn er selbst 
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ist dafür verantwortlich, die verschiedenen Rollen auszufüllen und auszuba-
lancieren.  

Dem für die politische Theorie der Bürgergesellschaft zentralen Prinzip der 
Solidarität geht Thomas Fiegle in seiner deutsch-französischen Dissertation 
(Co-tutelle de thèse89) „Von der Solidarité zur Solidarität. Ein französisch-
deutscher Begriffstransfer“ in begriffsgeschichtlicher Sicht nach (Band 18). 
Dabei zeigt er, dass der Begriff, obwohl er aus dem Französischen stammt, im 
Verlaufe seines Transfers in die deutsche Sprache und Kultur eine erhebliche 
Bedeutungsveränderung durchgemacht hat. Das französische Verständnis – 
von den Saint-Simonisten zu Beginn des 19. Jahrhunderts bis hin zu Emile 
Durkheim, dessen Begriffsunterscheidung von „mechanischer“ und „organi-
scher Solidarität“ inzwischen zum Grundbestand soziologischer Bildung ge-
hört – ist davon geprägt, wie die moderne Gesellschaft auf die mit dem 
technisch-zivilisatorischen Fortschritt einhergehenden neuen Konfliktlagen 
reagieren kann. 'Solidarité' steht in diesem Verständnis als Chiffre für die 
Überwindung genau jener 'Anomie', die von der im letzten Drittel des 19. 
Jahrhunderts neu entstehenden französischen Soziologie als Folge der für die 
Moderne charakteristischen Prozesse der Individualisierung und sozialen Dif-
ferenzierung analysiert wird. Dabei geht es aber eher um eine Korrektur der 
Moderne im Sinne der Moderne als um deren grundsätzliche Kritik – wofür 
exemplarisch die Forderung der französischen Solidaristen an der Schwelle 
zum 20. Jahrhundert steht, die offizielle Parole der Dritten Französischen 
Republik umzuändern in den Dreiklang: „Liberté-égalité-solidarité“. 'Solidari-
tät' ersetzt dabei den republikanischen Brüderlichkeitsbegriff nicht lediglich – 
sie überhöht ihn vielmehr, indem sie die sozialpolitische Reform der 'Repu-
blik' hin zu einer 'sozialen Republik' programmiert.  

Im Deutschen erhält der Begriff der Solidarität hingegen den Sinn einer 
grundlegenden Kritik an der Moderne. Es ist wichtig zu präzisieren, dass da-
bei nicht die Moderne schlechthin, sondern die Moderne in ihrem zivilisato-
risch-technischen Sinne in Frage steht. Die ökonomisch-soziale Entwicklung, 

                                                            
89 Zusammen mit der ‚Ecole des hautes études en sciences sociales’ (EHSS) in Paris. 



Bürgerschaftszentrierte politische Theorie 

 

77

wie sie die modernen Gesellschaften kennzeichnet, wird nun als konträr zu 
den Zielen und Aufgaben aufgefasst, die dem Menschen aus moral- bzw. kul-
turphilosophischer Sicht aufgegeben sind. Sie scheint der Pflicht jedes Men-
schen, ein autonomes Leben zu führen und im Rahmen eines solchen Lebens 
den Anderen in dessen Mit-Menschlichkeit als gleichberechtigtes Subjekt 
anzuerkennen, nicht nur akzidentell, sondern prinzipiell entgegengesetzt. Mö-
gen auch die Konsequenzen, die die verschiedenen Theoretiker (und in ihrer 
Folge die Praktiker) aus dieser Sichtweise gezogen haben, unterschiedliche, ja 
zum Teil sogar gegensätzliche sein. Sie alle können sich nicht mit bloß sozial-
politischen Maßnahmen zufrieden geben. Vielmehr müssen sie auf eine 
grundlegende Veränderung der bestehenden ökonomisch-sozialen Verhältnis-
se hinwirken – sei es im Sinne einer 'sozialen Reform' hin zu einem 'sozialen 
Königtum' und deren 'Verwaltung' wie bei Lorenz v. Stein oder einer 'sozialen 
Revolution' hin zu einer neuen 'sozialistischen Gesellschaft' und deren 'Dikta-
tur des Proletariats' wie bei Karl Marx. Diese Lösungsangebote können uns 
heute – nach den autoritären und totalitären Erfahrungen des 20. Jahrhunderts 
– nicht mehr überzeugen. Dennoch muss sich auch eine diesen Erfahrungshin-
tergrund mit einbeziehende und reflektierende Theorie der Bürgerschaft dem 
dabei aufgeworfenen Problem stellen, nämlich wie die Systemlogiken von 
Ökonomie und Gesellschaft sich (noch) so weit bändigen lassen, dass genui-
nes, d. h. an Ideen bzw. Prinzipien orientiertes politisches Handeln möglich 
ist. 

Mareike Busch führt in ihrer Arbeit „Solidarität im beschleunigten Wandel – 
Am Beispiel Irlands“ (Band im Erscheinen) eine theoretische Fragestellung 
mit der Analyse eines empirischen Sachverhalts zusammen.90 Im politiktheo-
retischen Teil beschäftigt sie sich mit der Frage, wie im Zuge der Beschleuni-
gungsdiagnose, wie sie der Moderne von Autoren wie Reinhart Koselleck91, 
Hermann Lübbe92 und neuerdings Hartmut Rosa93 ausgestellt wurden sind, 

                                                            
90 Diese Arbeit ist gemeinsam mit Thomas Fiegle betreut und zusammengefasst worden. 
91 Vgl. Reinhart Koselleck, Vergangene Zukunft. Zur Semantik geschichtlicher Zeiten, Frankfurt am 
Main 1989. 
92 Vgl. Hermann Lübbe, Im Zug der Zeit. Verkürzter Aufenthalt in der Gegenwart, Berlin u. a. 1992. 
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noch gesellschaftlicher Zusammenhalt möglich ist. Als Ausgangspunkt dient 
ihr die Solidaritätstheorie von Emile Durkheim.94 Deren zentrales Motiv, die 
Veränderungen des Sozialgefüges, die mit der Modernisierung von Gesell-
schaften einhergehen, nicht als Entsolidarisierung zu deuten wie noch sein 
Lehrer Auguste Comte, sondern als Transformation der als mechanisch be-
schriebenen Solidarität vormoderner Gesellschaften in eine als organisch be-
zeichnete Solidarität moderner, sozial differenzierter Gesellschaften wird von 
Busch im Hinblick auf die Temporalstrukturen dieses Prozesses analysiert. 
Dies ist anschließbar an Beschleunigungstheorien, wie sie in jüngerer Zeit 
entwickelt wurden: Verstand Durkheim ursprünglich die aus den verschiede-
nen Geschwindigkeiten der technisch-ökonomischen und der moralischen 
Ebenen der Modernisierung resultierende Anomie noch als vorübergehende, 
so erscheint heute „eine Resynchronisierung zwischen Akteurs- und System-
ebenen […] unmöglich“95. Das Vertrauen, das Durkheim in seiner Zeit noch 
auf eine Remoralisierung der Gesellschaft im aufgeklärten Sinne einer Moral 
der Menschenrechte setzen konnte, scheint somit in der Gegenwart als illuso-
risch. Dennoch möchte sich die Autorin nicht mit dieser Position einer Beja-
hung dessen, was ohnehin nicht abzuwenden ist, begnügen. Stattdessen 
entwickelt sie in Anlehnung an das Zeitschichtenmodell von Koselleck96 ein 
eigenständiges Konzept einer „pluralen Solidarisierung“. Dieses bezieht sich 
auf drei Dimensionen geschichtlicher Zeit, nämlich auf die Einmaligkeit von 
Ereignissen, die generationellen Wiederholungsstrukturen von Institutionen 
und Organisationen und schließlich die Werte von Gesellschaften. Auf diese 
Weise kann sie die gemeinhin im sogenannten kritischen Diskurs allein in den 
Vordergrund gerückte höchste Ebene der Einheitlichkeit von Werten relativie-
ren zugunsten der ‚niedrigen’ Solidarität in Institutionen, Gemeinden, Verei-
nen und Nachbarschaften sowie der ‚spontanen’ Solidarität angesichts 
unerwarteter natürlicher, persönlich-familiärer und gesellschaftlicher Schick-

                                                                                                                     
93 Vgl. Hartmut Rosa, Beschleunigung. Die Veränderung der Zeitstrukturen in der Moderne, Frank-
furt am Main 2005. 
94 Vgl. Emile Durkheim, Über die Teilung der sozialen Arbeit, Frankfurt am Main 1977. 
95 Vgl. Hartmut Rosa, a.a.O., S. 61. 
96 Vgl. Reinhart Koselleck, Zeitschichten. Studien zur Historik, Frankfurt am Main 2000. 
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salsschläge. Im zweiten Teil ihres Buches stellt die Autorin die empirische 
Fruchtbarkeit dieser Konzeption am Beispiel Irlands, das in den letzten 30 
Jahren eine rasante Entwicklung durchlaufen hat, unter Beweis. Sie analysiert 
die Solidaritätsverluste und Gewinne auf den drei genannten Zeitebenen. Be-
sonders interessant ist das Ergebnis, dass dem negativen Befund der Auflö-
sung des gemeinsamen Wertehorizontes in Irland, der stark durch die 
katholische Kirche geprägt war und bisher nur unzureichend durch eine Zivil-
religion der Menschenrechte substituiert werden konnte, ein positiver Befund 
auf den beiden anderen Ebenen, nämlich eine aktive Bürgerschaft in den Ge-
meinden und Vereinen sowie spontane Solidaritätsbekundungen angesichts 
sozialer Schicksalsschläge gegenüberstehen. 

Italien stellt ein weiteres (und immer wieder) interessantes Beispiel dar. Mit 
den Wahlerfolgen der Lega Nord nicht nur bei regionalen Abstimmungen, 
sondern auch bei den Parlamentswahlen Anfang der neunziger Jahre setzt ein 
Nachdenken über die italienische Nation und ihre Grundlagen ein. Viele au-
ßen stehende Beobachter tun die Bewegung der Lega zunächst als ein tempo-
räres Phänomen ab. Sie sind abgeschreckt von der xenophoben und 
rassistischen Rhetorik einiger ihrer politischen Vertreter, die sich gegen in 
Italien lebende Ausländer, aber auch gegen die italienische Bevölkerung in 
den südlichen Regionen Italiens richtet. Doch die Lega Nord ist keine politi-
sche Eintagsfliege, sondern wird in den Mitte-Rechts-Regierungsbündnissen 
von 1994, 2001 und 2008 eine Regierungspartei auf nationaler Ebene. Die 
Auseinandersetzung mit der Lega Nord fällt in eine Zeit, in welcher der regio-
nalen Ebene vermehrt Lösungskompetenz zugeschrieben wird, in der gleich-
zeitig ein Zerfallsprozess von Nationalstaaten einen Höhepunkt erfährt und 
zudem große Hoffnungen in ein „Europa der Regionen“ als eine Antwort auf 
die Globalisierung gesetzt werden. Ende des 20. Jahrhunderts stellt die Lega 
Nord mit ihren Wahlerfolgen und dem Versuch, im Norden eine Konkurrenz-
nation „Padanien“97 auszurufen, das Symptom einer grundsätzlichen Problema-

                                                            
97 „Mit ihrer Behauptung der Existenz einer territorialen Gemeinschaft ‚Padanien’ ist die Lega Nord 
als Territorialpartei und Verteidigerin gegen die Globalisierung ohne Konkurrenz“, Francesco Pa-
lermo, Jens Woelk, Die italienischen Regionen zwischen Richtungswahl, Europafähigkeit und mehr 
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tik dar. Die Sezessionsdrohungen dienen zum einen der Gemeinschaftsbildung 
nach innen, sind aber auch eine Warnung an die übrigen Parteien, die Frage der 
Entwicklung des Südens und das Problem der scheinbar ineffektiven Zahlungen 
an den Mezzogiorno auf die politische Agenda zu setzen.  

Dies jedoch stellt nur eine Ebene des Phänomens der Lega Nord dar. Die Dro-
hung mit Abspaltung zwingt auch zu einer Auseinandersetzung mit dem eige-
nen nationalen Verständnis und mit der italienischen Identität in einer 
demokratischen Nation. Auf welchen Grundlagen basiert die italienische Na-
tion? Kann sie an dem ungelösten Problem des Mezzogiorno zerbrechen? Gibt 
es Grenzen der (finanziellen) Solidarität innerhalb einer nationalen Gemein-
schaft? Anna Charlotte Thode geht in ihrer Arbeit „Italien – Nord und Süd. 
Die Questione meridionale in der Politischen Theorie“ (Band 55) der Frage 
nach, ob im kritischen Moment der italienischen nationalen Einigung, dem 
Risorgimento, die damals bereits existierende Disparität zwischen Nord und 
Süd eine Bedrohung für die nationale Einheit darstellte.98 Dazu wurden aus-
gewählte Schriften von vier Vertretern der italienischen politischen Theorie 
Pasquale Villari, Guido Dorso, Benedetto Croce und Antonio Gramsci im 
Zeitraum von 1875 bis in die Zwischenkriegsjahre untersucht. Trotz der Un-
terschiede in der Bewertung des Prozesses zur nationalen Einheit stellt keiner 
der Autoren das Ergebnis, den Nationalstaat Italien, infrage. Die Einheit wird 
von allen positiv bewertet. Der frühere Autor der vier, Pasquale Villari, ver-
bindet mit der „wundervollen“ Einheit Italiens vor allem das hohe Gut der 
Freiheit, die diese ermöglicht hat; Freiheit zunächst im Sinne staatlicher Un-
abhängigkeit nach langer Fremdherrschaft, dann aber auch im Sinne individu-
eller Freiheit, die der Nationalstaat erst möglich macht. Er weist explizit auf 
die Gefahr für die Einheit und damit für die Freiheit hin, die von der Dispari-
tät zwischen Nord- und Süditalien ausgeht. Er fordert staatliche Hilfe, die dem 
Süden Selbsthilfe ermöglicht, aber auch Solidarität des Nordens mit dem Sü-
den. Besonders interessant sind bei Villari die Ansätze eines Nachdenkens 
                                                                                                                     
Autonomie, in: Europäisches Zentrum für Föderalismus-Forschung Tübingen (Hg.), Jahrbuch des 
Föderalismus 2008 – Föderalismus, Subsidiarität und Regionen in Europa, Baden-Baden 2008, S. 
328-349. 
98 Mitbetreuer dieser Arbeit war Gian Enrico Rusconi (Universität Turin).  
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über die Staatsbürgerschaft im Sinne einer aktiven Teilhabe am politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben, und die Hemmnisse, die ver-
hindern, dass aus einer De-jure-Staatsbürgerschaft eine De-facto-
Staatsbürgerschaft wird. Dieses Thema ist aktuell geblieben. 

Auch Benedetto Croce betont den absolut zu setzenden, positiven Wert der 
Freiheit als Ergebnis der nationalen Einigung, blendet dabei allerdings die 
strukturelle Benachteiligung des Südens aus. Dies ist seiner vollkommen posi-
tiven Bewertung der Einheit und Freiheit geschuldet. Sie lässt ihm die Prob-
leme als rein ökonomischer Natur und damit als schnell lösbar erscheinen. 
Zwar erkennt er an, dass der Süden von der wirtschaftlichen Entwicklung 
weniger profitiert als der Norden, aber er betont das Faktum des Fortschritts 
insgesamt. Croce verweist ausdrücklich auf die Vielfalt Italiens innerhalb der 
Einheit, und zwar nicht als Erschwernis, sondern als Ressource, als Stärke. 
Dies ist ein Punkt, der auch in der aktuellen Diskussion stärker betont werden 
könnte. Guido Dorso und Antonio Gramsci fassen den Prozess des Risorgi-
mento nicht als eine Einheitsbewegung auf, sondern als eine Ausdehnung des 
Staates Piemont und des Königshauses Savoyen auf die gesamte italienische 
Halbinsel („Conquista regia“). Dorso unterstreicht jedoch, dass die Einheit als 
Ergebnis nicht infrage gestellt wird. Allerdings verbirgt sich hinter seiner 
Kritik am Zustandekommen der Einheit gleichzeitig seine Definition einer 
„idealen“ Nationswerdung: eine Bewegung, die von unten ausgeht und der ein 
gemeinsamer Wille zugrunde liegt. Nur so könne eine Nation existieren, wenn 
sie auf einem gemeinsamen Willen und gemeinsamen Werten beruht. Um 
diese normative Dimension in Italien Anfang des 20. Jahrhunderts zu errei-
chen, sei eine Revolution nötig, die sich nicht auf den Süden ausdehne, son-
dern die von ihm ausgehe. Dorso wird als „Revolutionär ohne Revolution“99 
bezeichnet. Seine Forderung nach einer Revolution bleibt ein Gedankenspiel, 
zum einen, weil er keine revolutionäre Gruppe identifiziert, zum anderen wohl 

                                                            
99 Massimo L. Salvadori, Il pensiero politico di Guido Dorso, in: Centro di Ricerca Guido Dorso, 
Annali 1987-88 (Hg.), Guido Dorso e I problemi della società, Edizioni del Centro Dorso, Avellino 
1989, S. 19-34, hier: S. 20. 



Region-Nation-Europa 

 

82 

auch, weil es sich um einen Aufruf handelt, die erforderliche Erneuerung vom 
Süden ausgehen zu lassen.  

Antonio Gramscis Idee einer Allianz zwischen den Industriearbeitern im Nor-
den und den (landlosen) Bauern im Süden erweist sich als illusorisch. Den-
noch liefert er eine präzise Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse und 
erläutert die Persistenz der Disparität. Auch er stellt die nationale Einheit nicht 
infrage, aber er sieht die Notwendigkeit, die Nation qualitativ zu verändern, 
ihr ihre bürgerliche Prägung (im Sinne von Bürgertum und Bürgerlichkeit) zu 
nehmen. Mit besonderem Gewinn liest sich eine Passage, in der Gramsci dem 
Mechanismus der regionalen Abspaltung aus finanziellen Erwägungen am 
Beispiel der Besetzung der Stadt Fiume 1919 auf den Grund geht. Dieser 
Textabschnitt beweist eine verblüffende Parallelität zur Situation der 1990er 
Jahre.100 Einige Beobachter meinen, die Entwicklung der Lega Nord in den 
letzten Jahren habe gezeigt, dass, wer sich gegen die Nation positioniere, ver-
liere. Sicherlich hat die Lega Nord die Idee einer konkreten Abspaltung ver-
worfen, aber es bleibt zu untersuchen, ob nicht der Gedanke, wenn nicht an 
Sezession, so zumindest an eine kulturelle, wirtschaftliche und politische Ü-
berlegenheit des Nordens gegenüber dem Süden, unterschwellig weiterhin 
präsent ist. Angesichts neuer Herausforderungen in einer globalisierten Welt 
wird der Süden im Norden als eine Gefahr für den eigenen Wohlstand angese-
hen. Damit stellt die Questione meridionale weiterhin eine mögliche Soll-
bruchstelle der italienischen Gesellschaft ebenso wie anderer Gesellschaften 
dar. Nur weil eine Abspaltung nicht mehr explizit genannt wird, bedeutet dies 
noch lange nicht, dass schon eine positive und stabile Neubestimmung der 
italienischen demokratischen Nation stattgefunden hat. Ein erneutes Nachden-
ken über Nation zwischen regionalem Separatismus und europäischer Vision 
lohnt sich – nicht nur in Italien.101  

                                                            
100 Antonio Gramsci, L’unità nazionale, in: Antonio Gramsci, Scritti Politici, hg. von Paolo Spriano, 
Rom 1967, S. 241 ff. 
101 Vgl. Gian Enrico Rusconi, Erneutes Nachdenken über die Nation, in: Heinz Kleger (Hg.), Trans-
nationale Staatsbürgerschaft, Frankfurt am Main/New York 1997, S. 111-131. Vgl. auch ders., Se 
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Aufgrund des historischen Umbruchs von 1989, wo sich – von Polen ausge-
hend – das liberale Freiheitsideal Bahn brach (zuletzt in Belgrad 2000), ist 
deutlicher geworden, was Bürgergesellschaft, die damals buchstäblich aufge-
standen ist (zum Beispiel in der Menschenkette durch die baltischen Staaten 
am 23. August), bedeutet und worin ihre Voraussetzungen bestehen. Dabei 
wird gerade im Blick auf Osteuropa die Unterscheidung zwischen Zivilgesell-
schaft und Bürgergesellschaft notwendig. Die Transformationsforschung be-
schäftigt sich derzeit mit dem Übergang von staatssozialistischen Systemen zu 
postkommunistischen, wobei immer häufiger nach der Rolle der Zivilgesell-
schaft bei der Transformation gefragt wird.102 Der Frage der Transformation 
der Zivilgesellschaft in die Bürgergesellschaft als notwendiger Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Demokratie wird jedoch weniger nachgegangen. 

Bürgergesellschaft im engeren aktivistischen Sinn wird im Zusammenhang 
mit sozialen Bewegungen meistens Zivilgesellschaft genannt. Dies ist insofern 
nicht verwunderlich, als das unvermeidlich normative Verständnis des Zivilen 
dadurch mit neuen, sei es freiheitlichen, sozialen, ökologischen, pazifisti-
schen, feministischen oder anderen Inhalten akzentuiert wird. Der Fantasie 
sind hier keine Grenzen gesetzt. Fantasie zeichnet die Menschen ebenso aus 
wie das Gedächtnis. Dieses Verständnis von Zivilgesellschaft gibt einer zivi-
len und sich zivilisierenden Bürgergesellschaft im weiteren Sinne Impulse. 
Ein so verstandener Begriff der Zivilgesellschaft trifft auch für Mittelosteuro-
pa zu, wo diese vor allem als eine Antithese zum Staat konzipiert wurde. Ihre 
Hauptfunktion war der Widerstand gegen das kommunistische Regime 
zwecks Erweiterung der gesellschaftlichen Sphäre.103 Verwirrend ist dieser 
Begriff von Zivilgesellschaft aber insofern, als es sich hierbei weder um eine 
Bezeichnung für die Gesellschaft im Ganzen noch um einzelne Gemeinschaften 
oder eine bestimmte nationale Bürgergesellschaft handelt. Angemessener wäre 
es deshalb, von zivilgesellschaftlichen Handlungszusammenhängen oder einfach 

                                                                                                                     
cessiamo di essere una nazione, Bologna 1993; ders., Possiamo fare a meno di una religione civile?, 
Roma 1999. 
102 Zum Beispiel Wolfgang Merkel (Hg.), Systemwechsel 5: Zivilgesellschaft und Transformation, 
Opladen 2000. 
103 Adam Michnik, The Rebirth of Civil Society, Public Lecture LSE, Oktober 1999. 
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von zivilgesellschaftlichen Akteuren zu sprechen, die dann jeweils spezifiziert 
werden. Im kommunistischen Mittelosteuropa der 70er und 80er Jahre hatte 
die Zivilgesellschaft auch eine transnationale Dimension, da die zivilgesell-
schaftlichen Zusammenhänge sowohl polnische, ungarische als auch tsche-
choslowakische Dissidentengruppen umfassten, die regelmäßig Absprachen 
über das gemeinsame Vorgehen gegen das autoritäre Regime hielten. So tra-
fen sich Adam Michnik und Václav Havel häufig im Gebirge an der polnisch-
tschechoslowakischen Grenze. 

Diese außerhalb staatlicher Zusammenhänge politisch aktiven Menschen, die 
sich historisch nicht immer und zugleich – vor allem in den neuen sozialen 
Bewegungen – als Bürger und Bürgerinnen verstanden haben, die aber im 
Rahmen einer politischen Theorie der Bürgergesellschaft so verstanden wer-
den können (in Erweiterung des Konzeptes der Bürgerschaft und der Demo-
kratie), koordinieren sich kommunikativ und basisdemokratisch. Sie schaffen 
Öffentlichkeit (oder Gegenöffentlichkeit) für neue Themen und Anliegen, sie 
vertreten eine Minderheitenposition und moralisieren zunächst die politische 
Kommunikation. Diese Minderheitenposition lohnt sich häufig deshalb, weil 
sie gerade durch ihre Radikalität klärt und – wie vermittelt auch immer – An-
stöße gibt. Viele der großen Themen sind in den letzten Jahrzehnten so auf die 
politische Agenda gesetzt worden: die Spirale des atomaren Wettrüstens, die 
dramatisch fortschreitende Verelendung der Dritten Welt, die Risiken der 
Atomenergie, die ökologischen Gefährdungen, Minderheitenprobleme und vor 
allem die fehlende Herrschaftslegitimation tyrannischer Regime. Die Entwick-
lung der Werte der westlichen Gesellschaft verdankt der politischen Praxis des 
zivilen Ungehorsams viel.104 Die Zivilität, welche darin steckt, verweist nicht 
nur auf ein bestimmtes (gewaltfreies und friedliches) Verhalten, sondern auch 
auf inhaltliche Komponenten des Zivilen. Die zivilgesellschaftlichen Akteure 
sind deshalb ein immer wiederkehrendes Element politischer Theorie, der es 
um Praxis geht. Bei Tocqueville, dem wir ein wichtiges Buch über bürgerge-
sellschaftliche Demokratie am Beispiel der USA verdanken, wo die bürgerli-

                                                            
104 Siehe auch Günter Frankenberg, Ulrich Rödel, Von der Volkssouveränität zum Minderheiten-
schutz. Die Freiheit politischer Kommunikation im Verfassungsstaat, Frankfurt am Main 1981. 
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chen und politischen Vereine (Bürgervereine) eine große Rolle spielen und 
der Pate stand bei Michniks selbstbeschränkend-revolutionärer Konzeption 
der Zivilgesellschaft, erschöpft sich der Bürgerbegriff allerdings nicht im 
assoziierten Individuum. Weitere wichtige Elemente einer demokratischen 
Republik sind die öffentliche Moral und das Recht. Insofern bezieht sich die 
auf Assoziationen beruhende Zivilgesellschaft, die wir oben als die zwei Wur-
zeln ihrer Konjunktur seit den 80er Jahren (im Vorfeld von 1989 und in den 
neuen sozialen Bewegungen) beschrieben haben, lediglich auf einen, wenn-
gleich potentiell besonders wichtigen Aspekt bürgerschaftlich zentrierten poli-
tischen Denkens, weswegen man bei den neuen sozialen Bewegungen 
geradezu von einer Beschwörung der ‚civil society’ sprechen kann. Dem gan-
zen Tocqueville, der das architektonische politische Denken von Montes-
quieu105 unter den gesellschaftlichen Bedingungen demokratischer Gleichheit 
modernisiert hat,106 versucht hingegen unser erweiterter Begriff der Bürgerge-
sellschaft als qualifizierter Gesellschaftlichkeit gerecht zu werden. 

In diesem Sinne ist die Bürgergesellschaft die einzige Gesellschaft, die besser 
sein kann, als sie ist. Das Ganze lässt sich ohnehin nicht ändern, es ändert 
sich, und zwar seit den 60er Jahren derart beschleunigt, dass die soziale und 
kulturelle Verarbeitung dieses Wandels selber ein Problem geworden ist. In-
folgedessen dürfte es schwer fallen, noch geschichtsteleologisch sagen zu 
können, ‚in welcher Phase’ wir uns gerade befinden. Ist aber die Rationalisie-
rung des Ganzen überhaupt ein sinnvoller politischer Gedanke? Die Welt des 
politischen Theoretikers ist eine Welt, „die Vielen gemeinsam ist, zwischen 
ihnen liegt, sie trennt und verbindet, sich jedem anders zeigt und daher nur in 
dem Maße verständlich wird, als viele miteinander über sie reden und ihre 
Meinungen, ihre Perspektiven miteinander und gegeneinander austau-
schen“107. Wer aber versucht für die Welt zu denken, wird, je mehr er ver-
sucht, seine eigene Weltfremdheit zu überwinden, merken, dass sie überall 
anders ist (dass es aber gleichwohl einen nützlichen Austausch geben kann, 

                                                            
105 Charles de Montesquieu, De l´Esprit des lois, 2 Bde., Paris 1961 (1748). 
106 Alexis de Tocqueville, De la Démocratie en Amérique, 2 Bde., Paris 1981 (1835/40).  
107 Hannah Arendt, Was ist Politik?, München/Zürich 1993, S. 52. 
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der zu Veränderungen führt). So bleibt als sinnvoller politischer Gedanke, 
dass es in der Welt des politischen Theoretikers für viele Welten Platz hat, 
wobei er freilich aufpassen muss, den Boden geschichtlicher Voraussetzungen 
und Möglichkeiten eigenen Wirkens nicht unter den Füßen zu verlieren. Mit 
der Perspektive der Reihe ‚Region-Nation-Europa’ soll gerade dies verhindert 
werden. 

Bürgergesellschaft hat nicht totale oder totalisierende, wohl aber integrale und 
nicht bloß sektorale Bedeutung, worauf wir kompetenzdifferenzierend antwor-
ten. Das bedeutet, dass man nur denjenigen wirklich vertraut, die das Spezial-
gebiet beherrschen, was auch politikintern über die Ausdifferenzierung von 
Politikfeldern und ‚policies’ gilt. Die Spezialisierung, die mit der gesellschaft-
lichen Differenzierung einhergeht, ist nötig und sinnvoll. Andererseits ist es 
aber auch geradezu lebensnotwendig, in Zusammenhängen ziviler Komplexi-
tät zu denken. Dabei geht es nicht um die falsche Alternative ‚Differenzierung 
oder Entdifferenzierung’, sondern um die bürgergesellschaftliche Demokrati-
sierung der scheinbar selbstläufigen Modernisierung. Die vielfältige Demo-
kratie braucht dazu allerdings eigene Räume, Zeit und Geschichte, um den 
vampirhaften Mechanismen der Systeme im Verdrängungswettbewerb etwas 
entgegensetzen zu können. Bürgergesellschaft ist nicht einfach die politische 
Ordnung, sondern eher ein geradezu anarchisch-schöpferisches Konzept, von 
dem aus über politische Ordnungen nachgedacht sowie umgestaltend in sie 
eingegriffen werden kann. Politische Theorie ermutigt die Individuen dazu, 
dies so zu sehen und zu überlegen, welche Ziele sie damit erreichen wollen 
und können. Sie ermuntert mithin zu einer Hermeneutik der zivilen Kräfte. 
Bürgergesellschaft als insgesamt qualifizierte Gesellschaftlichkeit ist somit 
nicht mehr und nicht weniger als der selbstbewusste Versuch von Bürgern und 
Bürgerschaften, ein Stück weit Macht über ihre Verhältnisse zu gewinnen, 
mithin über ein Veränderungsgeschehen, das unter Bedingungen der moder-
nen wissenschaftlich-technischen Zivilisation vor allem durch Wirtschaft, 
Wissenschaft und Technik bestimmt wird. 

Es geht somit bei der reflexiven Politikfähigkeit der Bürgergesellschaft nicht 
primär um Macht in den bestehenden gesellschaftlichen, institutionellen und 
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politischen Verhältnissen, mithin um Politik als ausdifferenziertes System mit 
dem Schwerpunkt Verwaltung des politischen Systems.108 Es ist zudem nicht 
ausgemacht, wie uns eine (funktionalistische) Gesellschaftstheorie – vormals 
der Marxismus, heute die Systemtheorie – suggeriert, dass es sich bei der 
Modernisierung insofern einfach um einen Automatismus handelt, als dass 
unter modernen Bedingungen Bürgergesellschaft und moderne Gesellschaft 
zwangsläufig auseinander treten müssen. In bestimmten Hinsichten ist dies 
tatsächlich der Fall, in anderen Hinsichten werden dagegen – gerade umge-
kehrt – spezifische Merkmale bürgergesellschaftlicher Demokratie wie De-
zentralisierung, Föderalisierung oder Regionalisierung modernitätsabhängig 
immer bedeutsamer. Insbesondere eine moderne, differenzierte und liberale 
Gesellschaft lässt sich immer weniger zentralistisch und hierarchisch regieren. 
Schließlich sollte man auch Europäisierung nicht mit Standardisierung ver-
wechseln. Eine partizipative Modernisierung ist möglich. Der Horizont der 
Möglichkeiten lässt sich erweitern, was eine genuine Aufgabe der politischen 
Theorie ist. 

Nicht nur wegen der zunehmenden Differenzen, sondern auch wegen der zu-
nehmenden Fehleranfälligkeit und Unsicherheit des Wissens ist Toleranz heu-
te mehr denn je gefordert, sie wird bei einer ‚Dialektik der 
Verwissenschaftlichung’109 sogar permanent strapaziert. Selbst die funktionale 
Systemtheorie, welche den Primat der funktionalen Differenzierung und die 
‚System-ist-System-Logik’ pflegt, muss inzwischen eine Politik der Verstän-
digungen konstatieren.110 Unter dem heutigen Problemdruck führt der Weg 
von der Autorität des Wissens und der Macht zu den Verständigungen: „Ver-
ständigungen sind ausgehandelte Provisorien, auf die man sich eine zeitlang 
berufen kann. Sie besagen weder Konsens, noch bilden sie vernünftige oder 
auch nur richtige Problemlösungen. Sie fixieren nur dem Streit entzogene 
Bezugspunkte für weitere Kontroversen, an denen sich Koalitionen und Geg-

                                                            
108 Vgl. Klaus Dammann u. a. (Hg.), Die Verwaltung des politischen Systems, Opladen 1994; Niklas 
Luhmann, Politik der Gesellschaft, Frankfurt am Main 2000. 
109 Ulrich Beck, Wolfgang Bonß, Weder Sozialtechnologie noch Aufklärung?, Frankfurt am Main 
1989. 
110 Niklas Luhmann, Beobachtungen der Moderne, Opladen 1992. 
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nerschaften neu formieren können. Gegenüber jeder Inanspruchnahme von 
Autorität haben Verständigungen einen großen Vorteil: sie können nicht dis-
kreditiert werden, sie müssen nur immer wieder neu ausgehandelt werden. Ihr 
Wert nimmt mit dem Alter nicht zu, sondern ab. Und auch das lässt ahnen, 
dass das eigentliche Problem der Moderne in der Zeitdimension liegt.“111 Was 
heißt das? Kommt von hier, der beschleunigten Zeit und Anpassung, die Über-
forderungskrise des Selbst, der Aufklärung, der Politik? Nicht umsonst sind 
Umstellungs- und Anschlussfähigkeit, das ständige unter Stromstehen, zu 
Schlüsselwörtern unserer Zeit geworden. Sie stoßen an die Grenzen des er-
schöpften Selbst, das dafür den Preis zu zahlen hat. 

Zivilgesellschaftliche Akteure klagen oftmals Rechte ein und/oder erweitern 
die Vorstellung von Rechten. Sie sind aber auch abhängig von Bürgerrechten, 
liberaler Öffentlichkeit, Demokratie und weiteren Institutionen, was einen 
‚parasitären’ Bezug zur umfassenden verfassungsdemokratischen und vermitt-
lungsorientierten Bürgergesellschaft voraussetzt. Eine Feinderklärung gegen-
über dieser Bürgergesellschaft, was ein häufiges Selbstmissverständnis ist, 
würde sie selbst als zivilgesellschaftliche Akteure diskreditieren. In diesem 
Sinne kann zwar eine Zivilgesellschaft unter Bedingungen autoritärer Herr-
schaft funktionieren und sogar erfolgreich ein Gegengewicht zum tyranni-
schen Staat entwickeln (Polen 1976-1989). Die totalitäre Herrschaft wird 
jedoch die Existenz von zivilgesellschaftlichen Zusammenhängen niemals 
erlauben, was den Unterschied im Entwicklungsgrad der Zivilgesellschaft in 
Polen und in der Sowjetunion erklärt. Eine Bürgergesellschaft hingegen 
braucht institutionell garantierte Demokratie, vor allem Rechtsstaatlichkeit 
und zivilen Machtwechsel, um überhaupt entstehen und überleben zu können. 

Die Reduktion allein auf soziale Bewegungen, freie Marktwirtschaft oder 
auch auf eine konservative Wertegemeinschaft verfehlt unseren Begriff der 
Bürgergesellschaft. Ihr Selbstverständnis ist vielmehr als ein Inter-Subjekt der 
Zivilisationsverantwortung über eine lange Tradition liberaler und republika-
nischer Lesarten von Bürgergesellschaft hinaus gemäß konkreter Lagen in 

                                                            
111 A.a.O., S. 139f. 
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mindestens fünf Hinsichten konstruktiv zu erweitern. Bürgergesellschaft als 
qualifizierte Gesellschaftlichkeit 

• differenziert erstens zwischen der antietatistischen, stark ethisch ori-
entierten Zivilgesellschaft sowie einer offenen und kooperativen 
Bürgergesellschaft, die primär auf Rechten basiert ist, was wir die 
‚verfassungsdemokratische Bürgergesellschaft’, die einen guten 
Rahmen bildet, nennen; 

• sie räumt zweitens den nicht-assoziierten Massenbürgern ihren be-
rechtigten Platz in der demokratischen Gesellschaft ein, wozu vor 
allem die verfahrensorientierten Möglichkeiten einer direkten De-
mokratie ‚von unten’ gehören; sie interessiert sich nicht nur für die 
Eliten, sondern vor allem für die Massenzivilität und deren Com-
monsense, welche die Menschen zu Urteilen und Handlungen befä-
higen; 

• sie unterläuft drittens die Kontroverse gegensätzlicher Konzeptionen 
von liberaler und republikanischer Staatsbürgerschaft insofern, als 
sie sich gleichzeitig für die Offenheit des Zugangs, die innere Glie-
derung und die Formen der Beteiligung interessiert; es handelt sich 
um einen ‚liberalen Republikanismus’, der nicht einfach per Traditi-
on gegeben ist, sondern immer wieder aufs Neue erarbeitet und be-
kräftigt werden muss;  

• sie geht viertens von einer modernen komplexen Gesellschaft der 
Interessendifferenzierung aus, wozu die ergebnisorientierte Not-
wendigkeit von organisierten Dialogen und Verhandlungsdemokra-
tie in einer Demokratie gehört; 

• und diese politische Theorie der Bürgergesellschaft gewichtet 
schließlich fünftens in besonderer Weise die Notwendigkeit zivili-
sierten Verhaltens als Zuständigkeit aller Individuen und Gruppen 
für eine zukunftsfähige Zivilisation (Armut, Hunger, Natur, Energie, 
Klima usw.), was ihre Grundlage in einer erweiterungsfähigen hu-
manitären Solidarität findet trotz natürlichen, sozialen und politi-
schen Grenzen des Mitgefühls. Der Zielkonflikt zwischen 
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Selbstverwirklichung und Selbstbeschränkung wird sich dabei nicht 
einfach auflösen lassen. 

Letzteres bedeutet mehr als nur eine ‚andere Politik’ der Regierung, vielmehr 
geht es um die richtige Richtung der Modernisierung. Dieser entwicklungsfä-
hige Begriff einer zivilen und sich zivilisierenden Bürgergesellschaft – ihre 
konstruktiven Elemente über die jeweiligen historischen Orientierungspunkte 
hinaus –, der auf ein differenziertes Fortschrittsverständnis setzt, weist einen 
bestimmten Bezug zur politischen Gesellschaft auf, ist mit ihr aber nicht de-
ckungsgleich. Politische Gesellschaft wird im Allgemeinen ebenso wenig 
einheitlich definiert wie Zivilgesellschaft oder Bürgergesellschaft. Liberale 
Positionen verwenden politische Gesellschaft häufig synonym mit Staat, frei-
lich dem repräsentativen Staat. Bei stärker republikanisch eingefärbten Posi-
tionsbezügen kommt noch die Identifikation der Bürger mit ihrer politischen 
Gesellschaft als einer Gemeinschaft hinzu. Bei Habermas112, der mit seiner 
Auffassung von deliberativer Politik eine Zwischenposition einnimmt, tritt 
schließlich das Konzept der politischen Öffentlichkeit an die Stelle von politi-
scher Gesellschaft. Aus diesen Definitionen haben sich in den Debatten der 
letzten Jahre unterschiedliche Ansichten über die Rolle der politischen Gesell-
schaft ergeben, bei denen nicht zufällig die Bürgergesellschaft etwas unterge-
gangen ist. Während die einen civil society und politische Gesellschaft 
deutlich voneinander trennten und die politische Gesellschaft als Vermittlerin 
zwischen Staat und civil society betrachteten, haben andere, vor allem mit-
telosteuropäische Autoren, den Bereich der politischen Vermittlung der ‚civil 
society’ subsumiert. 

Die mittelosteuropäischen Sichtweisen, die im Zuge der demokratischen Re-
volution am meisten zur Konjunktur der Zivilgesellschaft in den westeuropäi-
schen und US-amerikanischen Diskussionen beigetragen haben, waren Folge 
einer zugespitzten Polarisierung zwischen autoritärem Regime und ‚civil so-
ciety’, in der letztlich die Unmöglichkeit der Vermittlung in die Dekonstrukti-

                                                            
112 Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung, Frankfurt am Main 1992; siehe auch Bernhard Peters, 
Der Sinn von Öffentlichkeit, Frankfurt am Main 2007; Jürgen Habermas, Hat die Demokratie noch 
eine epistemische Dimension?, in: ders., Ach, Europa. Frankfurt am Main 2008, S. 138-191. 
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on des autoritären Staates mündete. Mit der Phase des friedlichen Übergangs 
wurde jedoch immer deutlicher, dass der Begriff der ‚civil society’ die zu-
nehmende Fragmentierung und politische Institutionalisierung gesellschaftli-
cher Kräfte nicht erklären kann. Die meisten mittelosteuropäischen Autoren 
erklärten daraufhin die ‚civil society’ für tot, nachdem sie in Form der zahlrei-
chen Parteien den Bereich der institutionalisierten Politik betreten hatten. Dies 
führte zur Neuentdeckung der politischen Gesellschaft als eigenständiger Ka-
tegorie auch in den osteuropäischen Diskussionen. Diese politische Gesell-
schaft braucht man indessen in den westlichen Demokratien nicht mehr zu 
entdecken. Dort ist sie in Gestalt der Parteien und Verbände allgegenwärtig 
und bildet zumeist den Rahmen einer faktisch postliberalen Demokratie, wel-
che die gesellschaftlichen Kräfte zu organisieren versucht. Diese politische 
Gesellschaft betreibt, bei aller Konvergenz doch von Land zu Land unter-
schiedlich, eine für die Integration moderner Gesellschaften kaum zu über-
schätzende Interessenvermittlung und einen für den Fortbestand der 
Demokratie lebenswichtigen Interessenausgleich. Die Vermittlungs- und 
Ausgleichssysteme sowie deren zugrunde liegende ethisch-politische Kultur 
sehen dabei noch immer – im innereuropäischen wie im europäisch-
atlantischen Verhältnis – sehr verschieden aus, weswegen Missverständnisse 
programmiert sind. 

Wir möchten hier weder die Zivilgesellschaft noch die Bürgergesellschaft 
oder die politische Gesellschaft für tot oder konzeptuell unerheblich erklären. 
Ebenso wenig jedoch wie Zivilgesellschaft und Bürgergesellschaft einfach 
deckungsgleich sind, sind es Bürgergesellschaft und politische Gesellschaft. 
Nicht nur von der politischen Gesellschaft und ihrem ‚Interessentenbetrieb’113 
geht Politik aus, auch von der Bürgergesellschaft und ihren Bürgern. In einer 
bürgerschaftszentrierten politischen Theorie bildet sie den umfassenden kom-
plexen Bezugspunkt, was wir Bürgergesellschaft als qualifizierte Gesellschaft-
lichkeit genannt haben. Die moderne politische Gesellschaft, wie sie vor allem 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts aus der historischen Krise des Libe-

                                                            
113 Max Weber, Politik als Beruf, Stuttgart 1992 (1919). 
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ralismus heraus entstanden ist, behauptet nach wie vor den Primat der Politik. 
Über Parteienwettbewerb, Gesetzgebung, Regierung und Neokorporatismus 
betreibt sie eine Politisierung der Gesellschaft im Sinne gesamtgesellschaft-
lich verbindlicher Entscheidungen. Dieser potentiell totale Zug der Politisie-
rung führt zu Grenzkonflikten mit einer liberalen Bürgergesellschaft und 
ihrem vergleichsweise moderaten Verständnis von Politik. Politik im Vollsin-
ne ist hier policy-Politik mit Hilfe von politics-Politik auf der Grundlage von 
polity-Politik.114 

Der politische Weg ist per se ein kontroverser Weg, bei dem es um ‚policy’ 
und ‚politics’ geht. Macht spielt dabei nicht nur innerhalb der Politik als Sys-
tem eine Rolle, sondern ebenso in der alltäglichen demokratischen Auseinan-
dersetzung, die keine unter Gleichgesinnten und Gleichmächtigen ist. Politik 
bleibt in hohem Maße ein Streit der Meinungen und Interessen um Zustim-
mung, der Kondition und Robustheit erfordert. Sie ist deshalb in der Ausei-
nandersetzung um ‚consent’ immer auch eine rhetorische Praxis, welche die 
Zustimmungsbereitschaft von entscheidenden Mehrheiten zu gewinnen sucht. 
Diese agonale Politik entzieht sich zwar nicht der Rationalisierung, auch nicht 
einer kommunikativ-deliberativen Rationalisierung durch organisierte Dialoge 
und Verhandlungsdemokratie, aber sie entzieht sich jeder einseitigen Rationa-
lisierung, womit sie ein ‚unreines’ und ‚gemischtes’ Terrain bleibt. Es gibt 
wohl kein demokratisches Ergebnis, das einfach nur deliberativ ist; Demokra-
tie ist vielmehr Diskussionskultur auf niedrigerem Niveau, was nicht zwangs-
läufig niedriges Niveau heißen muss.115 Darauf hat man sich einzustellen 
mittels Organisieren, Mobilisieren, Kampagne, Verhandeln, Kleinarbeit usw. 
Das alles, einschließlich unseres normativen Verständnisses des Politischen, 
das selbständig und irreduzibel ist, setzt eine hohe Toleranz der Demokratie 
voraus. Es kann sein, dass diese ‚Toleranz der Demokratie’ (die weich, aber 
nicht schwach ist) ein still und hartnäckig arbeitendes Korrektiv gegen dema-
gogische, autoritäre und nationalistische Tendenzen in der Demokratie, die ihr 
gewissermaßen innewohnen, bildet. Es kann aber auch sein, dass eine Demo-

                                                            
114 Karl Rohe, Politik. Begriffe und Wirklichkeit, Stuttgart 1994, 2. Aufl., S. 67. 
115 Michael Walzer, Vernunft, Politik und Leidenschaft, Frankfurt am Main 1999, S. 62. 



Bürgerschaftszentrierte politische Theorie 

 

93

kratie ohne Demokraten scheitert. In der Politik herrscht nicht die reine kom-
munikative Rationalität, obwohl Ideen und Macht, unter anderem auch kommu-
nikative Rationalität, eine große Rolle spielen; es herrscht aber auch nicht nur 
Technik, Entscheidungsökonomie oder Macht, die unter anderem auch kommu-
nikativ erzeugt werden muss. ‚Überreden’ und rationales ‚Überzeugen’ kann 
man zwar unterscheiden, aber in der Alltagspraxis des demokratischen Spre-
chens nur schwerlich trennen.116 Dies macht unter anderem den Sinn der Unter-
scheidung von ‚politics’ und ‚policy’ aus: ‚policies’ bilden die inhaltliche 
Dimension von Politik, die kreativ sein kann. Mit ihnen wächst allerdings auch 
der in der Politikwissenschaft und Politischen Theorie häufig unterschätzte 
‚politics’-Bedarf: Politik in diesem Sinne bleibt agonal, ja polemogen bis hin 
zu erbarmungsloser Konkurrenz, die das öffentliche Überzeugen demagogisch 
zerstören kann. Dies muss die Toleranz der Demokratie jedoch aushalten kön-
nen, ohne ihre Entschiedenheit aufzugeben, was ein schwieriger Balanceakt 
ist. Hier vor allem gilt es, Maß zu halten. ‚Policy’ und ‚politics’ müssen des-
halb durch die ‚polity’ immer wieder zum Ausgleich gebracht werden. Der 
Rahmen, in dem dies geschieht, ist für uns die verfassungsdemokratische Bür-
gergesellschaft als komplexe Orientierungsfigur, die Vision und Realität in 
einem ist. Für eine lebendige Demokratie ist es unerlässlich, dass dieser Rah-
men der Politik selber politisch relevant bleibt und dass die Fähigkeit öffentli-
chen Überzeugens nicht verschwindet. Die Verfassungskultur des Politischen 
ist deshalb immer und überall zu pflegen und nicht nur in Sonntagsreden. 
Politische Theorie vermittelt Fähigkeiten, darunter auch reflexive Fähigkeiten. 

Die reflexive Politik- und Staatsfähigkeit der Bürgergesellschaft beinhaltet 
und umgreift die analytisch unterschiedenen Politikbegriffe sowie deren ver-
schiedene Wirklichkeiten. Die Bürgergesellschaft ist weder faktisch noch 
virtuell eine total politisierte Gesellschaft, da sie sich von ethisch-politischem 
Machbarkeitswahn absetzt, wenngleich eine bestimmte Auffassung des Politi-
schen zu ihren tragenden Säulen gehört. Dieses Verständnis von Bürgergesell-
                                                            
116 Im ‚battleground state’ Ohio z.B., wo der Ausgang bei einer hohen Zahl von Wahlmännerstim-
men ungewiss war, hatten jüngst freiwillige Wahlhelfer die Aufgabe, mehr als eine halbe Million 
private Haushalte anzurufen, „um sie zur Wahl von Obama zu überreden“. Bei den Unentschiedenen 
und Zögerlichen hakte man ein paar Tage später mit einem weiteren Anruf nach. 
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schaft unterhält zwar pfadabhängig eine Verbindung, steht aber zugleich im 
Konflikt mit der politischen Gesellschaft der Moderne, die mit deren haupt-
sächlichen Antriebskräften – Rationalität der Geldwirtschaft, Wissenschaft 
und Technik – fusioniert ist, was nicht nur zum ‚totalen Krieg’ in der Urka-
tastrophe der Moderne, im Ersten Weltkrieg, aus dem heraus Faschismus und 
Kommunismus nur zu verstehen sind, sondern auch zum ‚totalen Staat’ – 
Staatsgesellschaft anstelle der Bürgergesellschaft – geführt hat. Diese Kon-
flikte werden nicht zuletzt dadurch entschieden, was man unter Bürgergesell-
schaft und dem Politischen versteht. Bürgergesellschaftlich motivierte Politik 
sucht jedenfalls undogmatisch neue Mitwirkende, neue Verfahren – darunter 
partizipative Verfahren, die mit den herkömmlichen demokratischen Verfah-
ren nicht identisch sind (Konsenskonferenzen, Zukunftswerkstätten, Mediati-
ons- und Moderationsverfahren, Stadt- und Regionalforen usw.) – und neue 
Ziele. Dies ist als Kunstgriff der Aufklärung kompatibel mit einer individuali-
sierten Bürgerschaft, die fast nur noch projektspezifisch und temporär zuein-
ander findet, die darüber hinaus aber viele stille Stützen hat, die von der 
Theorie oft missachtet und unterschätzt werden. 

Aus analytischen Gründen sollte man zwischen normativem und deskriptivem 
Holismus unterscheiden (vgl. Hastedt, Anm. 120). Letzterer macht auf natür-
liche, soziale und kulturelle Voraussetzungen aufmerksam, ohne die Individu-
en nicht überlebensfähig sind, der deskriptive Individualismus kommt deshalb 
einem grundsätzlichen Fehlurteil nahe. Das politisch viel brisantere Problem 
für die Menschen indes war und ist der normative Holismus, da er die Freiheit 
der Einzelnen kaum gelten lässt bzw. danach trachtet, sie zugunsten vermeint-
lich höherer Ziele zu relativieren, ja sogar auszumerzen. Es ist dieser Zusam-
menhang, welcher den Holismus äußerst problematisch werden lässt, obwohl 
man sich ihm in Konflikt- und Krisensituationen, wenn anerkannte politische 
Einheiten, Opfer vom Einzelnen verlangen, nicht immer entziehen kann. Für 
Erkenntniszwecke wird man also nicht umhin können, normativen Individua-
lismus mit deskriptivem Holismus zu verbinden. Der normative Holismus 
orientiert sich generell am Wohlergehen überindividueller Ganzheiten wie 
Nationen, Religionen, Volkswirtschaften usw. Das 20. Jahrhundert ist erfüllt 
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und geprägt von einem Kampf zwischen totalitär-normativem Holismus und 
normativem Individualismus, der von den kämpfenden liberalen Demokratien 
immer auch verteidigt worden ist, wenngleich oft mit holistischen Mitteln wie 
Nationen und Bündnissen.  

Das deutsche Grundgesetz hat nach der Apokalypse des 2. Weltkrieges im 
Schatten dieser Katastrophe eine eindeutige Konsequenz gezogen: Es garan-
tiert die Würde des Einzelnen, und zwar absolut gemäß Kants praktischem 
Imperativ: „Handle so, dass du die Menschheit, sowohl in deiner Person als in 
der Person eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als 
Mittel brauchst.“117 Dieses Verständnis der Menschenwürde, die keinen Preis 
hat, ist weit verbreitet und hat in die inzwischen rechtsverbindliche Grund-
rechtscharta der EU Eingang gefunden, die historisch gesehen im Rückblick 
auf die Erfahrungen des 20. Jahrhunderts als großer (Fort-)Schritt zu werten 
ist.118 Denn diese Grundrechtscharta ist durchaus ein Verfassungselement 
neuer Art, das über die angloamerikanisch initiierte Form der Bill of Rights, 
welche ganz in der Tradition von John Locke die Rechte des einzelnen Men-
schen gegenüber dem Staat auflisten, hinausgeht. Unter den handlungsorien-
tierten Prinzipien finden wir nicht nur Freiheit und Gleichheit, die in der 
westlichen Tradition generell verankert sind, sondern auch Menschenwürde 
und Solidarität, mit denen Schlussfolgerungen aus spezifisch europäischen 
Erfahrungen – vor allem aus der historischen Krise des Liberalismus, der 
Weltwirtschaftskrise sowie den totalitären Erfahrungen – gezogen werden. 
Damit wird die Gesellschaft normativ vom Individuum her definiert, obwohl 
man nicht sagen kann, die Gesellschaft bestehe bloß aus Individuen; eher 
müsste man von einer Gesellschaft der Individuen sprechen.119 Politisch in-
dessen wird die liberale Gesellschaft hiermit unzweideutig als verfassungsde-
mokratische Bürgergesellschaft angesprochen. Dies ist das politisch 
verantwortungsvolle ‚Wir’ einer Bürgergesellschaft, das besser sein kann, als 

                                                            
117 Immanuel Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, Hamburg 1965 (1785), S. 52. 
118 Auf sie wird im Vertrag von Lissabon lediglich noch verwiesen, S. 205-217, bevor der große 
Anhang der Protokolle und Erklärungen folgt, S. 220-359. Lesbarer ist dieser Vertrag im Vergleich 
zum Verfassungsentwurf des Konvents leider nicht geworden! 
119 Vgl. Norbert Elias, Die Gesellschaft der Individuen, Frankfurt am Main 1987. 
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es ist. Hastedt spricht sogar von ‚kommunitaristischem Individualismus’.120 Er 
postuliert ihn, um nicht in die Abwege des Individualismus wie Rechtsegois-
mus, radikal-liberale Marktwirtschafts- und Leistungsideologie, Narzissmus 
und soziale Kälte, zu geraten. Individualismus ist auf keinen Fall mit Verein-
zelung oder Atomismus gleichzusetzen, obwohl es dies in einer familie-
nunfreundlichen, kinderlosen und autistisch gewordenen Gesellschaft in 
großer Zahl gibt. Individualismus geht auch nicht in hedonistischer Egozentrik 
auf. Der vorschnelle Schluss, Individualismus bedeute den Verlust von Wer-
ten, ist falsch.  

Der moderne Individualismus ermöglicht vielmehr gerade selbstgewählte 
Kombinationen verschiedener Werte, die einfache Alternativen oder ein fal-
sches Sowohl-als-auch überwinden helfen. Die konkrete Frage lautet aller-
dings, welches Wertebündel wir bevorzugen und politisch durchsetzen wollen. 
Eine liberale Anarchie der Werte gibt es nicht, wohl aber gibt es einen objek-
tiven Wertepluralismus121, der in der Demokratie widersprüchlich und kon-
fliktträchtig bleibt, was in erster Linie das führende Wertepaar ‚Freiheit und 
Gleichheit’ betrifft. Die Entschlossenheit im Grundsätzlichen reift indessen 
aufgrund historischer Erfahrungen mit Alternativen wie mit dem redlichen 
Eingeständnis eigener Schwächen. Dies kompensiert das Einheitsdefizit einer 
liberalen ergebnisoffenen Demokratie. Die Menschenbürger als Subjekte des 
Politischen, die nicht in der Berufs-, Parteien- und Staatspolitik aufgehen, sind 
fähig, verschiedene Teile gemäß veränderter Situationen und Herausforderun-
gen neu zusammenzusetzen. Dabei gehen Historisierung und Pragmatisierung 
Hand in Hand. Dafür benötigen Menschen allerdings entspannte Felder – eine 
Kombination von Anregung und Sicherheit – und nicht bis zum Zerreißen 
gespannte Zusammenhänge ohne Sicherheit, Solidarität und Perspektive. Das 
moderne Individuum hat gelernt, wo es dies lernen konnte, seine Einzigartig-
keit als Kombination von Elementen zu verstehen. Darin liegt zum einen eine 
inhaltliche Unbestimmtheit, zum anderen aber auch ein Potential von Mög-

                                                            
120 Heiner Hastedt, Der Wert des Einzelnen. Eine Verteidigung des Individualismus, Frankfurt am 
Main 1998. 
121 Vgl. Isaiah Berlin, Freiheit, Frankfurt am Main 1995 (engl. 1969), S. 254f. 
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lichkeiten über das jeweils Gegebene hinaus. Je freier der Menschenbürger ist, 
desto eher kann er ‚Bewegungsspieler’ sein, der – nicht immer, aber von Zeit 
zu Zeit – privat wie politisch vor Entscheidungen steht, die Orientierung 
schaffen. 

5.3 Demokratische Regierbarkeit 

Die Überbetonung der Effektivität des Regierens bei gleichzeitiger Nichtbe-
rücksichtigung der partizipatorischen Elemente hat mit Demokratie, also dem 
Regieren durch das Volk, nicht viel zu tun. Es handelt sich dabei vielmehr um 
das Verständnis des Staates als einer Art Wirtschaftsmanager – und Manager 
werden bekanntlich nicht demokratisch gewählt. Dies erinnert an den autoritä-
ren Konservatismus von Vilfredo Pareto.122 Seine Vision der Demokratie war 
eine Elitenherrschaft, die durch eine effiziente Wirtschaftsordnung vor dem 
Einfluss der Massen geschützt werden sollte. Dabei werden die Gefahren über-
sehen, die mit der fehlenden demokratischen Kontrolle der Eliten verknüpft 
sind.123 Diese Verhandlungssysteme mögen zwar oftmals eine hohe Steue-
rungsfähigkeit aufweisen, gleichwohl leiden sie unter ihrem elitären Charak-
ter. Werden dem demokratisch kontrollierten Staat öffentliche Ressourcen 
entzogen und – unter dem Postulat der staatlichen Entlastung – an Netzwerke 
verteilt, so kann das politische System dabei zwar an Problemlösungsfähigkeit 
gewinnen, es verliert jedoch an demokratisch legitimierter Macht. Dies bedeu-
tet gleichzeitig, dass der Einfluss der demokratischen Öffentlichkeit so einge-
engt wird, dass man von einem Schrumpfen des public space sprechen muss. 
Demokratie braucht indessen Orte, Zeit und Wissen. 

Das Problem der demokratischen Regierbarkeit stellt sich in Bezug auf das 
gesamte Dreieck von Region-Nation-Europa. Die Betonung liegt in der aka-
demischen Diskussion dabei häufig auf Regierbarkeit, da die politischen Ak-

                                                            
122 Vgl. Vilfredo Pareto, Ausgewählte Schriften (Hg. C. Mongardini), Frankfurt am Main 1975. 
123 Vgl. Danilo Zolo, Theorie der demokratischen Fürstenherrschaft, Göttingen 1997, in Anlehnung 
an Machiavelli und bezogen vor allem auf die italienischen Verhältnisse seit Berlusconi, dem Anti-
politiker. 
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teure in Europa (sowohl die Mitgliedstaaten als auch deren Bürger) Problem-
lösungen von der EU erwarten. Dennoch lässt sich die demokratische Legiti-
mation nicht ausblenden. Hierbei geht es um die Erwartungen der Bürger 
hinsichtlich der Einflussnahme auf politische Entscheidungen, die sie betref-
fen. Die Frage der Regierbarkeit bezieht sich stets auf die Responsivität und 
die Reflexivität eines politischen Systems. Responsivität meint die Fähigkeit 
des politischen Systems, auf die von den Bürgern aufgestellten Ziele und for-
mulierten Probleme angemessen zu reagieren, was jedoch nicht heißt, dass das 
politische System immer imstande sein muss und kann, alle Probleme der 
Bürger zu lösen. Wenn man die steuerungspessimistische Sicht von Niklas 
Luhmann teilt124, sind politische Systeme nicht zuletzt angesichts der gesell-
schaftlichen Komplexität selten in der Lage, eindeutige Ergebnisse hervorzu-
bringen; es können höchstens allgemeine politische Ziele anvisiert werden. 
Aus diesem Grund sind Entscheidungsmechanismen, an denen die Bürger 
direkt beteiligt werden können, von großer Bedeutung. Selbstbestimmung 
bildet den Kern demokratischer Regierbarkeit, auch wenn sie kein Patentre-
zept für sämtliche Aufgabenstellungen bereithält. Neben der Responsivität 
beinhaltet demokratische Regierbarkeit die Reflexivität des politischen Sys-
tems, also die Fähigkeit zu Reform und Veränderung seiner funktionalen 
Grundlagen. Der Begriff der demokratischen Regierbarkeit kommt somit nicht 
ohne Bezug zum Konzept der Bürgergesellschaft aus, was in zweierlei Hin-
sichten besonders deutlich wird: Die Bürgergesellschaft räumt erstens den 
nicht-assoziierten Bürgern ihren berechtigten Platz in der demokratischen 
Gesellschaft ein, wozu die verfahrensorientierten Möglichkeiten direkter De-
mokratie gehören. Die so verstandene Bürgergesellschaft ist in ihrem Kern 
partizipatorisch, sie bietet einen Ausgleich innerhalb der weitgehend elitenge-
lenkten Demokratie. Dies gilt insbesondere für die EU, die in besonderem 
Maße elitengesteuert bleibt und zugleich unter einem Demokratiedefizit lei-
det.  

                                                            
124 Vgl. dazu die Debatte Luhmann-Scharpf über politische Steuerung: Niklas Luhmann, Politische 
Steuerung, in: PVS 30/1989, 1, S. 4-9; Fritz W. Scharpf, Politische Steuerung und Politische Institu-
tionen, in: PVS 30/1989, S. 10-21; zur Weiterführung der Diskussion vgl. Renate Mayntz; Fritz 
Scharpf, Politische Steuerung – heute? MPIfG-Working Paper 05/1, 2005. 
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Die Bürgergesellschaft garantiert zweitens durch interne Öffnung und transna-
tionale Erweiterung einen offenen Zugang zur Bürgerschaft. Der extensive 
Zugang zur Bürgerschaft beruht auf dem ius soli (territoriale Staatsbürger-
schaft) und gilt für alle Bürger der EU. Übergangsfristen, sei es in Bezug auf 
Niederlassungsfreiheit, sei es in Bezug auf Erwerbsfreiheit, sind damit in-
kompatibel. Zugleich bleibt die Bürgerschaft multipel, da sie nicht eindimen-
sional auf die EU bezogen ist, sondern sich an verschiedene Adressaten 
(Region, Nation, Europa) richtet. Die transnationale Erweiterung bedeutet, 
dass die Bürgerschaft über den Nationalstaat hinaus definiert wird und auf das 
Prinzip der Gleichberechtigung aller Unionsbürger baut. Demokratische Re-
gierbarkeit beinhaltet den Willen, aber auch die Fähigkeit, sich selbst zu 
bestimmen. Dies bedeutet einerseits, dass wichtige Entscheidungen vorzugs-
weise direktdemokratisch zu treffen sind. Andererseits handelt es sich beim 
Begriff der Repräsentation keinesfalls um eine Einbahnstraße. Das Verhältnis 
zwischen dem Bürger und seinen Vertretern soll vielmehr responsiv sein, d.h. 
den Charakter einer Wechselbeziehung haben, so dass auf kommunikativem 
Weg beiderseitige Lern- und Sozialisationsprozesse stattfinden können. Der 
Bürger ist in diesem Sinne nicht ausschließlich der Nutznießer der Repräsen-
tation, sondern steht vor der Aufgabe, seine Bürgertugenden zu entwickeln. Er 
kontrolliert zwar den Repräsentanten, muss aber zugleich bereit sein, von ihm 
und seinen spezifischen Kenntnissen und Erfahrungen zu lernen. Umgekehrt 
muss der Repräsentant aufgrund seines nicht-imperativen Mandates seine 
Entscheidungen vor dem Bürger legitimieren. Der Bürger ist somit kein politi-
scher Nettoempfänger, der Leistungen des Staates in Anspruch nimmt und 
zugleich Erwartungen an die Staatstätigkeit entwickelt, sondern nimmt eben-
falls die Rolle des politischen Nettozahlers ein. Der politische Nettozahler ist 
kein Trittbrettfahrer, denn er investiert Zeit und Mühe in Entscheidungen, die 
das Gemeinwohl fördern. 

Der so gefasste Begriff der demokratischen Regierbarkeit kann damit klar 
abgegrenzt werden gegenüber den in der gegenwärtigen politikwissenschaftli-
chen Debatte in Mode befindlichen Begriffen wie ‚Governance’ und ‚Gouver-
nementalität’. Der ursprünglich aus der Wirtschaftswissenschaft, genauer: der 
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Transaktionskostenökonomik125, stammende Begriff ‚Governance’ meint in 
politik- und verwaltungswissenschaftlicher Sicht das Regieren in horizontalen 
Netzwerken, in denen der Staat bzw. die Regierung (im Sinne von ‚govern-
ment’) nicht mehr per Befehl oder Anordnung ihre Ziele verfolgen kann, son-
dern auf Verhandlungen mit gesellschaftlichen Partnern angewiesen ist. Es ist 
umstritten, inwiefern bei solchem horizontalen Governance noch von ‚Steue-
rung’ gesprochen werden kann (so die Position von Renate Mayntz) oder nur 
noch von der Ko-Evolution von Teilsystemen (Helmut Willke) die Rede sein 
kann. In beiden Fällen steht eine an Effizienz-Fragen des Regierens orientierte 
Output-Perspektive der Politik im Vordergrund, während die Input-
Perspektive der demokratischen Legitimation von politischen Entscheidungen 
mehr oder weniger bewusst in den Hintergrund tritt.126 Aus der Perspektive 
der Theorie demokratischer Regierbarkeit wird man den von der empirischen 
Politik- und Verwaltungswissenschaft konstatierten Wandel des Regierens hin 
zu Formen der Governance zur Kenntnis nehmen; allerdings kann sie sich 
damit nicht zufrieden geben. Sie rückt diese empirische Erkenntnis vielmehr 
in das normative Licht, wie Demokratien mit diesem Wandel umgehen kön-
nen/müssen. Was bedeutet es für die Demokratiefähigkeit eines Landes, wenn 
die Regierung/Verwaltung die über demokratische Verfahren eruierten Ziele 
der Politik nicht mehr hierarchisch durchsetzen kann? Ohne diese Frage hier 
beantworten zu können, sei nur angezeigt, dass das Forschungsprogramm, das 
sich mit dem Begriff der demokratischen Regierbarkeit verbindet, dort erst 
beginnt, wo dasjenige der Governance-Forschung endet.  

 

                                                            
125 Vgl. Oliver Williamson: Transaction-Cost Economics: the Governance of Contractual Relations, 
in: Journal of Law and Economics, Jg. 22, Heft 2, 1979, S. 233-261.  
126 Eine gute Zusammenfassung der Governance-Debatte und ihrer Problematik aus politikwissen-
schaftlicher Sicht bieten: Bernd Ladwig, Tamara Jugov, Cord Schmelzle, Governance, Normativität 
und begrenzte Staatlichkeit, SFB-Governance Working Paper Series, FU Berlin, Nr. 4, 2007 
[www.sfb-governance.de/publikationen/sfbgov_wp/wp4/index.html]. Vgl. auch Renate Mayntz: 
Governance als fortentwickelte Steuerungstheorie, in: Gunnar F. Schuppert (Hg.), Governance-
Forschung. Vergewisserung über Stand und Entwicklungslinien, Baden-Baden 2005, und Helmut 
Willke, Smart Governance. Governing the Global Knowledge Society, Frankfurt/M. 2005, sowie den 
Sammelband: Edgar Grande/Stefan May (Hg.), Perspektiven der Governance-Forschung, Baden-
Baden 2009. 
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Werden in der Governance-Forschung Machtfragen und damit Fragen nach 
der (demokratischen) Legitimation von Herrschaft tendenziell ausgeblendet, 
so sieht die seit Kürze auch in Deutschland Einzug haltende Gouvernementali-
täts-Forschung das Regieren umgekehrt ausschließlich im Lichte von Macht. 
Diese Forschungsrichtung, die über die USA vermittelt ihren Ausgang im 
Werk des französischen Philosophen Michel Foucault nimmt,127 thematisiert 
das Versprechen der Freiheit und der Selbstbestimmung, die moderne Techni-
ken des Regierens mit sich bringen, als Schein, hinter dem in Wirklichkeit die 
totale gesellschaftliche Vermachtung des modernen Subjekts stehe. Eine ge-
wisse Plausibilität ist dieser Analyse insbesondere im Hinblick auf moderne 
‚neo-liberale’ Ansätze etwa in der Sozial- oder Kriminalpolitik nicht abzu-
sprechen, in der die klassischen Instrumentarien des Obrigkeitsstaats abgelöst 
werden durch das Setzen bestimmter ökonomischer Anreizstrukturen. Aller-
dings verlieren die Vertreter dieser Forschungsrichtung häufig den Blick da-
für, dass ihre Kritik selber nur im Horizont der von diesen Politiken 
propagierten Werte wie Freiheit des Einzelnen und Selbstbestimmung geübt 
werden kann. Auch sind sie eigentümlich blind für die Möglichkeiten demo-
kratischer Handlungsspielräume in der Politik; stattdessen verlieren sie sich in 
fruchtlosen Diskussionen über die Möglichkeit bzw. Unmöglichkeit eines 
radikalen „Widerstandes“. Die Theorie demokratischer Regierbarkeit kann 
solche Radikalkritik vermeiden, ohne doch für die Kritik taub zu sein, welche 
die Gouvernementalitätstheoretiker zurecht am ‚neo-liberalen Regieren’ üben. 

Die wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Zusammenhänge zwischen 
Bürgergesellschaft und Demokratie sind eng. Die Geschichte der Bürgerge-
sellschaft stellt den Kontext für die Geschichte der Demokratie dar. Sie ist der 
Hintergrund für deren Leitbilder sowie Fundus für deren verschiedene Ele-
mente und Ebenen. In der historischen wie aktuellen Demokratietheorie kom-
binieren wir diese Elemente und Ebenen. Dabei ist zu beachten, dass sich 

                                                            
127 Vgl. Michel Foucault, Geschichte der Gouvernementalität, 2 Bde. (Bd. 1: Sicherheit, Territorium, 
Bevölkerung; Bd. 2: Die Geburt der Biopolitik), Frankfurt am Main 2006. Im deutschsprachigen 
Raum wurde dieser Forschungsansatz vor allem durch Thomas Lemke zugänglich gemacht, vgl. 
Thomas Lemke, Kritik der politischen Vernunft. Foucaults Analyse der modernen Gouvernementali-
tät, Hamburg 1997. 
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sowohl die einzelnen Elemente wie die verschiedenen Ebenen sowie die spe-
zifischen Verknüpfungen zwischen ihnen historisch-politisch verändern. Die 
antike Polisdemokratie – die erste Transformation der Demokratie128 – war 
ein ‚city state’, ein Stadtstaat. Die Erfindung der Bürgerschaft durch Kleisthe-
nes 507/506 v. Chr., die politische Gleichheit der Bürger als Bürger führte zur 
Ablösung rein oligarchischer oder aristokratischer Strukturen und damit zur 
Isonomie als einer Vorstufe von Demokratie.129 Die wichtigste Innovation der 
Polis war die Versammlung der Bürger mit ihren sozialen Kontakten, welche 
eine direkte und diskursive Beteiligung an den politischen Entscheidungen 
ermöglichte. Der öffentliche Raum wurde so geschaffen. Diese athenische 
direkt-deliberative Versammlungsdemokratie, die Gleichheit der politisch 
Entscheidungsbefugten, die sich freilich auf einen engen Kreis beschränkte, 
sowie die Kongruenz zwischen Entscheidern und Betroffenen haben zweifel-
los – vermittelt über verschiedene Varianten des Kommunalismus und Re-
publikanismus – als Leitbilder der Demokratie gedient, die heute noch 
nachwirken. In einer zweiten historischen Transformation der Demokratie sind 
diese Leitbilder modifiziert und ergänzt worden. Ausschlaggebend dafür war 
die Herausbildung von ‚country-states’, mithin von Territorial- und National-
staaten, welche den räumlichen Bezug politischer Prozesse erweiterten. Die 
Polis-Demokratie oder kommunale Demokratie verwandelte sich auf diesem 
Wege zur heute maßgeblichen repräsentativen Demokratie. Die Delegation 
von politischen Entscheidungsbefugnissen – die Politik der Vertreter – ver-
langte allerdings nach einer Gewaltenteilung, welche institutionelle Vorkeh-
rungen gegen den Missbrauch von politischer Macht zu treffen versucht. Die 
Angst vor despotischer Macht, selbst vor dem sanften Despotismus der Mehr-
heitsdemokratie, führte schließlich zur Praxis eines Systems von ‚checks and 
balances’ in den liberalen Verfassungsstaaten, welches Maß und Mitte zu 
halten versucht. Beides erleben wir als Bedingung der Freiheit für den Einzel-
nen. 

                                                            
128 Robert A. Dahl, Democracy and its critics, New Haven et al. 1989. 
129 Christian Meier, Die Entstehung des Politischen bei den Griechen, Frankfurt am Main 1995; vgl. 
auch Christian Meier, Paul Veyne, Kannten die Griechen die Demokratie?, Berlin 1988.  
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Seitdem gibt es auch die Kontroverse zwischen ‚populistic democracy’ (Jef-
ferson) und ‚Madison-democracy’.130 Die Argumente Für und Wider direkte 
Demokratie sind dabei bemerkenswert konstant geblieben, die grundlegenden 
Befürchtungen und Hoffnungen ebenso. Die direkte Demokratie lässt sich 
denn auch unter verschiedenen Gesichtspunkten beurteilen: historischen, nor-
mativen, institutionellen und prozessualen.131 Eine Politik lediglich der Ver-
treter sowie ihrer Parteien, gar ein ‚Parteienstaat’ als neue ‚Obrigkeit’ birgt die 
Tendenz, sich aus dem Leben der Gesellschaft und ihrer Bürger zu lösen. 
Insoweit ist die Entfernung zwischen Bürgern und Parteien (und deren Politik) 
heute zu einem Dauerproblem geworden, welches der Politik insgesamt scha-
det. Sinnvoll ist die Demokratisierung des liberalen Repräsentativsystems 
dann, wenn sie allmählich und ‚von unten’ kommt. Ist die Volksgesetzgebung 
erst einmal ein verfassungsmäßiges Grundrecht, gar noch als Ergebnis einer 
friedlichen demokratischen Revolution, so sollte dieses von Parlament und 
Regierung nicht mehr leichtfertig ausgehebelt werden, wie dies beispielsweise 
mit der Kita-Initiative in Brandenburg geschehen ist. Solche Erfahrungen 
wirken sich nachhaltig negativ für eine lebendige und starke Demokratie aus. 

Der Prozess der Meinungsbildung schließt mit revisionsfähigen Urteilen ab. 
Die Ausbildung der Urteilskraft und das Gespräch mit Anderen sind dabei 
unerlässlich, weil das Zusammenleben in der Demokratie per definitionem die 
Vielen ‚nicht-herrschaftlich’ einbezieht. Es gibt auch eine Politik, vieltausend-
fach, die beim Nachbarn beginnt und endet. Die Demokratie ist eine ‚egalitäre 
Ordnung des Überzeugens’ (Arendt), weswegen die Einbeziehung der Vielen, 
das demokratische Sprechen, der Kontakt mit anderen Menschen, die Ge-
sprächsfähigkeit über die verschiedenen Stadtteile und gesellschaftlichen 
Kräfte hinweg einer besonderen Anstrengung bedürfen, nicht nur von Politi-
kern, die das Gespräch suchen und ihre Rollen verändern müssen, sondern 
von der ganzen (heterogenen) Bürgerschaft. Es widerspricht dem demokrati-
schen Sprechen, dass bei einem Volksbegehren (wie z.B. gegen neue Tage-
                                                            
130 Federalist Papers, hrsg. von Isaac Kramniak, Penguin Books 1987; vgl. auch Robert A. Dahl, A 
Preface to Democratic Theory, Chicago 1970, 11. Aufl., sowie Robert A. Dahl, How Democratic Is 
the American Constitution?, New Haven/London 2003. 
131 Silvano Möckli, Direkte Demokratie, Bern 1994, S. 83. 
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baue für Braunkohle Oktober 2008 bis 9.Februar 2009) das Sammeln von 
Unterschriften nicht auf der Straße durch Gespräche möglich ist, sondern sich 
die Bürger auf den Ämtern einfinden müssen. Deshalb ist im Flächenland 
Brandenburg noch kein Volksbegehren, welches 80.000 Stimmen benötigt, 
erfolgreich gewesen – trotz guter Kampagne. Die letzte ‘Niederlage’ war nicht 
nur hoch, sondern geradezu deprimierend (nur gerade 200 Unterschriften in 
der Prignitz), obwohl alle Welt von Klimapolitik spricht, insbesondere in 
Potsdam. Volkinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid sind die drei 
Stufen direkter Demokratie. In dieser Beziehung ist Brandenburg, wie alle 
neuen Bundesländer, noch ein demokratisches Entwicklungsland. Das Prob-
lem dabei ist nicht, wie der Innenminister auf eine parlamentarische Anfrage 
hin antwortete (am 2.3.2009), das Unterschriftenquorum als solches, was bei 
anderen Bundesländern weit höher, nämlich zwischen 5% der Stimmberech-
tigten in Hamburg und Schleswig-Holstein und 20% in Hessen und im Saar-
land liegt. 

Auf der anderen Seite ist auch die repräsentative Demokratie in der Lage, 
dem Volk eine Stimme zu geben: „Die weit überwiegende Mehrheit einer 
Gesellschaft, ganz unabhängig von Parteizugehörigkeit und -sympathie, hat 
im Parlament – wenn man von den Medien einmal absieht – Aussicht, poli-
tisch vertreten zu werden, in Übereinstimmung wie in Gegensätzen“132. Zu-
dem ist selbstverständlich auch die direkte Demokratie auf repräsentative 
Instanzen angewiesen, die politische Problemlösungen und Gesetze aushan-
deln. Deshalb gibt es zum Beispiel nicht zufällig in der Schweiz ein an-
spruchsvolles Zweikammersystem, eine immer wieder problematisierte und 
umstrittene (Regierungs-)Konkordanz sowie unumgängliche und oft langwie-
rige ‚Vernehmlassungsverfahren’. 

Auf dem Erfahrungshintergrund von ‚Geschwister-Republiken’ der Vereinig-
ten Staaten mit ihrem republikanischen Verständnis der Volkssouveränität und 
ihrem von der Bürgergesellschaft abgeleiteten funktional-pragmatischen 
Staatsverständnis macht es deshalb keinen Sinn, direkte Demokratie gegen 

                                                            
132 Christian Meier, Die parlamentarische Demokratie, München 1999, S. 260.  
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repräsentative Demokratie auszuspielen (oder umgekehrt). Vielmehr ist beides 
besser miteinander zu verschränken und für sich weiter zu entwickeln, die 
direkte Demokratie zum Beispiel durch konstruktive Referenden. Eine weitere 
Komplikation kommt dadurch hinzu, dass mehr direkte Demokratie fast 
zwangsläufig (und kompensatorisch) zu mehr Verhandlungsdemokratie auf 
Regierungsebene führt. Der Abbau politisch-ideologischer Polarisierungen 
sowie die zunehmende Differenzierung und Organisierung gesellschaftlicher 
Interessen beschleunigten diesen Vorgang, der inzwischen generell zu beo-
bachten ist. Die Frage, „wie denn ein teilplebiszitäres System mit seinen im 
Referendum möglichen Majoritätsbeschlüssen der Aktivbürgerschaft die viel-
schichtigen, oft nicht auf bloße Ja- oder Nein-Mehrheiten reduzierbaren Prob-
leme einer pluralitären und auch kulturell stark differenzierten Gesellschaft 
lösen könne“, findet deshalb ihre Antwort im Modell einer Verhandlungsde-
mokratie.133 Verhandlungsdemokratie heißt das institutionelle Muster eines 
legislatorischen Bargainings. Damit wird neben der plebiszitären Mehrheits-
bildung die Verständigungen zu einem komplementären Legitimationsmodus 
der Politik. Die Anerkennung einer Politik der Verständigungen ist freilich 
Ergebnis eines langen historischen Lernprozesses, in dem eine minderheiten-
fähige Demokratie aufgrund negativer Folgen plebiszitärer Konflikte schritt-
weise entsteht – Schritte, die auch wieder zurückgenommen werden können. 
Verhandlungsdemokratisch-kooperative Strukturen sind indes günstige Vor-
aussetzungen, um gemeinwohlorientierte und sozialverträgliche Lösungen zu 
finden. 

Gegenwärtig befinden wir uns in einer noch nicht absehbaren dritten Trans-
formation der Demokratie, in der wir es mit den Möglichkeiten und Grenzen 
der repräsentativen Demokratie zu tun haben. Richtung und Konsequenzen 
dieser Veränderungen sind noch nicht klar. Die Demokratiedefizite der heuti-
gen transnationalen Regierbarkeit liegen indessen offen zutage, sie werden 
immer größer und deutlicher. Die EU ist ein wichtiges Terrain, auf dem trans-
nationale Demokratie und europäische Bürgergesellschaft am ehesten Chan-

                                                            
133 Leonhard Neidhardt, Plebiszit und pluralitäre Demokratie, Bern 1970, S. 313. 
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cen haben, Wurzeln zu schlagen. Die Zukunft von Bürgergesellschaft und 
Demokratie liegt heute deshalb auch – wenngleich nicht nur – auf einer 
grenzüberschreitenden Ebene. Eine transnationale Demokratie kann dabei die 
bereits existierenden Formen von Demokratie, die – wie gesagt – ihrerseits 
Veränderungsprozessen unterworfen sind (denken wir nur an die Transforma-
tion der athenischen Versammlungsdemokratie in die modernen, der Massen-
demokratie angepassten direktdemokratischen Instrumente der Volksinitiative 
und des Referendums) nicht ersetzen, sondern muss diese ergänzen. Wenn es 
ein Dilemma zwischen nationalstaatlicher Demokratie einerseits sowie der 
Europäisierung und Internationalisierung von Politik und Recht andererseits 
gibt, so ist es jedenfalls nicht mit weniger Demokratie auszugleichen. Viel-
mehr ist diesem Dilemma nur durch mehr Demokratie, das heißt vor allem 
durch eine Differenzierung der Volksrechte beizukommen, da das Bedürfnis 
der Bürger, die verbliebenen regionalen und nationalen Handlungs- und Ent-
scheidungsspielräume zu nutzen, wächst. Bleiben solche Versuche einer buch-
stäblichen Demokratisierung aus, werden sich in Europa – vorangetrieben 
durch die interne Entwicklung der EU – weiterhin Technokratie, die den Ort 
der Bürgerschaft offen lässt, und Populismus, der rhetorisch den Willen des 
Volkes usurpiert, gegenseitig hochschaukeln. 

Demokratie ist nicht per se tolerant. Das heißt: Sie ist nicht unbedingt offen 
gegenüber Fremden und sie ist nicht immer liberal, was auch das starke Vor-
bild der antiken Polis-Demokratie lehrt. Kritische Beobachter haben deshalb 
auch schon – leicht polemisch – von der ‚Diktatur des Patriotismus’ gespro-
chen, die eine starke Bürgerschaft voraussetzt. Wir setzen deshalb auf Bürger-
schaftspolitik statt auf Neopatriotismus.134 Nicht nur die Zivilisierung von 
Minderheiten, auch und vor allem die Zivilisierung der Mehrheit bleibt ein 
Problem. Massendemokratie ist zwar ein Pleonasmus, aber kein harmloser: 
Die Politikwissenschaft beschäftigt sich viel zu sehr mit den Eliten und zu 
wenig mit den Massen. Zivile Massen oder Massenzivilität ist indes für die 
Zukunft der Demokratie ein buchstäblich entscheidendes Thema. Gerade eine 

                                                            
134 Siehe z. B. Hans Tschäni, Die Diktatur des Patriotismus, Basel 1972. 
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starke Bürgerschaft kann in Krisenzeiten von innen heraus sehr schnell illibe-
ral und fremdenfeindlich werden: Ersteres geschieht oft schleichend, letzteres 
meist offen und aggressiv. Zwei aktuelle Phänomene, die der genauen Unter-
suchung in den verschiedenen Ländern bedürfen, sind hier zu nennen: der 
schleichende Autoritarismus und der bürgerliche Rechtspopulismus. Wir müs-
sen zwischen Totalitarismus und Autoritarismus unterscheiden: Der heutige 
Autoritarismus ist ideologisch nicht klar zu erkennen, er läuft über den Ver-
such eines Führers oder einer Nomenklatura, „Entscheidungen möglichst jen-
seits aller Kontrollen zu treffen, und dies angesichts einer grundsätzlich 
desinteressierten und apathischen Bevölkerung“.135 Dies geschieht allmählich 
und fast unbemerkt zunächst über eine Trennung der Bevölkerung in Elite und 
Masse. Dabei findet gleichzeitig eine Entpolitisierung der Bürger wie eine 
Politisierung der Nicht-Bürger statt: „In vielen Ländern können wir sehen, wie 
die aktuelle Popularität eines politischen Führers sich mit dem kollektiven 
Desinteresse an Politik verbindet. Apathie heißt nicht unbedingt, dass die 
Leute nicht zur Wahl gehen. Es heißt, dass sie auf eine informierte, ständige 
und dauerhafte Kontrolle der Verwaltung der öffentlichen Dinge verzichten“. 
Dies führt letzten Endes „zum Verstummen des demokratischen Diskurses.136 

Demgegenüber hat sich der bürgerliche Rechtspopulismus parteipolitisch 
organisiert und die Mitte der Gesellschaft erreicht. Er ist vom Rechtsextre-
mismus zu unterscheiden. Die Rechtspopulisten (ebenso wie die Linkspopu-
listen) sind Demokraten, ja sie stilisieren sich sogar zu den einzigen 
wirklichen Demokraten, welche die Sorgen und Probleme des Volkes, die von 
der Regierung wie von den übrigen etablierten Parteien ignoriert werden, ernst 
nehmen. Der Populismus wohnt der Demokratie inne, mit ihm müssen sich 
alle Demokraten auseinandersetzen, wenn sie nicht unpolitisch (im Sinne von 
‚politics’) werden wollen. Jede Partei zeigt ihren spezifischen Populismus 
(z.B. im Umgang mit der ‚neuen Mitte’). Die bürgerlichen Rechtspopulisten 
verfolgen allerdings nicht weniger als eine besondere ‚Ideologie der Demo-
kratie’, indem sie im Widerstreit mit pluralistischen und toleranten Auffas-

                                                            
135 Vgl. Ralf Dahrendorf, Die Krisen der Demokratie, München 2003, S. 91. 
136 A.a.O., S. 91 f. 
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sungen von einem stilisiert-homogenen Bild des Volkes ausgehen. Beim 
Rechtspopulismus kommt zum anti-elitären Affekt gegen die ‚classe politi-
que’ noch ein deutlich fremdenfeindlicher Affekt hinzu.137 Dabei spielt die 
Auseinandersetzung um das Verständnis von Nation, der man politisch nicht 
ausweichen kann, eine zentrale Rolle. 

In diesem Kontext befasst sich Anja Röcke „Losverfahren und Demokratie“ 
(Band 29) mit einem originellen Mechanismus der Bürgerpartizipation. Aris-
toteles hielt das Losverfahren im Gegensatz zur Wahl für eine demokratische 
Prozedur – stimmt diese Aussage jedoch auch für andere Denker und Epo-
chen? Anhand von Beispielen, die von der antiken Demokratie bis zu aktuel-
len Modellen der Bürgerbeteiligung reichen, werden in dem vorliegenden 
Buch historisch fundierte Antworten auf diese Frage gegeben. Die Analyse 
des Losverfahrens bietet dabei auch neue Perspektiven für aktuelle Fragen der 
Bürgerpartizipation, die zum Beispiel bei Bürgerhaushaltsverfahren ange-
wendet werden können. Darüber hinaus werden grundlegende Fragen einer 
demokratischen Ordnung neu gestellt: Wer soll partizipieren? Wer soll ent-
scheiden? Wie macht man Demokratie? Als eine spezifische Form der Bür-
gerpartizipation lassen sich auch Bürgerproteste verstehen. Christian Kreutz 
„Protestnetzwerke – eine neue Dimension transnationaler Zivilgesellschaft?“ 
(Band 23) widmet sich diesem Thema. Seattle, Genua (das 2001 buchstäblich 
einen ‚Einschnitt’ für die Aktivisten bedeutete) und Porto Alegre als neues 
Symbol der Hoffnung stehen beispielhaft für neue Formen transnationalen 
zivilgesellschaftlichen Engagements, das freilich sehr heterogen ist. Aktivis-
ten kritisieren die Folgen der Globalisierung, protestieren gegen die Politik 
internationaler Institutionen und schließen sich zu transnationalen Protest-
netzwerken zusammen. Sie tragen damit unterrepräsentierte Themen in die 
Öffentlichkeit und demonstrieren grenzüberschreitend Solidarität. Geschickt 
nutzen sie das Medium Internet, um ihre Proteste zu koordinieren. Das Buch 
analysiert diese neuen Netzwerke des politischen Aktivismus anhand zahlrei-
cher Beispiele.  

                                                            
137 Vgl. Demir Skenderovic, Gianni D’Amato, Mit dem Fremden politisieren, Zürich 2008. 
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Seit Mitte der 90er Jahre wird das Potential der neuen Online-Medien von 
allen politischen Lagern enthusiastisch begrüßt: Das Internet wird zum Uto-
pieträger. Es scheint Enzensbergers Bedingungen für einen neuen emanzipa-
torischen Mediengebrauch einzulösen,138 denn Informationen sind nun 
jederzeit und weltweit verfügbar und ohne großen Aufwand aktualisierbar. 
Die Kapazitäten des Mediums scheinen unlimitiert. Alte demokratierelevante 
Forderungen an die Medien, die als Utopien abgetan worden sind, scheinen 
nun plötzlich wieder realisierbar.139 Sie beziehen sich auf die Distribution (die 
Utopie der gleichlangen Spieße), die Deliberation (die Utopie des rationalen 
Diskurses) und die Partizipation (die Utopie des interessierten Bürgers). Al-
lerdings gibt es auch die Kehrseiten der unlimitierten Distributionskanäle im 
Internet. Immer wieder wirkt das Vorbild der Polis-Demokratie irreführend, 
denn die moderne Netzgemeinde gleicht keinem antiken Marktplatz. Die prak-
tische Umsetzung zum Beispiel der deliberativen Möglichkeiten des Internets 
hängt vom jeweiligen Niveau der herkömmlichen demokratischen Beteiligung 
ab. Die Nachfrageseite der Bürger spielt eine große Rolle. Den innovativen 
Gebrauch der neuen Medien stellte der neue US-Präsident Barack Obama 
eindrücklich im Wahlkampf 2008 unter Beweis. Er schaffte es, eine massen-
hafte Unterstützer-Bewegung zu initiieren, die insbesondere durch die direkte 
Einbeziehung in seine Kampagne und die Bedienung der neuen multimedialen 
Medien zustande kam. Die Unterstützer konnten sich über das Internet mit 
anderen Menschen in ihrer Umgebung direkt vernetzen, Ideen einbringen und 
diskutieren. Sie konnten eigene nicht vorgegebene Aktionen starten und wur-
den stets als erste über Neuigkeiten direkt vom Kandidaten unterrichtet. 

Vor einem technologischen Determinismus ist allerdings zu warnen, denn 
allein die Verfügbarkeit eines neuen Mediums lässt noch nicht politisches 
Interesse und politische Aktivität entstehen. Zudem ist die öffentliche Mei-
nung immer mehr als nur die Summe von Privatmeinungen. Also spielt die 
Selektionsarbeit der Medienschaffenden weiterhin eine große Rolle, weil sie 
                                                            
138 Vgl. Hans Magnus Enzensberger, Baukasten zu einer Theorie der Medien, in: Kursbuch 20/1970, 
S. 159-186. 
139 Vgl. Andreas Bucher, Neue Medien und transnationale Demokratie, Münster/Hamburg/London 
2009 (Band 54). 
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Überschaubarkeit schafft und die Komplexität auf ein erträgliches Maß redu-
ziert. Damit konfrontiert sie die Leser mit einer Reihe von Meinungen und 
präsentiert ihnen Themen, die sie selber auswählen können. Im Internet, wo 
alle Adressaten gleichwertig sind, ist der Aufwand zur Schaffung von mas-
senmedialer Öffentlichkeit besonders groß. Die alten und neuen Medien sind 
aufeinander angewiesen, um die Grundbedürfnisse der heutigen Konsumenten 
befriedigen zu können. Überhaupt stellt sich heute die Frage, wie Wissen noch 
kompetent organisiert werden kann, was die Enzyklopädien und kritischen 
Wörterbücher (Bayle, Voltaire) der Aufklärung im 18. Jahrhundert versucht 
haben. Das Online-Lexikon Wikipedia ist dafür kein Ersatz. 

Bürgerselbstbewusstsein und demokratische Handlungsmacht zu kultivieren, 
ist eine Intention bürgerschaftszentrierter politischer Theorie. Diesbezüglich 
gleicht sie eher dem unbeirrbaren Igel als dem schlauen Fuchs. Allerdings 
geht es dabei um ein expansives Lernen, welches die gesellschaftlichen Zu-
sammenhänge mit in den Blick nimmt. Der Bürgerhaushalt in Porto Alegre 
zum Beispiel hat die dortige politische Kultur grundlegend verändert, was 
etwas heißen soll. In der 1,3 Mio. Einwohner zählenden südbrasilianischen 
Stadt bestimmen seit 1989 die Bürger über die vorzunehmenden Investitionen. 
Inzwischen ist das Modell weltweit bekannt geworden, und seine Erfolge 
wurden durch internationale Organisationen bestätigt. Carsten Herzberg be-
schreibt im 9. Band der Reihe, der 2006 die 3. Auflage erreicht hat (Erstaufla-
ge 2002), detailliert das Verfahren des ‚Orçamento Participativo' (OP). Die 
positiven Effekte, die nicht nur im Politischen, sondern auch im Administrati-
ven liegen, werden systematisch dargestellt. Das Beispiel Porto Alegre wird 
dabei in ein Konzept aktiver Bürgerschaft eingeordnet, wie wir es erörtert 
haben. Aus den Leistungen des Bürgerhaushaltes werden sodann allgemeine 
Kriterien abgeleitet, welche die partizipative Demokratie auch in Europa bele-
ben könnten. Die Idee von Porto Alegre hat sich ausgehend von einem „inven-
ting local democracy“ unter schwierigsten Bedingungen der Korruption und 
Klientelwirtschaft in Brasilien und Lateinamerika über den ganzen Globus 
verbreitet. In Europa gibt es inzwischen mehr als 50 Städte, die mit dem Bür-
gerhaushalt experimentieren. Die ‚histoire croisée’, die mit dem Selberlernen 
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von Städten zu tun hat, ist noch lange nicht zu Ende. Die Stadt der Bürger-
schaft als kreative Stadt, die Unterschiede setzen kann, ist Fokus und Fundus 
unseres Ansatzes politischer Theorie: Bürgerschaftszentrierte politische Theo-
rie ist ein Produkt der Stadt und nicht der Schule. Der Bürgerhaushalt gehört 
dazu. Seine erfolgreiche Umsetzung hängt jedoch von äußeren Rahmenbedin-
gungen, Entstehungskontext und institutionellem Design ab. Volle Wirksam-
keit entfaltet er erst, wenn er in einem umfassenden Öffnungs- und 
Transformationsprozess des politisch-administrativen Systems eingebettet ist, 
denn er führt zu einem Machttransfer. Die Bürgerdelegierten erfahren dabei 
ein bedeutsames ‚empowerment’ und wichtige Lernerfahrungen, die den Weg 
zu einer Bürgergesellschaft im Vollsinne bereiten helfen. Internet-Foren, E-
lektronisierung u.a.m. können zudem die partizipatorische Demokratie 
verbreitern und bereichern. 

Während sich der Bürgerhaushalt in Lateinamerika – über Porto Alegre, Belo 
Horizonte, Bélem (was in der französischen Diskussion eine große Rolle 
spielt), Rosario140 u.a. – in Lateinamerika etablierte, weiß man über seine 
Verbreitung in Europa noch nicht viel. Aus diesem Grund konstituierte sich 
am Centre Marc Bloch in Berlin eine Forschungsgruppe unter der Leitung von 
Yves Sintomer, an der Carsten Herzberg und Anja Röcke teilnahmen – in 
Kooperation mit der Politischen Theorie an der Universität Potsdam. Sie ent-
warf eine Typologie der Bürgerhaushalte, die sechs verschiedene Muster um-
fasst: Porto Alegre in Europa, Bürgerhaushalt organisierter Interessen, 
Community Fonds auf Quartier- und Stadtebene, privat-öffentlichen Verhand-
lungstypen, bürgerliche Partizipation und Konsultation öffentlicher Finan-
zen.141 Aus den gemeinsamen Forschungen mit dem Centre Marc Bloch142 
schöpft die deutsch-französische Dissertation (Co-tutelle de thèse143) von 

                                                            
140 Siehe dazu die Fallstudie von Eva Roeder, Der Bürgerhaushalt von Rosario (Argentinien) als 
Beitrag zur Demokratisierung der lokalen Ebene (im Erscheinen). 
141 Vgl. Carsten Herzberg, Anja Röcke, Yves Sintomer, Von Porto Alegre nach Europa, in: Jochen 
Franzke, Heinz Kleger (Hg.), Kommunaler Bürgerhaushalt in Theorie und Praxis am Beispiel Pots-
dams, Potsdam 2006, S. 193f. 
142 Siehe dazu den Abschlussbericht: Yves Sintomer, Carsten Herzberg, Anja Röcke, Eine neue 
Demokratie? Bürgerhaushalte in Europa, Wiesbaden 2009. 
143 Zusammen mit der Universität Paris 8 (St. Denis). 
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Carsten Herzberg, in der er zugleich einen eigenen Vorschlag zur Erneuerung 
lokaler Demokratie in Europe unterbreitet.144  

Ein Porto Alegre in Europa gibt es nicht. Was gibt es dann, und was ist mög-
lich? In ausführlichen Analysen, die sich auf Beispiele sowohl aus Italien, 
Spanien, England, Polen usw. beziehen, ist Carsten Herzberg diesen Fragen 
nachgegangen. In Deutschland steht der Bürgerhaushalt vor allem im Zeichen 
der Bürgerkommune, und es geht primär um die Modernisierung der Verwal-
tung. Zwei Beispiele kommen dabei nahe an das Modell von Porto Alegre 
heran, nämlich Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf.145 Vielen Beispielen 
fehlt jedoch noch die soziale und ökologische Dimension, oft handelt es sich 
lediglich um einen Bürgerhaushalt der Nebensächlichkeiten und der bloßen 
Konsultation durch die Verwaltung. 

Ein Porto Alegre an der Spree gibt es also trotz des guten Beispiels von Lich-
tenberg noch nicht. Die Fortschritte sind sehr begrenzt, obwohl die Haushalte 
transparenter werden.146 Carsten Herzberg möchte jedoch mit seinem neuen 
Leitbild gleichzeitig reale Effekte in der modernisierungsbezogenen, sozialen 
und ökologischen Dimension erreichen. Wo liegen hier die Hindernisse? Und 
sind sie überhaupt auf kommunaler Ebene überwindbar? Wenn nicht, welche 
anderen Ebenen müssen wie einbezogen werden? In der modernisierungsbe-
zogenen Dimension sind die realen Effekte der Bürgerhaushalte in Europa 
noch relativ schwach. Es ist noch nicht gelungen, das Nutzerwissen der Bür-
ger tatsächlich zu nutzen, um öffentliche Leistungen zu optimieren. Ein gro-
ßes Hindernis bleibt dabei allerdings der durch die Organisations-
privatisierung hervorgerufene Kontrollverlust. Die Neuschöpfung ‚Solidar-
kommune’ konkurriert mit dem in Deutschland bekannten Leitbild der ‚Bür-
gerkommune’ und bezieht sich nicht zuletzt auf den Begriff der sozialen 
Gerechtigkeit. Es ist an den Bürgern orientiert und nutzt deren Wissen für eine 
                                                            
144 Carsten Herzberg, Der Bürgerhaushalt in Europa – europäische Kommunen auf dem Weg zur 
Solidarkommune? Dissertation Universität Potsdam 2008. 
145 Sebastian Weise, Bürgerhaushalt in Berlin. Das Bürgerhaushaltsprojekt des Bezirkes Lichtenberg 
Münster, Hamburg, London 2007 (Band 47). 
146 Claudia Buss, Kooperative oder direkte Demokratie? Partizipative Haushaltsfindung im Ver-
gleich: Potsdam, Bobigny und Luzern, Münster, Hamburg, London 2008 (Band 50). 
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bürgerorientierte Modernisierung. Diese Vision soll auch zur Stärkung der 
Bürgerhaushalte in Europa beitragen.  

In unserer Zeit, in der echte oder vermeintliche globale Krisen wie die Finanz-
, Wirtschafts- und Klimakrise als ‚Subjekte des Geschehens’ die Handlungs-
fähigkeit der Politik grundsätzlich in Frage stellen, könnten es die Städte als 
Akteure der Politik sein, die vor Ort Handlungsspielraum zurückerobern und 
neues Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Politik stiften. Die Städte als 
‚Inter-Subjekte des Politischen’ schaffen so den Handlungsrahmen einer poli-
tischen Urbanität, in dem sich die Stadt als Bürgerschaft ihrem eigenen An-
spruch gemäß und möglichst frei von Hemmnissen entfalten kann. Um die 
Kommunen zu stärken, bedarf es in Deutschland allerdings eines neuen bun-
desrechtlichen Rahmens, der die Rolle der Kommunen im föderalistischen 
Mehrebenensystem deutlich aufwertet. Die Frage der Ausgestaltung des ver-
fassungsrechtlich (Art. 28 Abs. 2) verankerten Selbstverwaltungsrechtes der 
Kommunen ist dabei neu zu beantworten, insbesondere angesichts der, vor 
allem wegen der Finanzsituation der Kommunen (besonders im Osten), gerin-
ger werdenden Handlungsspielräume einerseits und der zunehmend größer 
werdenden Probleme andererseits (Soziales und Bildung, Ökologie und Ener-
gie, Verkehr, Integration), die ohne die eigenständige Beteiligung der Kom-
munen (und ihrer Bürger) nicht zu lösen sein werden. Angesichts der 
aktuellen Finanzkrise in der Geldwirtschaft und der sich anbahnenden Wirt-
schaftskrise fällt besonders auf, wie schnell in diesem Fall die Politik des 
Bundes mit unvorstellbar großen Summen zum Schutzschirm der Banken und 
Unternehmen wird, im Vergleich dazu aber der Handlungsfähigkeit (Ent-
schuldung) der Kommunen schon Aufgaben übertragen, ohne dass die Gegen-
finanzierung in jedem Fall gesichert war. Trotzdem stellt sich die Frage, ob 
schon heute unter den gegenwärtigen rechtlichen, finanziellen und verwal-
tungstechnischen Bedingungen ein eigenständiger politischer Aufbruch der 
Kommunen in Deutschland möglich ist, der das gemeinsame Interesse der 
Kommunen gegenüber Bund und Ländern vertritt und gleichzeitig den spezi-
fischen Interessen jeder Kommune gerecht wird.  
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5.4 Weltort Stadt  

Unsere Realität wird mehr denn je durch Verstädterung bestimmt: „Die Stadt 
ist alles, was wir haben“ und „Die Stadt gibt es nicht mehr“ (Rem Koolhaas). 
Darin wird eine doppelte Herausforderung angesprochen, die politischer kaum 
sein könnte. 2008 wird zum ersten Mal in der Geschichte der Anteil der Welt-
bevölkerung, die in städtischen Gebieten lebt, 50 % erreichen.147 Während in 
den weiter entwickelten Regionen der Anteil städtischer Bevölkerung an der 
Gesamtbevölkerung bereits in den 1950er Jahren über 50% lag, wird er in den 
weniger entwickelten ab ca. 2019 die 50-%-Marke übersteigen. Insgesamt 
wird prognostiziert, dass im Jahre 2050 70 % der Weltbevölkerung in Städten 
bzw. städtischen Ballungsräumen leben werden. Einem erwarteten Anstieg der 
gesamten Weltbevölkerung 2007-2050 von 6,7 Mrd. auf 9,2 Mrd. Menschen 
steht ein Anstieg der urbanen Bevölkerung 2007-2050 von 3,3 Mrd. auf 6,4 
Mrd. gegenüber. Während die Weltbevölkerung 2007-2050 um 2,5 Mrd. 
Menschen wachsen wird, wird die urbane Bevölkerung um 3,1 Mrd. Men-
schen wachsen. Diese rasante Urbanisierung durch die Menschen führt zu 
einer neuen Epoche der Erdgeschichte: dem Anthropozän, das durch zuneh-
mende Erwärmung und instabile Umgebungsbedingungen gekennzeichnet 
ist.148 

Der amerikanische Stadtsoziologe Mike Davis spricht vom ‚Planet der 
Slums’:149 „Die Urbanisierung der Welt ist sogar schneller fortgeschritten, als 
der Club of Rome in seinem bekanntlich malthusianisch eingefärbten Bericht 
von 1972 ‚Die Grenzen des Wachstums’ vorhergesagt hatte. 1950 gab es 
weltweit 86 Städte mit einer Bevölkerung von über einer Million; heute sind 
es 400 und bis 2015 werden es mindestens 550 sein. Seit 1950 haben die Städ-
te fast zwei Drittel der weltweiten Bevölkerungsexplosion absorbiert und 

                                                            
147 United Nations Department of Economic and Social Affairs/Population Division: World Urbani-
zation Prospects: The 2007 Revision, New York 2008. 
148 Siehe dazu mit Quellenangaben Mike Davis, Wer wird die Arche bauen?, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik, Heft 2, 2009, S. 43. Der Mensch erschien im sogenannten ‚Holozän’, das 
ist die jüngste erdgeschichtliche Epoche, welche die letzten 12000 Jahre umfasst.  
149 Mike Davis, Planet der Slums, Berlin/Hamburg 2007. 
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wachsen gegenwärtig jede Woche um eine Million Neugeborene und Zuwan-
derer.“150 Dieses dramatische Wachstum der realen Massendemokratie steht 
indes weder in der Gesellschaftstheorie noch in der Politischen Theorie (die 
aufeinander verweisen müssten) im Zentrum der Aufmerksamkeit: „Es ist 
schon erstaunlich, dass die klassische Sozialtheorie, ob nun Marx, Weber oder 
gar die Modernisierungstheorie des Kalten Krieges, nicht antizipiert hat, was 
mit der Stadt in den letzten 30 oder 40 Jahren passiert ist. Niemand hat die 
Entstehung einer riesigen Klasse vorhergesehen, die hauptsächlich aus Jünge-
ren besteht, die in Städten leben, die keine formelle Verbindung zur Weltwirt-
schaft haben und auch chancenlos sind, jemals eine zu bekommen.“151  

Stadtentwicklung wird buchstäblich zur hauptsächlichen Herausforderung für 
das Wachstum des Zivilen und Politischen im Sinne des Zusammenlebens 
vieler verschiedener Menschen, das sie gar nicht anders als selber in die Hän-
de nehmen müssen und können: „Das gesamte zukünftige Wachstum der 
Menschheit wird in Städten stattfinden, überwältigend stark in armen Städten 
und dort am meisten in Slums. […] Die klassische Urbanisierung nach dem 
Muster von Manchester, Chicago, Berlin oder Petersburg findet man heute 
noch in China und einigen wenigen anderen Orten […] Überall sonst wachsen 
Städte weitgehend ohne Industrialisierung, schlimmer noch, ohne jegliche 
Entwicklung.“152 Die Menschen sind den anthropozänen Verhältnissen noch 
nicht angepasst. 

Es handelt sich buchstäblich (und nicht nur metaphorisch) um ein ‚übermäch-
tiges Phänomen’.153 In diesen ‚posteuropäischen’ Megastädten gibt es unkon-
trollierte Zuwanderung, riesige Infrastrukturprobleme und Slums sowie einen 
permanenten Überlebenskampf. Die ‚heißen’ Antithesen zu einer zivilen Ge-
sellschaft in Armut, Überlebenskampf, Barbarei und Fanatismus sind allge-

                                                            
150 A.a.O., S. 7. 
151 A.a.O., S. 250. 
152 A.a.O.. 
153 Gerhard Schweizer, Metropole, Moloch, Mythos – eine Reise durch die Megastädte Indiens 
(Kalkutta, Bombay, Delhi, Bangalore), Stuttgart 2005. 
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genwärtig.154 Dennoch kommen täglich Tausende, um in den Städten ein bes-
seres Leben zu finden. Der Glaube, dass sie es schaffen können, ist gerade für 
junge Menschen entscheidend. Auch wenn die meisten arm bleiben, bleiben 
sie doch nicht so arm und hoffnungslos wie auf dem Land, von dem sie kom-
men. Diese Erfahrung übt einen starken Einfluss auf die Wahrnehmung aus. 
Außerdem ist es nicht so, dass die wachsenden Notquartiere der Globalisie-
rung einfach als ‚Elendsquartiere’ in dem Sinne zu betrachten und abzuschrei-
ben sind, dass dort Konzepte wie Hilfsbereitschaft, soziale Beziehungen, 
Partizipation und Stadtentwicklung nicht gelten155 – sie gelten nur in einem 
anderen Sinne: „Am 27. Juli 2004 ging in Bombay die größte Regenmenge 
nieder, die je registriert wurde: 94 Zentimeter an einem Tag. Der Wolken-
bruch brachte die besten und schlimmsten Seiten der Stadt zum Vorschein. 
Hunderte Menschen ertranken in den Fluten. Aber im Unterschied zu den 
Zuständen in New Orleans nach dem Hurrikan ‚Katrina’ brach die öffentliche 
Ordnung nicht zusammen. Und obwohl die Polizei keine Präsenz zeigte, gab 
es keinen Anstieg der Kriminalitätsrate. Das lag daran, dass die Menschen 
alles taten, um sich gegenseitig zu helfen.“156 

Der Staat ist nicht präsent, obwohl er gebraucht würde: „Von der Regierung 
und ihren Organen war kaum etwas zu sehen, doch das hatte auch niemand 
anders erwartet. Die Einwohner von Bombay halfen sich gegenseitig, weil sie 
jede Hoffnung auf Hilfe seitens der Regierung verloren haben. Und genau so 
wird es im 21. Jahrhundert den meisten Menschen auf der Welt ergehen.“157 
Die ‚posteuropäischen’ Megacities entwickeln sich in eine andere Richtung 

                                                            
154 Vgl. Volker Heins, Das Andere der Zivilgesellschaft. Zur Archäologie eines Begriffs, Bielefeld 
2002, S. 45f. Dem stehen die ‚kalten’ Antithesen zum Zivilen in Gestalt staatlicher Befehlsordnung, 
unüberwindbarer Hierarchien und seelenloser Disziplin gegenüber. 
155 Siehe auch Hannah Boie, die Initiativen in den informellen städtischen Armutsgebieten Kairos 
untersucht hat, bei denen es um Häuserinstandsetzungen, Infrastrukturmaßnahmen und ‚productive 
schools’ geht, Hannah Boie, Bürgerpartizipation und Stadtentwicklung. Lokale Initiativen in Kairo, 
Münster 2005 (Band 30). Auch in Kairo weiß man nicht genau, wie viele Millionen Einwohner die 
Stadt zählt (zwischen 15 und 18 Millionen). 
156 Suketu Mehta, Metropole Bombay, Zukunft der Welt, in: Atlas der Globalisierung, Paris/Berlin 
2006, S. 154. Siehe vom selben Autor: Bombay. Maximum City, Frankfurt am Main 2006, Hervor-
hebung H.K.. 
157 A.a.O.. 
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als die uns bekannten Metropolen, welche das 20. Jahrhundert geprägt haben 
und zu den Zentren der Moderne geworden sind, denn „die Erste und die Drit-
te Welt sind nicht mehr auf die beiden entgegengesetzten Großregionen, auf 
‚den Norden’ und ‚den Süden’ unseres Planeten verteilt, sie liegen dicht bei-
einander, ja sie prallen innerhalb derselben Stadt aufeinander. In Bombay gibt 
es Menschen, die so reich sind, dass sie ihre Hemden zum Waschen nach Pa-
ris schicken. Und umgekehrt liegt die Lebenserwartung eines Bewohners von 
Harlem niedriger als die eines Bürgers von Bangladesch. […] In dieser Stadt 
wächst alles im exponentiellen Maßstab: die Call-Centers, die internationale 
Verbreitung der hier produzierten Filme, die Bedeutung der Börse als Ein-
gangstor zum indischen Finanzmarkt, aber ebenso die Slums, die Anzahl der 
in absoluter Armut lebenden Menschen, der Verfall der städtischen Infrastruk-
tur. […] Bombay braucht dringend eine drastische Verbesserung der elemen-
taren kommunalen Leistungen, also des Straßen- und Abwassernetzes, des 
städtischen Transportwesens, der medizinischen Versorgung, der Sicherheit 
für die Bürger.“158 

Doch die attraktive Einwanderungsstadt steht vor einem Widerspruch, der uns 
alle angeht, auch in Berlin und Potsdam: „Heute stammt die große Mehrheit 
der Binnenmigranten aus den verarmten nordindischen Bundesstaaten Uttar 
Pradesh und Bihar. Die Probleme von Bombay sind also nicht zu lösen, bevor 
nicht die Probleme von Bihar gelöst sind. Entscheidend ist, dass der Bauer in 
Bihar auf seinem Acker bleibt. Und das bedeutet: Die kleinen Bauern müssen 
wieder von der Landwirtschaft leben können. Wenn die Vereinigten Staaten 
und die Europäische Union ihre verzerrenden Subventionen abschaffen wür-
den, wäre das schon ein großer Schritt, um zum Beispiel die indische Baum-
wolle gegenüber der US-amerikanischen konkurrenzfähig zu machen. 
Bombay ist somit auf Gedeih und Verderb von nationalen und internationalen 
Faktoren abhängig, auf die es keinerlei Einfluss ausüben kann. Für uns alle, 
wo immer wir leben, ist es also wichtig, dass den Menschen in Megastädten 
wie Bombay geholfen wird. Vor drei Jahren hat die UN anlässlich ihrer Habi-

                                                            
158 A.a.O.. 
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tat-Konferenz einen Bericht publiziert. Der Bereicht verweist auf die Gefahr, 
dass die Unternehmen der Ersten Welt im Zuge eines ‚Wettlaufs nach unten’ 
ihre Investitionen und Arbeitsplätze ins Ausland, genauer: in die Städte mit 
den niedrigsten Arbeitskosten verlagern werden. Das bedeutet, dass die Ver-
zweiflung der Slumbewohner in Städten wie Bombay unmittelbare Folgen für 
das ökonomische Schicksal der Menschen in New York oder Los Angeles 
oder London oder Berlin haben wird. Derselbe UN-Bericht enthält auch die 
Warnung, dass diese Slums zum Nährboden für Extremisten werden können, 
falls wir keine politischen Rezepte entwickeln, die den kulturellen Unter-
schieden zwischen älteren und neueren Immigranten gerecht werden. Für 
London ist es genauso wichtig, Bombay zu verstehen, wie es für Bombay 
wichtig ist, London zu verstehen.“159 

Aus der Geschichte heraus gibt es keine offensichtliche Analogie, die gegen-
wärtig für alle unabweisbar veranschaulichen könnte, dass die Klimaproble-
matik die erste und höchste Dringlichkeitsstufe hat: „Auch wenn die 
Paläoklimatologie den Wissenschaftlern helfen kann, die nichtlinearen Aus-
wirkungen der Erderwärmung zu berechnen, gibt es keinen historischen Prä-
zedenzfall, auf dessen Grundlage wir besser verstehen könnten, was in den 
2050er Jahren geschehen mag, wenn eine Weltbevölkerung von 9 bis 11 Mil-
liarden Menschen mit Klimachaos und der Erschöpfung fossiler Brennstoffe 
kämpfen wird. Für die Zukunft unserer Enkel ist nahezu jedes Szenario denk-
bar – vom kompletten Zusammenbruch der Zivilisation bis hin zu einem neu-
en goldenen Zeitalter der Fusionsenergie.“160 Sicher ist jedoch, dass die Städte 
„zum Ground Zero dieser Entwicklung werden“161. Hierbei stoßen wir auf das 
Paradox politischer Urbanität: Die urbanen Städte bieten einerseits enorme 
(nicht nur) ökologische Möglichkeiten, andererseits zeigen gerade viele Ag-
glomerationen besonders anti- und suburbane Merkmale. Diese sind:  

                                                            
159 A.a.O., S. 154f. 
160 Mike Davis, Wer wird die Arche bauen?, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 
2, 2009, S. 53. 
161 A.a.O.. 
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• „explosive horizontale Erweiterung in Verbindung mit der Beein-
trächtigung oder Zerstörung lebenswichtiger natürlicher Grundlagen 
(Grundwasserleiter, Wasserscheiden, Gemüsegärten, Wälder, Küs-
tenökosysteme) 

• nachgelagerte Verursachung von Müll und Umweltverschmutzung  
• auf groteske Weise überdimensionierte Umweltwirkungen 
• enorme Wachstumszahlen mit Blick auf Verkehr und Luftver-

schmutzung 
• ein von Immobilienspekulanten und Städteplanern diktiertes Stadt-

modell 
• fehlende demokratische Kontrolle über Planung, Entwicklung und 

Steuermittel 
• extreme räumliche Trennung nach Einkommen und/oder Hautfarbe 
• unsichere Lebensumgebung für Kinder, ältere Menschen und Men-

schen mit besonderen Bedürfnissen 
• Sanierung durch Zwangsräumung 
• Zerfall der traditionellen Kultur einer urbanen Arbeiterklasse 
• Krieg zwischen Polizei und Überlebenskriminalität 
• Wachstum der Slums und informeller Arbeitslosigkeit in den Au-

ßenbezirken 
• hohe Kosten für die Bereitstellung von Infrastruktur für die wach-

sende Stadtbevölkerung 
• Privatisierung und Militarisierung öffentlicher Räume 
• Abschottung der Reichen in sterilen Altstadtzentren oder eingezäun-

ten Vorstädten“162 

Dagegen ergeben sich aus den folgenden urbanen Merkmalen die Herausfor-
derungen für eine urban aufgeklärte soziale und politische Theorie: 

• „urbanes Wachstum, das öffentliche Räume und lebenswichtige Na-
tursysteme schützt 

                                                            
162 A.a.O., S. 53f. 
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• klar definierte Grenzen zwischen Stadt und geschützter Landschaft 
• Abfall wird recycelt und nicht exportiert 
• strikte Vorschriften für die Nutzung von Kraftfahrzeugen 
• Nutzung von Skaleneffekten bei Transport und Wohnungsbau im 

Sinne der Umwelt 
• Förderung des Privatverbrauchs anstelle öffentlicher Prunkbauten 
• Sozialisierung von Bedürfnissen und Identität im öffentlichen Raum 
• Bezahlbare Verbindungen von den Vorstädten ins Stadtzentrum 
• Gleichbehandlung bei öffentlichen Diensten 
• umfassender öffentlicher und gemeinnütziger Wohnungsbau 
• Heterogenität im Hinblick auf „Rasse“ und Einkommen bei städti-

schem Wachstum 
• effiziente progressive Besteuerung und Planung im öffentlichen In-

teresse 
• hohe politische Mobilisierung und Bürgerbeteiligung 
• Berücksichtigung der Anforderungen von Kindern, Senioren und 

Menschen mit besonderen Bedürfnissen bei der Planung öffentlicher 
Räume  

• eine fruchtbare Dialektik zwischen Nachbarschaft und Weltkultur 
• Förderung eines kollektiven Gedächtnisses anstelle von Marken-

symbolen 
• räumliche Integration von Arbeit, Freizeit und Familienleben.“163 

Städte sind seit jeher zivilisatorische Netzwerke. Gleichzeitig stellen sie ge-
wissermaßen übergreifende Meta-Netzwerke dar, die demonstrieren, wie 
Netzwerke überhaupt entstehen und was sie bewirken können: Sie sind wirt-
schaftlich, technisch, wissenschaftlich, kulturell und politisch produktiv, in-
dem sie gleichermaßen zentralisieren wie diversifizieren. Städte als 
‚Verschwörungen der Bürger’164 betreiben mithin per se ein Management der 
Diversität. Eine Kooperationskultur kann dabei ebenso entstehen wie eine 

                                                            
163 A.a.O., S. 54. 
164 Max Weber, Die Stadt, 22. Bd., 5. Teilband, Tübingen 1999. 
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Konfliktkultur. Neue Lösungen und Kompromisse sind so möglich, weil Städ-
te Orte der Vermittlung und des Pragmatismus sind. Um ähnlich gelagerte 
neue Probleme zu lösen, bilden Städte und Regionen oft grenzüberschreitende 
strategische Allianzen. Motiviert werden sie dabei auch durch Dezentralisie-
rungs- und Föderalisierungstendenzen in unitarischen Staaten sowie eine EU-
Regionalpolitik, die Städtenetze fördert: Städtenetze wie Eurocities, Union of 
the Baltic Cities, Polis, Energie-Cities, Quartiers en Crise und andere mehr 
arbeiten auf unterschiedlichen Politikfeldern, stoßen sie an und füllen sie mit 
Inhalten. Sie entwickeln Verbindungen zu den gesellschaftlichen und institu-
tionellen Integrationsdimensionen sowohl auf nationaler wie auf europäischer 
und weltpolitischer Ebene. Sie tragen zur lokalen und regionalen Handlungs-
fähigkeit ebenso bei wie zum europäischen Integrationsprozess. Sie liefern 
darüber hinaus inhaltliche Problemlösungsbeiträge in den unterschiedlichsten 
Bereichen für die geradezu riesenhaften Probleme der posteuropäischen Me-
gacities, von denen das Überleben unserer Energie fressenden Zivilisation, 
welche im Anthropozän Krieg gegen die Natur führt, abhängig sein wird: „Die 
europäischen Städte könnten der Welt beweisen, wie man Städte ‚sustainable’ 
macht, bevor Umweltkatastrophen dazu zwingen werden.“165 Aus Katastro-
phen lernen, sofern sie Menschen überleben, ist nicht das ideale Lernmodell. 

Tatsächlich spielen Städte zum Beispiel bei der Entwicklung von Strategien 
zur Reduzierung der Treibhausemissionen und des Kohlendioxid-Ausstoßes 
eine zentrale Rolle: „Das System Stadt stellt die ideale geographische Einheit 
dar, um integrierte Lösungen des Klimaproblems zu organisieren, also geeig-
nete Kombinationen von Vermeidungs- und Anpassungsmaßnahmen im di-
rekten Dialog mit den konkreten Akteuren zu planen und zu erproben. Die 
Stadteinheiten sind einerseits klein genug, um den schwerfälligen nationalen 
Tankern vorauseilen zu können […]. Und sie sind andererseits groß genug, 
um individuelle Motive und Aktionen in gerichtete und kraftvolle kooperative 
Prozesse zu verwandeln.“166 Potsdam trat bereits 1995 dem Klimabündnis 

                                                            
165 Thomas Sieverts, Zwischenstadt, Braunschweig/Wiesbaden 1999, 3. Aufl., S. 51. 
166 Vgl. Hans Joachim Schellnhuber, Stefan Rahmstorf, Der Klimawandel, München 2007, S. 130f. 
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europäischer Städte bei. Aus dieser Selbstverpflichtung resultierten verschie-
denste Aktivitäten wie zum Beispiel:  

• Aufstellung eines Energiekonzepts für kommunale Gebäude 
• Energie-Tisch Potsdam von 1999 bis 2001 
• erste nationale ‚Klima-Bündnis-Konferenz’ 1999 in Potsdam 
• erster Klimaschutzbericht der Stadt Potsdam 2000 mit Fortschrei-

bung 2003 und 2005 
• Einrichtung eines Klimarates 
• Abschluss einer Kooperationsvereinbarung zum Klimaschutz zwi-

schen der Stadtverwaltung und den in der ‚AG Stadtspuren’ zusam-
mengeschlossenen Potsdamer Wohnungsbauunternehmen. 

Der Klimaschutz braucht Aufmerksamkeit, bzw. den Appell an die Bürger vor 
Ort, neue Technik und besserer Infrastruktur. Die 34. Sitzung des Potsdamer 
Stadtforums am 30.4.2009 stellte am Beispiel des Bornstedter Feldes als Refe-
renzprojekt für die städtischen Entwicklungsziele konkrete Verbesserungen 
vor. Das Bornstedter Feld ist heute das am stärksten wachsende Stadtgebiet in 
Potsdam, nachdem es 200 Jahre ausschließlich als militärisches Gelände ge-
nutzt wurde. Nach der Oderflut im Juli 1997 und der Elbeflut im August 2002 
sprachen vorsichtige Naturwissenschaftler vom Telegrafenberg von „einem 
Vorspiel“. Inzwischen liegt eine Studie vom Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung (PIK) für die Region vor.167 Zuvor forderte ein ‚Potsdamer 
Memorandum’ von fünfzehn Nobelpreisträgern die Halbierung der Kohlendi-
oxid-Emissionen bis 2050; der Schlüsselbegriff darin lautet ‚Kohlenstoffge-
rechtigkeit’. Man sieht: Auch der ‚genius loci’ von Potsdam verändert sich: 
‚Aufgeklärter Absolutismus’ ist es nicht mehr, wohl aber ein bescheidener 
und beharrlicher Versuch von Aufklärung (als Prozess über Grenzen hinweg) 
mit vielen politischen Enttäuschungen.  

                                                            
167 Vgl. Klimawandel und Kulturlandschaft Berlin, 2009, verfügbar auf: http://www.benjamin-
hoff.de/article/3348.klimawandel-und-kulturlandschaft-berlin.html. 
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Während die Urbanisierung Europas weitgehend abgeschlossen ist, beginnt in 
China ein ‚High speed’-Urbanismus, wie der Beitrag von Manfred Siry am 
Beispiel von Chongqing eindrucksvoll demonstriert.168 Er rechnet uns vor, 
was dort – nach der antiurbanen totalitären Politik Maos – die Steigerung des 
Urbanisierungsgrades um ein Prozent bedeutet. Zum Beispiel: Jährlich 140 
Mio. m³ zusätzlich Trinkwasserbedarf und 640 Mio. kWh Elektrizität. Wasser 
und Strom sind aber jetzt schon Engpässe der wirtschaftlichen Entwicklung, 
auch in China werden die Bäume nicht in den Himmel wachsen. Man schätzt, 
dass etwa 300 Mio. Chinesen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser haben. 
Weitere Zahlen sind aufschlussreich, zum Beispiel: die Nettowohndichte im 
Vergleich mit Berlin oder die Straßenlänge pro Kopf (in Chongqing 0,3 Me-
ter, in europäischen Städten ca. drei Meter und in nordamerikanischen Städten 
noch einmal mehr als doppelt so viel). Die sich abzeichnende Massenmotori-
sierung, die, wie viele sagen, die europäischen Städte zerstört hat, wird in 
China unterschätzt. Das Automobil als das wichtigste (ambivalente) Symbol 
für Modernität und Wohlstand prägt unsere Stadtregionen so lange, wie die 
Versorgung mit Öl anhält. An dieser Stelle wird die Verknüpfung der Wachs-
tumsproblematik mit der weltweiten Energieproblematik offensichtlich. Der 
ökologische Kollaps in China ist schleichend, wenn ihn auch Katastrophen 
wie jüngst die Explosion im Petrochemiekombinat Jilin am 13. November 
2005 unübersehbar werden lassen. Es ist dies gewissermaßen ein Exkurs in 
die Welt der Wachstumsbeschleunigung mit globalen Folgen. China hat die 
beschleunigte Urbanisierung als eines seiner wichtigsten Staatsziele definiert: 
Megacities wie Beijing, Shanghai oder Chongqing sollen demgemäß zu 
Wachstumspolen und zu Motoren der Entwicklung werden. Dabei bildet 
Chongqing sozusagen die Speerspitze Westchinas. Sie ist ein ‚riesiger Stadt-
staat’ für sich, der zu den am meisten belasteten Regionen der Welt gehört. 
Damit wird jede hergebrachte Polis- und Politik-Vorstellung gesprengt. 

Auch auf dieser Ebene gibt es jedoch Initiativen wie ‚Urban Age’, das sich 
mit New York, Shanghai, London, Mexiko City und Johannesburg unter je-

                                                            
168 In: Heinz Kleger, André Lomsky, Franz Weigt (Hg.), Von der Agglomeration zur Städteregion: 
Neue politische Denk- und Kooperationsräume (Band 41), S. 365-398. 
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weils spezifischen Fragestellungen beschäftigt hat. In Berlin hieß 2006 das 
Thema ‚Schrumpfende Städte’. In vielen Regionen fehlt es an technischem169 
und administrativem Know-how. Die vergangenen Fehler der europäischen 
und amerikanischen Städte im 20. Jahrhundert müssen nicht wiederholt wer-
den. Dies ist zumindest ein wesentlicher Teil einer wirklichen ‚global gover-
nance’ (nicht nur von Staaten und Eliten), der vielleicht nicht viel bewirkt, 
aber wenigstens bei der breiten Masse ankommt. Entscheidend für den Lern-
erfolg wird die Überzeugungskraft der Beispiele, Praxen und Techniken sein. 
Zukunftsträchtige Städte benötigen jedoch nicht nur Wissen, Technik und gute 
Verwaltung. Es kommt auch darauf an, welcher Geist in ihnen weht, denn 
Stadtluft macht erst frei in einem freiheitlichen System, zu dem Städte viel 
beitragen, das sie aber nicht alleine garantieren können, weshalb politische 
Theorie an Punkten, wo es darauf ankommt (etwa bei der Sicherheit als Be-
dingung der Freiheit), auch nicht einfach Städte gegen Staaten ausspielen 
kann. Reflexive Politik- und Staatsfähigkeit gehören vielmehr zusammen: 
Politik ist nicht dogmatisch festgelegt – außerordentliche Situationen können 
außerordentliche Maßnahmen erfordern, weswegen die historisch kontingente 
und offene Situation kurzer Krisenphasen, in denen das Regelvertrauen in 
Wirtschaft und Politik fehlt,170 besonders aufschlussreich ist. Dabei geht es 
nicht primär um die Entgegensetzung von Markt und Staat, die beide ihre 
Möglichkeiten und Grenzen haben. Wohl aber geht es um die Gesellschaft 
und ihre Ideen, die Bürgergesellschaft und Demokratie sowie soziale Bewe-
gungen, die letztlich bestimmen, was in Wirtschaft und Politik geschehen soll. 

Die Erfahrungen der europäischen Städte und ihre wissenschaftliche, techni-
sche, ökonomische und politische Verarbeitung können mithelfen, zu nachhal-

                                                            
169 Insofern hat es über Deutschland hinaus große Bedeutung, wenn die Studie ‚München – Wege in 
eine CO2-freie Zukunft’ behauptet, dass bis 2058 die CO2-Emissionen um fast 90% reduziert werden 
können, ohne dass es zu Einschränkungen der Lebensqualität kommen wird. Siehe: Sustainable 
Urban Infrastructure. München-Wege in eine CO2-freie Zukunft. Forschungsergebnisse des Wupper-
tal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH, hg. von der Siemens AG, München 2009. 
170 Vgl. zu dieser analytischen Krisendefinition Hansjörg Siegenthaler, Regelvertrauen, Prosperität 
und Krisen, Tübingen 1993, und ihre Anwendung: Kontinutität und Krise. Sozialer Wandel als 
Lernprozess (hg. von Andreas Ernst u.a.), Zürich 1994; Krise und sozialer Wandel, 3 Bde. (hg. von 
Kurt Imhof u.a.), Zürich 1993ff.  
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tigen Stadtentwicklungen zu kommen. Das europäische Stadtmodell171 ist 
historisches Auslauf- und normatives Entwicklungsmodell zugleich. In ökolo-
gischer Hinsicht bietet es zum Beispiel mit seinen räumlichen Ordnungsprin-
zipien ‚Dichte’, ‚Mischung’, ‚Nähe’ und ‚Polyzentralität’ günstige 
Anknüpfungspunkte172, ebenso in sozialer173 und kooperativer Hinsicht.174 Ein 
besonders wichtiger Baustein für nachhaltige Stadtentwicklungen ist eine 
integrierte und stadtverträgliche Verkehrspolitik. Wo immer der Freiraum von 
Individuen in der Gesellschaft reguliert wird, haben wir es mit Politik zu tun, 
sei es im grundsätzlichen Sinne, dass um das Wie des Zusammenlebens ge-
kämpft wird (Wissen und Glauben bzw. Leidenschaft), sei es im einge-
schränkten Sinne, wie was durchzusetzen ist (policies und politics). Umstritten 
ist dabei am Wenigsten, dass diesbezüglich Defizite bestehen, sondern ob 
überhaupt und wie sie beseitigt werden können. Die Verantwortung kann nicht 
nur einzeln zugerechnet werden, sie muss in Zukunft stärker bei einer präven-
tiven Verantwortung, die verteilt wird, liegen. Diese prospektiv erweiterte 
Verantwortung ist reflexiv bezogen auf Effekte von Strukturen, in die das 
Handeln eingebunden ist. Die Städte sind dafür in umwelt- und entwicklungs-
politischer Hinsicht die ersten Adressen. In ihnen liegen nicht nur die Proble-
me und Konflikte, sie sind auch die Stätten der Selbstorganisation und 
sozialen Bewegungen. Die Städte sind Werkstädte, ihre Politik hat innovati-
ven werkstadtspezifischen Charakter.175  

                                                            
171 Der Sammelband „Europäische Stadt – Mythos und Wirklichkeit“, herausgegeben vom Stadtso-
ziologen Dieter Hassenpflug (Band 4, inzwischen 2. Auflage), dokumentiert eine Ringvorlesung an 
der Bauhaus-Universität Weimar. Sie eröffnete 1999 den postgradualen Studiengang „Europäische 
Urbanistik“, mit dem auch die Voraussetzungen für eine internationale Diskussion über die Zukunft 
der Stadt geschaffen werden sollen: „Um dies zu leisten, ist das Wissen um die Geschichte und 
Kultur der Europäischen Stadt, ihrer sozialräumlichen, städtebaulichen und politischen Praktiken 
unverzichtbar“ (S. 7). 
172 Vgl. z.B.: Harald Kissel (Hg.), Nachhaltige Stadt. Beiträge zur urbanen Zukunftssicherung, Berlin 
2001. 
173 Vgl. z.B.: Thomas Mirbach (Hg.), Entwürfe für eine soziale Stadt, Amsterdam 1999. 
174 Vgl. z.B.: Heinz Kleger, Andreas Fiedler, Holger Kuhle (Hg.), Vom Stadtforum zum Forum der 
Stadt. Entwicklung und Perspektiven des Stadtforums Berlin, Amsterdam 1996. 
175 Siehe z.B.: Herausforderung Integration. Städtische Migrationspolitik in der Schweiz und Europa 
(Hg. Gianni D’Amato, Brigitta Gerber), Zürich 2005; Werkstadt Basel (Hg. Daniel Wiener), Basel 
2001; Carsten Herzberg, Der Bürgerhaushalt von Porto Alegre, Münster 2002 (Band 9); Hannah 
Boie, a.a.O. (Band 30).  
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Die Spielräume von Kontingenz und Dezision städtischer Politik (neue ‚go-
vernance’) sind bei allen großen und übergroßen Schwierigkeiten, mit denen 
Städte heute konfrontiert sind, in der globalen Wissensgesellschaft wieder 
größer geworden. Sie eröffnen Freiräume demokratischer Regierbarkeit, die 
zu neuem Denken zwingt. Vor diesem Hintergrund geht es für eine urbane 
politische Theorie unter anderem um eine zusätzliche nicht-stadtauflösende, 
vielmehr stadtbelebende Perspektive der StadtRegion. Planung für die Zukunft 
heißt heute regional kooperieren. Wie steht es zum Beispiel um die Probleme, 
die sich nicht allein auf technischer Ebene durch Zweckverbände lösen las-
sen? Gibt es neue Vorstellungen von ‚Städteregion’ oder ‚Metropole’, die sich 
der demokratischen Willensbildung nicht entziehen? Regionale Stadtbürger-
schaft wie Bürgerschaft generell lassen sich nicht aus dem Geiste neuzeitli-
cher Sozialtechnik denken. Eine Bürgerschaft, welche auf die Probleme von 
Städteregionen bezogen ist, beinhaltet keine technokratische Utopie, sie be-
deutet aber auch nicht nur eine weitere institutionelle Ebene. Deshalb lautet 
unsere Devise: So viel Kooperation wie möglich, so wenig Institutionalisie-
rung wie nötig. Zahlreiche kommunale Aufgaben lassen sich nur noch über 
die Grenzen der Gemeinden hinweg lösen, insbesondere die Probleme des 
Verkehrs und der Siedlungsentwicklung. Die Stadt- oder Metropolenregion in 
unserem Sinne ist deshalb von vornherein eine vernetzte Städteregion.  

Die Øresund-Region wurde mit der Brückenverbindung von Kopenhagen 
nach Malmø im Jahr 2000 zur ersten transnationalen Städteregion im „Euro-
pa der Regionen“. Die Binnenorientierung der Städtepolitik Kopenhagens und 
Malmøs wandelte sich mit dem Bau der Øresundbrücke. Für die südschwedi-
sche Stadt steht nun nicht mehr Stockholm als nationales Zentrum im Mittel-
punkt, sondern die dänische Hauptstadt. Gab es 1993 gerade einmal zwei 
grenzüberschreitende Kooperationen, so waren es 2003 bereits mehr als 20 
Organisationen und Netzwerke, die über den Sund hinweg kooperierten. Die 
Städteregion versucht sich im Wettbewerb mit anderen europäischen Metro-
polen durch regionale Spezialisierung zu behaupten (das Medizin- und Bio-
technologie-Cluster ‚Medicon Valley’ oder die ‚Øresund University’, die sich 
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aus 15 Universitäten zusammensetzt und 135.000 Studenten sowie 10.000 
Wissenschaftler umfasst). 

Mit der EU-Osterweiterung am 1. Mai 2004 sind im Vierländereck zwischen 
Österreich, Tschechien, der Slowakei und Ungarn vormalige Begrenzungen 
gefallen. Der Politologe Eugen Antalovsky stellt diese Städteregion in der 
neuen Mitte Europas vor, die eine einzigartige Ost-West-Drehscheibe ist, 
innerhalb derer neue Denk- und Kooperationsräume auf allen Gebieten ent-
stehen.176 2003 haben 14 Städte und Regionen die Entwicklung dieser grenz-
überschreitenden Europa Region Mitte beschlossen. Dabei handelt es sich 
nicht nur um eine Kooperation von Städten, sondern ebenso um eine zwischen 
Flächenländern sowie zwischen städtischen und ländlichen Regionen. Dazu 
gehören urbane Zentren ebenso wie ein Mosaik von Naturlandschaften, wel-
che insgesamt die Lebensqualität erhöhen. Das Zukunftsbild CENTROPE 
2015 ist mit einer Strategie, zentralen Agenden und prioritären Handlungsop-
tionen verknüpft. Die Leitidee lautet: ‚Wir wachsen zusammen – zusammen 
wachsen wir.’ 

Für die EU-Kohäsionspolitik stehen für den Zeitraum 2007-2013 in den 27 
Mitgliedstaaten 336,1 Milliarden Euro zur Verfügung. Für den neuen Förder-
zeitraum schlägt die EU-Kommission eine neue Architektur der Kohäsionspo-
litik vor. Deren wichtigste Elemente sind:  

• Konzentration auf eine begrenzte Anzahl von Zielen und Themen, 
• Vereinfachung und Dezentralisierung in der Durchführung 
• sowie eine integrierte Antwort auf spezifische territoriale Merkmale. 

In den Erläuterungen im Vorschlag für eine allgemeine Verordnung heißt es 
zum letztgenannten Element, dass „eine wirksame Kohäsionspolitik gebiets-
spezifischen Bedürfnissen und Eigenheiten Rechnung tragen“ und dabei ins-
besondere die „städtische Regeneration“ unterstützen muss.177 Für die 

                                                            
176 In: Heinz Kleger, André Lomsky, Franz Weigt (Hg.) (Band 41), a.a.O., S. 265-287.  
177 Vorschlag für eine Verordnung des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds 
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„Städtepolitik“ im Rahmen der Kohäsionspolitik der EU wird es in Zukunft 
kein eigenständiges Programm wie in der Vergangenheit die Gemeinschafts-
initiative URBAN mehr geben. Stattdessen, so die Kommission in den allge-
meinen Bestimmungen, will die Kommission aufbauend auf den Stärken der 
Initiative URBAN „Städtefragen stärker in den Vordergrund rücken, indem 
sie die einschlägigen Maßnahmen vollständig in die Regionalprogramme ein-
bindet“178. 

Die Verantwortung zur Umsetzung dieses Ziels liegt bei den Mitgliedstaaten. 
„Regionale Programme“, so die Kommission, „werden Auskunft darüber ge-
ben müssen, wie städtische Fragen behandelt werden und wie die städtischen 
Behörden sowohl am Entwurf der Programme als auch an deren Verwaltung 
teilhaben werden.“179 Ein Schlüsselbegriff ist hierbei der Begriff der „Partner-
schaft“. Im Vorschlag der Kommission über die strategischen Kohäsionsleitli-
nien der Gemeinschaft heißt es dazu: „Der Aufbau qualitativ hochwertiger 
Partnerschaften ist … unabdingbar, da dadurch die Beteiligung von Akteuren 
aller Ebenen (national, regional, städtisch, ländlich und lokal) erreicht 
wird.“180 Die neue Struktur- und Kohäsionspolitik der EU (2007-2013) enthält 
zentrale Anforderungen hinsichtlich einer nachhaltigen Stadtentwicklung. 
Mehrere aufeinander folgende EU-Ratspräsidentschaften haben die Bedeutung 
stadtpolitischer Fragen erkannt und weiter entwickelt – zuletzt die deutsche 
Ratspräsidentschaft durch die Verabschiedung der so genannten „Leipzig 
Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ anlässlich des informellen Minis-
terrats am 24./25. Mai 2007 in Leipzig. Das Europäische Parlament hat die 
Kommission aufgefordert, die städtische Thematik im Rahmen ihrer strategi-
schen Berichterstattung über die Strukturfondsverordnungen künftig weiter zu 
verfolgen. Begleitend zu EFRE-Verordnung und ihrem Art. 8 (städtische Di-
mension) hat die Kommission die Mitteilung „Die Kohäsionspolitik und die 
                                                                                                                     
{SEC(2004)924} KOM/20040492 endg. – AVC 2004/0163. Abrufbar unter: http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:52004PC0492:DE:HTML. 
178 A.a.O.. 
179 A.a.O.. 
180 Entscheidung des Rates über strategische Kohäsionsleitlinien der Gemeinschaft, (2006/702/EG). 
Abrufbar unter: http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:291:0011:0032:DE:PDF. 
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Städte: Der Beitrag der Städte zu Wachstum und Beschäftigung in den Regio-
nen“ sowie ein begleitendes Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen vor-
gelegt. Sie reagiert damit auf Forderungen nach Erläuterung und 
Aktionsleitlinien, die bei der Erarbeitung der operationellen Programme der 
Mitgliedstaaten für die neue Förderperiode 2007 bis 2013 berücksichtigt wer-
den sollten. Dabei wird die wichtige Rolle der Städte sowohl für Wachstum, 
Beschäftigung und Innovation im Sinne der Lissabon-Strategie als auch für 
Maßnahmen des Ausgleichs in sozialer und umweltpolitischer Hinsicht be-
tont. Besondere Würdigung erfährt der integrierte Stadtentwicklungsansatz, 
wie er bereits im Kontext der Gemeinschaftsinitiative URBAN erprobt wurde.  

In den vorgeschlagenen Aktionsleitlinien für eine nachhaltige Städtepolitik 
werden folgende Themenbereiche angesprochen: 

• Verkehr/Mobilität: Soziale und sonstige Versorgungsinfrastruktur, 
städtische Umwelt, Kultur, Innovation und wissensgestützte Wirt-
schaft in der Stadt; 

• Maßnahmen für Klein- und Mittelbetriebe/städtischer Arbeitsmarkt, 
allgemeine und berufliche Bildung, Chancengleichheit, Sicherheit; 

• Governance/stadtregionale Kooperation: Bürgerbeteiligung.181 

Die politisch verstandene Urbanität zielt auf die Steigerung von Konfliktbe-
wältigung und Konsenssuche in einer funktionalen Stadt, also in der Stadtre-
gion und eben nicht mehr nur innerhalb hergebrachter territorialer Grenzen.182 
Ziel politischer Urbanität ist es, die fragmentierte Bürgergesellschaft, die sich 
nicht mehr nur auf die Kernstadt konzentriert, sondern ins Umland abgewan-
dert ist, über die unveränderten territorialen Grenzen hinweg zu reintegrieren, 
um so die städtische und stadtregionale Handlungsfähigkeit zu verbessern. 
Dazu können unterschiedliche urbane Regime einen Beitrag leisten. Konkrete 
Anwendung erfährt das Konzept der politischen Urbanität zum Beispiel im 
                                                            
181 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament. Die Kohäsionspolitik und 
die Städte: Der Beitrag der Städte zu Wachstum und Beschäftigung in den Regionen, Brüssel 2006, 
S. 5. 
182 Vgl. Heinz Kleger, Metropolitane Transformation durch urbane Regime. Berlin-Brandenburg auf 
dem Weg zu regionaler Handlungsfähigkeit, Amsterdam 1996. 
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Modell eines informellen Regionalforums für die Metropolregion Hamburg. 
Damit vermag dieser Ansatz Antworten zu geben, auf die der Regional Go-
vernance-Ansatz nur unzureichend antwortet. Gemeint ist zum Beispiel die 
Frage, wie zivil- oder bürgergesellschaftliche Akteure in den Entscheidungs-
prozess von Stadtregionen eingebunden werden können, um gleichermaßen 
Demokratie und Effektivität zu gewährleisten: „Die negativen Erfahrungen 
mit der Regionalkonferenz in der Metropolregion Hamburg zeigen, dass die 
Einbindung von Vertretern aus dem privaten Bereich schwierig ist und nicht 
per se zum Erfolg führt. Die Idee eines Regionalforums, das thematisch orien-
tiert als informelles Gremium arbeitet und damit formelle Gremien ergänzt, 
scheint grundsätzlich besser zu gemeinsamer Problemlösung geeignet zu 
sein.“183 Damit könnte die Idee politischer Urbanität das darstellen, was Regi-
onal Governance gerade nicht ist, nämlich ein partizipativer Neuanfang auf 
städtischer wie regionaler Ebene. Regionalisierung ist dabei mit Demokrati-
sierung zu verknüpfen. 

Bei diesem Neuanfang können die Städte an bürgerschaftliche Traditionen 
anknüpfen, wie sie zum Beispiel in Holland ausgeprägt sind. Dabei handelt es 
sich um eine maßgeblich von den Städten der Randstad initiierte informelle 
Selbstorganisation in der Vereinigung Deltametropole, die das zentrale Ele-
ment des neuen Denk- und Kooperationsraumes Deltametropole ist.184 Die 
Vereinigung Deltametropole ist kein Kommunalverband, sie ist kein stadtre-
gionaler Mehrzweckverband, sie ist auch kein Städtenetzwerk: Sie ist vor 
allem ein Zusammenschluss von bürgerschaftlichen Institutionen und Organi-
sationen in einem regionalen Kooperationsnetzwerk. Lokale, regionale und 
nationale Akteure haben sich zusammengefunden, wobei national nicht ein 
Ministerium oder Parteien meint, sondern die Einbindung zweier nationaler 
Umweltbehörden, die einen ähnlichen Status haben wie das deutsche Bundes-
umweltamt. Die Organisation der ‚Vereinigung Deltametropole’ gliedert sich 
in Plattform, Ideenfabrik und Aktionsgruppe und eröffnet die Idee eines Mög-
                                                            
183 Hans-Joachim Feil, Regional Governance am Beispiel der Metropolregion Hamburg (Band 32), 
S. 65. 
184 Vgl. André Lomsky, Franz Weigt, Mitten in Holland zwischen Randstad und Deltametropole, in: 
Heinz Kleger, André Lomsky, Franz Weigt (Hg.), a.a.O., S. 289-336. 
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lichkeitsraumes. Sie ist Lobby- und Informationsknoten für die Entwicklung 
einer integrierten Städteregion. Die Unternehmen der Privatwirtschaft sind als 
Akteure miteingebunden, sie sind aber nicht direkte Mitglieder der Vereini-
gung Deltametropole. Der Nationalstaat Niederlande ist ebenfalls kein Mit-
glied, sondern nur Ansprechpartner und damit ein Akteur unter vielen auf der 
regionalen holländischen Ebene. Allerdings ist er ein entscheidender Akteur, 
da man seine politischen Entscheidungsprozesse beeinflussen will.  

Am Beispiel des Namens für die Randstad zeigt sich, wie in den letzten fünf 
Jahren auf die Politik Einfluss genommen wurde und dass der einmal gewon-
nene Einfluss nicht von Dauer sein muss. So wurde Deltametropole als poly-
zentrisches Städtenetz 2001 von der damaligen Regierung beschlossen. Der 
im 5. nationalen Raumordnungsbericht (2001) vollzogene Namenswechsel 
von ‚Randstad’ hin zu ‚Deltametropole’ wurde in der heute gültigen Nota 
Ruimte wieder zurückgenommen: aus ‚Deltametropole’ wurde ‚Randstad 
Holland’. Allerdings sei hier angemerkt, dass, obwohl die gegenwärtige 
Raumordnungspolitik in den Niederlanden das Label für ihre Politik in der 
Randstad eher traditionell gestaltet hat, sie viel stärker auf der Linie der Ver-
einigung Deltametropole ist als die Vorgängerregierung. 

Die Symmetrie von lokalen Städtenetzen mit globalen Handelsnetzwerken 
bescherte der niederländischen Republik vom Ende des 16. bis zu Beginn des 
18. Jahrhunderts eine Blütezeit. Hier ist der Republikanismus ebenso entstan-
den wie in der Schweiz – politische Traditionen, die lehrreich sind. Dieses 
goldene Jahrhundert resultierte aus drei miteinander verwobenen Faktoren: 
Netzwerke, lokale Diversifikation, Einflüsse von Außen.185 Heute spielen sich 
globale Prozesse an lokalen Orten ab, ausgeprägt zum Beispiel am Seehafen 
Rotterdam und am Flughafen Schiphol. Von dort aus wirken sie wieder glo-
bal. Gerade Rotterdam zeigt deutlich die Konturen einer globalisierten 
Stadt.186 In dieser Stadt, die einst Pierre Bayle, dem „am meisten verfolgten 

                                                            
185 Vgl. Pieter Tordoir, The Randstad. The creation of a metropolitan economy, in: Sako Musterd, 
Willem Salet (Hg.), Amsterdam Human Capital, Amsterdam 2003, S. 107f. 
186 Vgl. Frank Eckardt, Rotterdam: Konturen einer globalisierten Stadt, Münster, Hamburg, London 
2001 (Band 7). 
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Philosophen, diese Zierde des Menschengeschlechts“187, Zuflucht geboten hat 
und in der die urbane Philosophie der aufklärungsbedingten Toleranz entstan-
den ist, manifestieren sich heute auch – nicht zufällig – die typischen Stadt-
konflikte, deren Lösungen (wie auch immer) weit ausstrahlen. Der ‚Holland-
Schock’ wird dann ebenso zu einem durchschlagenden Argument in der poli-
tischen Debatte wie die so genannten ‚Neuköllner Zustände’, die bisweilen 
sogar ‚Slums’ genannt werden von Politikern, die noch nie einen Slum gese-
hen haben. 

Allgemein kann am Beispiel der Deltametropole von einem alternativen stadt-
politischen Weg gesprochen werden. Er besteht bisher im Wesentlichen aus 
der Konstruktion einer gemeinsamen Zukunftsvision namens Deltametropole 
unter Schaffung eines Kooperationsnetzwerkes von vornehmlich lokalen und 
regionalen Akteuren in der Vereinigung Deltametropole. Diese informelle 
Selbstorganisation vor allem kleiner und großer Städte kann schließlich das 
parteipolitische bzw. staatliche ‚Monopol’ auf die Stadtentwicklungs- und 
Planungspolitik brechen, so einflussreich Parteien und so notwendig Staat 
weiterhin bleiben. In diesem Zusammenhang ist kosmopolitisches Leadership, 
welches über lokale und regionale Erkenntnisse und Interessen hinausgeht, 
wichtig. Der Denk- und Kooperationsraum Deltametropole ist ganz im Sinne 
unseres Verständnisses einer politischen Theorie des Weltortes Stadt eine 
realisierbare Vision. Das heißt indessen auch, dass diese Vision nicht mehr 
taugt als die zivilen Kräfte, die sie tragen können. Umso notwendiger ist eine 
realistische Praxisanalyse und eine Hermeneutik der zivilen Kräfte. 

Das ist für den politischen Weg grundlegend, der Willen, Energie, Kondition 
und Robustheit erfordert, was einschließt, dass man normative und kognitive 
Enttäuschungen ertragen kann. Realisierbare Visionen können helfen, die 
Auffindung und Entwicklung neuer Erkenntnisse sowie Politik durch lebendi-
ge Kräfte ins Auge zu fassen. Neben der möglichen Wirklichkeit entfaltet sich 
in diesen Visionen die reale Möglichkeit: Auf dem politischen Weg wird die 

                                                            
187 Voltaire, Philosophisches Wörterbuch, Frankfurt am Main 1985 (1764), S. 170; Pierre Bayle, 
Historisches und kritisches Wörterbuch, Hamburg 2003 (1697). 
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Vision trotz Konflikte und Enttäuschungen realisierbar. Es könnte sich dann 
herausstellen, dass es weniger ein Ensemble von System- und Struktureigen-
schaften ist, das wichtig wird, sondern ein Ensemble von Qualitäten. Das 
heißt: nicht bloß funktionierende Institutionen, sondern auch gelebte Routi-
nen; nicht bloß Rechtssicherheit, sondern auch Umgangssicherheit unter den 
Akteuren; nicht bloß funktionierende Staatlichkeit (wobei hier das ‚bloß’ nie 
abwertend gemeint ist), sondern auch und vor allem selbstständige und hand-
lungsfähige Subjekte jenseits nationaler Politik. Daraus folgt ein anderer 
Wahrnehmungs- und Interessenhorizont, in dem Menschen und Bürger, Koali-
tionen und Netzwerke auftauchen und sich begegnen. Daher sind die neuen 
politischen Denk- und Kooperationsräume weiter zu fassen und nicht aus-
schließlich an das System von Institutionen zu binden, wie es die vorherr-
schende politik- und verwaltungswissenschaftliche Sicht suggeriert. Wichtiger 
wird in diesen Anfängen einer Bürgergesellschaft jenseits der sozialen und 
politischen Doktrin die Gesprächsfähigkeit, das Miteinander-Reden, das Zu-
hören, die Kompromiss- und Konflikthaftigkeit, die Improvisation und die 
urbane Toleranz.188 

Bei der vernetzten, kommunal verfassten Städteregion geht es um neue politi-
sche Denk- und Kooperationsräume, was sowohl zu einer neuen Stadtpolitik 
wie zu einer neuen Politik der Region führt: Die Stadt wird zur Region (Stadt-
region); die lernfähige und vernetzte Region zur Städteregion. In der komple-
xen Realität existieren infolgedessen nur noch regional abgestufte Grade der 
ökonomisch-lebensweltlichen Urbanisierung. Das klassische Bild des Raumes 
(space) als Stadt-Land-Gegensatz muss deshalb zugunsten eines polyzentri-
schen Bildes urbaner Lebensweise in der Region aufgegeben werden. Poli-
tisch verstandene Urbanität bedeutet dann Zuständigkeit für diese 
Urbanisierung, die ein gesellschaftliches ‚Totalphänomen’ geworden ist. Die-
ser Begriff der Urbanität lässt sich nicht auf die Form einer gebauten Stadt 
oder auf kulturelle Besonderheiten reduzieren. Nicht nur die Vergangenheit 
und das gebaute Erbe einer Stadt verpflichten. Es handelt sich vielmehr bei 

                                                            
188 Vgl. Karl Schlögel, Die Mitte liegt ostwärts, München/Wien 2002, S. 203 ff. 
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dieser Zuständigkeit auch und vor allem um eine pragmatische, moralisch-
politische Haltung, die ihren Weg selber (1.) zu finden sucht und sich trotz-
dem als Teil eines demokratischen Gemeinwesens versteht (2.), innerhalb 
dessen es politisch zu handeln gilt (3.). Dieser bürgerschaftliche Handlungs-
optimismus ist weder selbstquälerisch noch schwärmerisch, er benutzt ver-
schiedenartiges Wissen und vermittelt zwischen (Lokal)-Patriotismus und 
Kosmopolitismus, wobei die praktischen Möglichkeiten und Grenzen von 
beidem in einer unübersichtlich gewordenen Welt ebenso deutlich werden. 
Politische Theorie muss akzeptieren, an einem bestimmten Ort und in einer 
bestimmten Region und nirgendwo anders zu sein. Sie hat verschiedene Plätze 
in der Welt, wo sie sich (a) auskennt und (b) zeigen kann, was man tun kann. 

Die innere Verbindung zwischen Stadt und Nation ist differenziert zu erfas-
sen. In einer politischen Theorie der demokratischen Bürgerschaft wird sie 
selten in den Blick genommen, obwohl sie grundlegend ist, zumal Bürgerge-
sellschaft und Identifikation primär lokal verankert sind. Dabei sind die euro-
päischen Städte die Orte, an denen die bürgerliche Gesellschaft im Sinne von 
Markt und Selbstverwaltung entstanden ist und wo zuletzt, nicht zufällig, die 
demokratischen Revolutionen von 1989 stattgefunden haben. Die Stadtge-
schichte ist nicht nur Toleranzgeschichte, sondern ebenso Emanzipationsge-
schichte. Was eine autonome Bürgergesellschaft, die über Hegels 
Bestimmungen der modernen bürgerlichen Gesellschaft hinausgeht, kann und 
nicht kann, wird in den Städten ausgetragen. Diese Deutungskämpfe und rea-
len sozialen Auseinandersetzungen affizieren das republikanische Verständnis 
von Nation, die eine verfassungsdemokratische Bürgerschaft im Namen eines 
größeren verantwortungsvollen ‚Wir’ ist, das eine Konfliktgeschichte (und 
anderes) teilt, was Gründe und Emotionen der Gemeinsamkeit hinterlässt. Der 
Historiker Wilhelm Ribhegge hat als seltene Ausnahme auf die Verbindung 
von Stadt und Nation in Deutschland vom Mittelalter bis zur aktuellen Ge-
genwart hingewiesen: „Die deutsche Einigung von 1989/90 warf die Frage 
nach den nationalen Traditionen in Deutschland auf. Sie lässt sich nicht leicht 
beantworten. Wohl gibt es einen Konsens darüber, was man ablehnt, gewis-
sermaßen eine negative historische Identifikation. Dazu zählen beispielsweise 
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der ‚Borussianismus’ eines von Preußen dominierten nationalen Machtstaats; 
der Nationalismus und Militarismus des Kaiserreichs, die Deutschland in den 
Ersten Weltkrieg führten; der Nationalsozialismus, der im Namen der ‚Volks-
gemeinschaft’ die demokratische Nation zerstörte, Angehörige des eigenen 
Volkes vernichtete und den Zweiten Weltkrieg herbeiführte; und schließlich 
der ‚sozialistische Staat deutscher Nation’ der DDR. Man kann sich in 
Deutschland weder auf eine ‚Magna Charta’, eine ‚Glorious Revolution’, eine 
‚Habeas-Corpus-Akte’ oder eine lange Parlamentstradition berufen wie in 
England noch auf die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte der Franzö-
sischen Revolution oder auf die Unabhängigkeitserklärung und die Staats-
gründung durch eine Verfassung wie in den USA. Bei diesem negativen 
Befund gibt es eine Ausnahme: die Tradition der deutschen Städte. Die Städte 
entstanden im Mittelalter gleicherweise in Deutschland wie in Europa als 
korporative Institutionen. Die historische Identität der deutschen Städte ist seit 
den Anfängen ein integrierender Bestandteil der europäischen Identität gewe-
sen, auch wenn Generationen deutscher Historiker das bestritten haben. Denn 
historisch gesehen sind die Städte keine deutschen, sondern originär europäi-
sche Einrichtungen, die in ihrer regionalen Vielfalt Europa bis heute ein un-
verwechselbares Gesicht verleihen.“189 Es gibt mithin eine faktische Urbanität 
der Nation und eine Urbanität Europas, die eng miteinander verflochten sind, 
und an der man beide messen kann: Nation wie Europa, insbesondere dann, 
wenn die Parole ‚Einheit in Vielfalt’ heißt. Ribhegge verfolgt das Auf und Ab 
der Stadtgeschichte seit ihren Anfängen in der Adelsnation im 10. Jahrhundert 
über die Entstehung städtischer Zivilisation im Mittelalter, die urbane Para-
diplomatie der Hanse, die Städte im 14. und 15. Jahrhundert, die Stadt des 
Erasmus von Rotterdam zwischen Humanismus und Reformation, das 18. 
Jahrhundert, die Städtereform von Steins im 19. Jahrhundert, die Rolle der 
Städte in der Weimarer Republik und in der NS-Zeit bis hin zum Wiederent-
stehen der kommunalen Demokratie nach 1945 in der Bundesrepublik. Den 

                                                            
189 Wilhelm Ribhegge, Stadt und Nation in Deutschland vom Mittelalter bis zur Gegenwart. Die 
Entstehung der Zivilgesellschaft aus der Tradition der Städte, Münster/New York/München/Berlin 
2002, S. 7 (Hervorhebungen H.K.). Das osteuropäische Pendant dazu ist: Karl Schlögel, Marjampole 
oder Europas Wiederkehr aus dem Geist der Städte, München/Wien 2005. 
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Schlussstein bildet die Rolle der Städte beim Zusammenbruch der DDR Ende 
der 80er Jahre, womit die innere Verbindung von Städten mit dem Verständ-
nis von Nation noch einmal auffällig unterstrichen wurde. Mit dem Aufstand 
der Bevölkerung in den Städten der DDR standen die Städte plötzlich wieder 
im Mittelpunkt gleichermaßen der Nation und Europas: „Da die Ratshäuser 
den Bürgern verschlossen waren, entdeckte man den alternativen, den zweiten 
Mittelpunkt der alten deutschen Städte: die Kirchen. Über die dort gehaltenen 
Predigten, Gebete, Versammlungen und Beratungen bereitete sich aus dem 
Inneren der Städte der Umsturz vor. Als man schließlich die Kirchen verließ 
und auf die Straßen und Plätze ging, brach die DDR wie ein Kartenhaus zu-
sammen.“190 Die Bürgerrechtsbewegung, die unter anderem aus Protest gegen 
die Manipulation von Kommunalwahlen entstand, war „eine städtische Bewe-
gung, ebenso wie jene Bewegung, die 70 Jahre zuvor 1918/19 zum Zusam-
menbruch des Kaiserreichs geführt hatte. Gemeinsam sind den Bewegungen 
von 1918/19 und 1989/90 der städtische Charakter und schließlich auch der 
Erfolg. In beiden Fällen formierte sich in den Städten die Nation und brachte 
den politischen Überbau zu Fall. Historisch jedenfalls kann man den Zusam-
menbruch der DDR nicht allein aus den momentanen Ereignissen erklären. Es 
waren die Städte, in denen die Nation über die geschichtlichen Brüche hinweg 
im allgemeinen Bewusstsein unmittelbar präsent geblieben war. Hier in den 
Städten spielt sich der allen gemeinsame Alltag ab, der bei allen Unterschie-
den in den jeweiligen Lebensverhältnissen überall ähnlich ist, im Guten wie 
im Schlechten. Eine Nation ist nicht nur eine Volkswirtschaft. Sie lebt auch 
von gemeinsamen und konkurrierenden Vorstellungen, Wertungen und Ima-
ginationen. Eben das macht ihre Urbanität aus. Wenn man in Deutschland 
nach gemeinsamen nationalen Traditionen sucht, so finden sich diese am 
ehesten in der Geschichte der Städte.“191 

Noch mehr als in der fortwirkenden Vergangenheit wird sich künftig in den 
Städten erweisen, was tragfähiges gesellschaftliches Zusammenleben heißt. 
Die Konflikte, die daraus entstehen, werden den zivilen Charakter von Natio-

                                                            
190 A.a.O., S. 104. 
191 A.a.O., S. 105. 
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nen bestimmen. Für die wahre Hauptstadt der alten Bundesrepublik konnte 
man zum Beispiel Frankfurt am Main halten: hier konnte man Pluralismus 
und westlichen Universalismus einüben; Geld und Geist gingen wie anderswo 
– etwa in der Geschichte Leipzigs, Zürichs oder Manhattans – eine produktive 
Verbindung ein: „Frankfurt war das Zentrum der Großbanken, beherbergte 
aber auch die Frankfurter Schule. Hier stand das Hauptquartier der US-
Streitkräfte in Deutschland; der Soldatensender AFN und der Rock’n’Roll-
Schuppen Storyville machten die jungen Deutschen mit der Popkultur ver-
traut. Frankfurt war durch den Flughafen ein internationaler Handelsplatz, 
aber auch der Hauptsitz der Arbeiterbewegung – mit den Zentralen von IG 
Metall und DGB.“192 In Berlin, das weder der Moloch der Republik ist noch 
werden wird, gibt es gegenwärtig Initiativen, die so aus Bonn nicht zu erwar-
ten gewesen wären. Sie pochen darauf, dass Toleranz eine Grundbedingung 
städtischen Zusammenlebens ist. Gerade angesichts ihrer täglichen und offen-
sichtlichen Verletzung. Die Berliner Republik, die tatsächlich etwas Neues 
darstellt, bei dem sich West und Ost wieder finden müssen, und in der 184 
Nationalitäten leben, wird nun in positiver Konkurrenz beweisen müssen, was 
sie lebbar macht. Nicht die geringste Bedeutung von europäischer Urbanität 
ist deshalb ihre Orientierungsfunktion für die Nationen und ihre Mentalitäten, 
die sich parallel zur europäischen Integration und den globalen Herausforde-
rungen zwar nicht auflösen, aber verändern und neu definieren.193 Dabei 
kommt es auch zu Rückschritten gegenüber dem Nationalstaat als zivilisie-
rendem Faktor.194 Die Rede von der Berliner Republik sollte man deshalb 
doppelt verstehen: in einem trivialen historischen Sinne, Deutschland nach 
1989, und in einem nicht-trivialen urban aufgeklärten Sinne: neues Deutsch-
land, europäisierter Nationalstaat, Einwanderungsgesellschaft, West-Ost-
Drehscheibe. Berlin strahlt inmitten von Brandenburg – auf Brandenburg und 

                                                            
192 Dan Diner zitiert nach: Die Zeit, 28. November 2002, S. 32. Vgl. auch ders., Das Jahrhundert 
verstehen, München 1999, wo von der ‚atlantischen Revolution’ und der Zivilisierung (‚Amerikani-
sierung’) der westeuropäischen Gesellschaften gesprochen wird. 
193 Vgl. Rüdiger Voigt (Hg.), Der neue Nationalstaat, Baden-Baden 1998. 
194 Vgl. Ralf Dahrendorf, Die Krisen der Demokratie, München 2003, S. 28f. Er erwähnt die „ver-
späteten Nationen“ Deutschland und Italien sowie die aktuellen Beispiele Bossi (Lega Nord) und 
Haider (FPÖ, BZÖ, Kärnten) sowie Irland, den walisischen und schottischen Nationalismus. 
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die neuen Bundesländer aus. Die (uneingelösten) Versprechen der Urbanität 
von Berlin195 sind von Bedeutung für Brandenburg, weil es hier eine Wech-
selbeziehung auf verschiedenen Ebenen gibt. Berlin steht einerseits im attrak-
tiven Ruf einer jugendlichen und aufbruchsbereiten Metropole; auf der 
anderen Seite spricht die Zahl der Arbeitslosen und Abwanderer eine andere 
Sprache. Berlins Selbstbild nährt sich vom Mythos der Metropole, dem weit-
gehend die Basis fehlt. Wer aus dem Westen gekommen war, geht mögli-
cherweise wieder in die kleineren Städte der altbundesrepublikanischen 
Provinz zurück. Wer aus dem Osten kommt, lässt seine Frustrationen in der 
alten und neuen Hauptstadt aus, die noch immer in mehrere Teile zerfällt, die 
voneinander kaum etwas wissen. 

Die Wahr-Nehmung als Weltort, die sowohl für kleinere, mittlere und große 
Städte gilt196, halten wir für wichtig. Demnach muss eine Stadt nicht zwangs-
läufig eine Weltstadt oder Metropole sein, um ein lokalpatriotisch-
kosmopolitischer Weltort für seine Bewohner und Gäste werden zu können. 
Die Problematik des Integrationsraumes Stadt, der sozialen, kooperativen und 
nachhaltigen Stadt stellt sich genauso in Gelsenkirchen, Osnabrück oder Pots-
dam. Dazu kommt, dass noch lange nicht jede Metropole die sozialen und 
politischen Kriterien eines Weltortes erfüllt. „Die Liebe gilt der Stadt als 
größtmögliche Gleichzeitigkeit menschlicher Möglichkeiten.“197 Die attrakti-
ven Seiten einer Großstadt können sich vielmehr ins Abgründige eines Mo-
lochs verkehren, der ein negatives Sinnbild dafür wird, das Leben der 
Menschen sinnlos zu verschlingen. Gerade in Bezug auf die Megacities oder 
Megalopolen der heutigen Welt wird immer häufiger dieses Sinnbild ver-
wandt. Der soziale und politische Sinn von Städten als Weltorten liegt jedoch 
woanders: Er liegt in der Lebensqualität für die Menschen. Darauf sind unsere 

                                                            
195 Siehe z.B. Michael A. Bihler, Stadt, Zivilgesellschaft und öffentlicher Raum: Das Beispiel Berlin 
Mitte, Münster, Hamburg, London 2004 (Band 26). 
196 Die antike griechische Polis umfasste 30.000 bis 60.000 Einwohner und war mithin (das gilt 
selbst für das damalige Athen, welches einen politischen Neubeginn in der Weltgeschichte bedeute-
te) eine Kleinstadt! 
197 Hugo Loetscher, Vom polygamen Umgang mit den Städten, NZZ Folio, Nr. 2, 1994. 
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Grundbegriffe einer politischen Theorie des Weltortes Stadt zugeschnitten. In 
die Reihe dieser Grundbegriffe gehört: 

• Zivilisation, städtische Zivilisation, Urbanisierung, Zivilität, Urbani-
tät, Zivilisierung, Bürgergesellschaft, Stadtgesellschaft, politische 
Urbanität und demokratische Regierbarkeit. Zweitens arbeiten wir 
mit einer unvollständigen Typologie des Urbanen. In diese Reihe 
gehören Begriffe wie: 

• Metropole, ‚metropolitan area’, Megalopole, ‚urban field’, Megaci-
ties, Metropolisierung, Weltstadt, (antike) Polis, europäische Stadt, 
kleinere und mittlere Städte198, neue europäische Städte, Stadtregio-
nen, Metropolregionen, ‚polycentric urban region’, vernetzte Städte-
regionen, Städtenetze, städtische Netzwerke. Drittens gehören zu 
einer politischen Theorie des Weltortes Stadt schließlich konkretere 
Kategorien wie: 

• Integrationsraum und Integration von Differenz, gemischte Stadt 
und nachhaltige Stadt, soziale Stadt und kooperative Stadt, Wettbe-
werb und Kooperation, Solidarität und Rivalität, lokale und regiona-
le Handlungsfähigkeit, transnationale Politik und urbane 
Paradiplomatie.  

In der politischen Theorie verknüpfen wir Beschreibungsbegriffe mit mora-
lisch-politischen Handlungs- und Zuständigkeitsbegriffen. Zivilität und Urba-
nität sind nicht überhistorisch-abstrakt gemeint, sondern nehmen die 
allgemeine Entwicklung von Städten hin zu Agglomerationen und Stadtregio-
nen mit auf und erweitern diesbezüglich die Kompetenzen. Diese Stadtregio-

                                                            
198 Zu Beginn des 21. Jahrhunderts (2000) lebten 11,8 Mio. Menschen (14,4 %) in den zwölf Städten 
Deutschlands mit mehr als einer halben Million Einwohnern. Weitere 13,5 Mio. Menschen (16,4 %) 
wohnten in 71 Städten mit 100.000 bis 500.000 Einwohnern. Allerdings war die Mehrzahl, nämlich 
42,8 Mio. Menschen (52,1 %), in kleinen und mittleren Städten mit 5.000 bis 100.000 Einwohnern 
zu Hause. Während in den 83 Großstädten im Vergleich zu 1990 die Einwohnerzahlen geringfügig 
zurückgingen (insgesamt um 1,4 %), stieg der Anteil der Bevölkerung, die in Klein- und Mittelstäd-
ten lebte, im gleichen Zeitraum um 2,8 %. Der Vergleich von Ost- und Westdeutschland zeigt au-
ßerdem, dass Anfang 2000 31,5 % der Bevölkerung in den neuen Ländern in Gemeinden mit 
weniger als 5.000 Einwohnern lebten gegenüber 13,8% der Bevölkerung des früheren Bundesgebie-
tes. Vgl. Statistisches Bundesamt, Zahl der Woche, 9.1.2001. 
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nen wiederum lassen sich unterschiedlich typisieren. Im Rahmen einer politi-
schen Theorie des Weltortes Stadt schlagen wir vor, Stadtregionen als vernetz-
te Städteregionen zu konzeptualisieren und zu gestalten.199 Folgende 
Argumente sprechen dafür: 

Erstens: die Städte einer Region müssen über den Rand hinausschauen kön-
nen. Das bedeutet: nach außen vernetzt sein und eine gemeinsame Außendar-
stellung anstreben bis hin zu einer ‚Außenpolitik’ der Städte. Zweitens: Ein 
seit Jahrzehnten wiederkehrendes Problem ist die Kooperation zwischen den 
Städten und Gemeinden einer Städteregion, die über Kompromiss und Kon-
sens hinausgeht. Die Städte können in unterschiedlicher Zusammensetzung 
auf Sachfeldern von gemeinsamen Interessen oder aus gemeinsamer Betrof-
fenheit heraus kooperieren, d.h. zwischen den Städten verändert sich Ent-
scheidendes: Die Wahrnehmung der anderen und seiner selbst, die 
Entwicklungsperspektiven von Menschen und den Städten der Region. Die 
städtische Kooperation über den Kirchturm hinweg sollte zu einer Selbstver-
ständlichkeit geworden sein, was aufgrund der Eitelkeiten und Rivalitäten der 
Städte (und Menschen, die deren Komplizen sind!) natürlich nicht der Fall ist. 
Drittens: Es gibt in einer Stadtregion eine Vielzahl von unterschiedlichen 
Städten, eine innere Heterogenität und Pluralität. Sie alle prägen die Region 
und bieten unterschiedliche Möglichkeiten der Identifikation. Eine vernetzte 
Städteregion bietet den Menschen einerseits eine dezentrale, kleinräumige 
Ortsbezogenheit und andererseits metropolitane Vielfalt, Offenheit und Inter-
nationalität. Ihre Städte sind die Anker der Region, gleichzeitig die Brücke 
zur Region, manche sind sogar Tor für die Welt. Viertens: Politik für eine 
Städteregion ist ein permanenter und öffentlicher Prozess des Hinterfragens 
und Neubewertens von vorherrschenden Normen und Werten, die den politi-
schen Zielen zugrunde gelegt werden: „Im Kern geht es um eine Auseinander-
setzung über unser Bild vom richtigen Leben. Und derjenige besitzt politische 
Macht, der die Fähigkeit hat, unsere Vorstellungen vom richtigen Leben zu 
bestimmen.“200 Fünftens: Polyrationalität kennzeichnet die vernetzte Städte-

                                                            
199 Vgl. dazu die Theorie und die Beispiele im 41. Band: Von der Agglomeration zur Städteregion. 
200 Hartmut Häußermann, Walter Siebel, Neue Urbanität, Frankfurt/Main 1987, S. 199. 
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region. Zwischen diesen Rationalitäten bestehen Relationen, die selten offen 
zu Tage liegen oder im politischen Alltag erfasst werden. Sie sind unter-
schiedlich ausgeprägt, können miteinander in Konkurrenz stehen, aber auch 
ein komplementäres Verhältnis bilden. Sechstens: Eine vernetzte Städteregion 
gewinnt an politischem Gewicht gegenüber dem Nationalstaat und wird ein 
Akteur der Bundespolitik sowie ein transregionaler und transnationaler Ak-
teur. Siebtens: Dabei geht es um eine Regionalisierung von unten, die neue 
Formen der Politik und Demokratie wie Stadtforen, Zukunftswerkstätten, 
Werkstädte, Bürgerhaushalte und direkte Demokratie der Bürger erprobt.201 
Achtens: Insbesondere für kleinere und mittlere Städte in dicht besiedelten 
Räumen ist Regionsbildung lebens-, ja überlebenswichtig. Diese vernetzte 
Städteregion lässt sich nur als föderale Agglomerationspolitik, die auf mehre-
ren Ebenen (kommunal, regional, national, zunehmend auch europäisch) 
gleichzeitig vonstatten geht, verwirklichen. Eine vernetzte Städteregion 
braucht zunächst keine große institutionelle Struktur, sie braucht vor allem 
Motivation für neue politische Denk- und Kooperationsräume, wozu unser 
Fokus und Fundus politischer Theorie beitragen kann. 

 

                                                            
201 Siehe dazu auch: Christopher Gohl, Prozedurale Politik am Beispiel organisierter Dialoge, Dis-
sertation Universität Potsdam 2009 (erscheint in der Reihe ‚Region-Nation-Europa’). 



 

 

6. Fokus und Fundus politischer Theorie 

Neben dem demokratischen Blick auf gewöhnliche und außergewöhnliche 
Städte in aller Welt, welche als kosmopolitische Vorreiter die Verbindung des 
Lokalen mit dem Regionalen und Globalen herstellen, stehen in der Potsda-
mer Reihe vier Länder im Zentrum des Interesses: Deutschland, Frankreich, 
Polen und die Schweiz. In Potsdam sind wir mitten in Berlin-Brandenburg und 
im neuen Deutschland nach 1989, welches durch die Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenze ineins die historische deutsche und polnische Frage gelöst hat. 
Für Deutschland ist Frankreich der wichtigste Nachbar, was auch europapoli-
tisch zentral ist. Außerdem ist für Brandenburg Polen der wichtigste Nachbar, 
was sowohl historisch-moralisch als auch im Zeitraum nach 1989 in verschie-
dener Hinsicht von großer Bedeutung ist. In der neuen Brandenburger Verfas-
sung heißt es in Artikel 2, Absatz 1: „Brandenburg ist ein freiheitliches, 
rechtsstaatliches, soziales, dem Frieden und der Gerechtigkeit, dem Schutz der 
natürlichen Umwelt und der Kultur verpflichtetes demokratisches Land, wel-
ches die Zusammenarbeit mit anderen Völkern, insbesondere mit dem polni-
schen Nachbarn anstrebt.“ Deutsch-polnische Begegnungen sollen an der 
Oder, in Frankfurt und Słubice beispielsweise, fortwährend stattfinden, nicht 
nur beim Einkaufen im Nachbarland, sondern ebenso im Erziehungs- und 
Bildungsbereich. Dies fängt in der Grundschule mit dem ‚Spotkanie’-Projekt 
an und hört bei der Europa-Universität auf. Für die Mittel- und Oberstufe gibt 
es an einem Frankfurter Gymnasium ein Schulprojekt, das mehr leisten möch-
te als eine bloße Schulpartnerschaft. Mit interkultureller Pädagogik soll die 
Völkerverständigung gepflegt und Toleranz gefördert werden. Thomas Beyer 
und Birgit Schulze fragen sich in ihrer empirisch-vergleichenden Untersu-
chung „Toleranz an der Schule“ (Band 35)202, ob ein solches Projekt seinem 
Anspruch gerecht werden kann. 

 

                                                            
202 Die Publikation wurde von der Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit gefördert. 
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Polen misst sich an Deutschland. Nichts hat dies deutlicher gezeigt als der 
lange und erbitterte Streit um die doppelte Mehrheit.203 Für Polens Kritik war 
ausschlaggebend, dass Deutschlands Gewicht in Mehrheitsabstimmungen 
durch seine hohe Bevölkerungszahl begünstigt wird. Im Juni 2007 verkündete 
Ministerpräsident Jarosław Kaczyński in Anlehnung an den alten Schlachtruf 
‚Nizza oder Tod’, Polen sei bereit, für eine Änderung des Abstimmungsmodus 
zu sterben. Dieser Protest war in den ersten Monaten durch eine blanke Veto-
Drohung bestimmt. Erst als allgemeines europäisches Kopfschütteln über die 
mangelnde Konstruktivität unübersehbar wurde, legte Polen einen Alternativ-
vorschlag vor. Die Stimmen eines Landes sollten nun nicht mehr nach der 
Bevölkerungszahl gemessen werden, sondern nach der Quadratwurzel daraus. 
Dieses System würde das Gewicht Deutschlands mindern und kleineren Staa-
ten mehr Einfluss geben. Die polnischen Physiker Słomczyński und Życz-
kowki von der Krakauer Universität haben das Entscheidungssystem des 
britischen Mathematikers Lionel Penrose aufgegriffen und die polnische Re-
gierung diesbezüglich beraten. Die Quadratwurzel verflacht die Machtunter-
schiede zwischen allen Mitgliedern der EU. Sie bindet damit die Macht 
Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens und Italiens. Sie verbessert zwar 
nicht effektiv die Chancen Polens, Koalitionen zu bilden, aber sie reduziert 
aus der Sicht Polens doch die Chancen einer Hegemonialisierung der EU 
durch die großen Länder. Deshalb lässt sich die Quadratwurzel als demokrati-
scher (im Sinne von Tocqueville) bewerten, da sie zum Ziel hat, die ‚Tyrannei 
der Mehrheit’ zu verhindern, während die doppelte Mehrheit die ‚Tyrannei 
der Minderheit’ verhindern will. Der deutsche Mathematikprofessor Werner 
Kirsch hatte bereits zuvor – zusammen mit 46 anderen Wissenschaftlern aus 
zehn Ländern – einen offenen Brief an die Regierungschefs der EU geschickt, 
in dem er sich für das Quadratwurzelverfahren aussprach. Die Wissenschaftler 
begründeten ihr Argument damit, dass besonders große und kleine Staaten im 
einfachen Berechnungsverfahren der Bevölkerungszahl systematisch bevor-

                                                            
203 Sie gilt als eine der elegantesten Lösungen des Verfassungsentwurfs des Konvents, Art. I/25, 
Abs. 1: „Als qualifizierte Mehrheit gilt eine Mehrheit von mindestens 55% der Mitgliedstaaten, 
gebildet aus mindestens 15 Mitgliedern, sofern die von diesen vertretenen Mitgliedstaaten zusam-
men mindestens 65% der Bevölkerung der Union ausmachen.“ (S. 27) 
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zugt würden, mittlere Staaten dagegen benachteiligt. Laut dem Konzept des 
Machtindexes von Penrose gilt Macht als Fähigkeit, eine Abstimmung ent-
scheiden zu können. Um Macht zu messen, wird deshalb berechnet, in wie 
vielen aller möglichen Abstimmungskonstellationen das eigene Votum aus-
schlaggebend ist. Nach diesem Verfahren lässt sich für jeden EU-Bürger er-
rechnen, wie oft seine Stimme in einer Entscheidung des Ministerrates 
tatsächlich ausschlaggebend ist. Dabei gilt, dass der Einfluss des Einzelnen 
abnimmt, je größer das Land ist, in dem er lebt. Der Einfluss ist somit umge-
kehrt proportional zur Wurzel aus der Bevölkerungsgröße. Im Umkehrschluss 
muss aus der Bevölkerungszahl jedes Staates die Wurzel gezogen werden. 
Nach diesem Verfahren hätte Polen, das halb so viele Einwohner hat wie 
Deutschland, sechs Stimmen und Deutschland trotz doppelter Einwohnerzahl 
neun Stimmen. Das Erstaunliche an diesem Vorschlag ist, dass selbst Polens 
eigenes Gewicht im Vergleich zu etlichen kleinen Staaten mit diesem Modus 
eher schwächer würde als mit der einfachen Berechnung der Bevölkerungs-
zahl. Offenbar war es aber der polnischen Regierung am Wichtigsten, das 
Gewicht Deutschlands zu verringern, selbst wenn dabei der eigene Einfluss 
schwindet. Falls über diesen neuen Vorschlag nicht verhandelt würde, war 
Polen sogar bereit, die Verhandlungen abzubrechen und die Regierungskonfe-
renz zu vertagen. Eine interessante Frage ist es, ob Polen eine derart harte 
Position auch eingenommen hätte, wenn ein anderes Land als Deutschland 
den Ratsvorsitz innegehabt hätte. Sicherlich muss aber zwischen der populisti-
schen Methode der polnischen Regierung und der europafreundlichen Einstel-
lung der polnischen Bevölkerung differenziert werden.  

Polen blieb auf dem Gipfeltreffen mit seiner Forderung isoliert. Sogar die 
tschechische Regierung, die im Vorfeld Sympathien gezeigt hatte, war koope-
rationsbereit. Nach nächtelangen Verhandlungen einigte man sich schließlich 
auf einen komplizierten Kompromiss. Obwohl der neue Vertrag 2009 in Kraft 
treten soll, bleibt bis 2014 doch der Abstimmungsmodus des Vertrags von 
Nizza erhalten. Jeder Mitgliedstaat kann bis 2017 verlangen, dass eine Ab-
stimmung nach den alten Regeln erfolgt. Deutschland behält in den nächsten 
Jahren 29 Stimmen und Polen 27. Im Rat ist für eine qualifiziert Mehrheit die 
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Zustimmung von 255 der 345 Stimmen notwendig. Insgesamt müssen 14 der 
27 Staaten einem Beschluss zustimmen. Auf Antrag eines Landes kann außer-
dem gefordert werden, dass mindestens 62% der EU-Bevölkerung in dieser 
Mehrheit vertreten sind. Die polnische Regierung zeigte sich schließlich sehr 
zufrieden mit diesem Kompromiss zu ihren Gunsten: Warschauer Tageszei-
tungen zitierten den Premier und den Präsidenten wie nach einem Siegeszug. 

Im Nachhinein lässt sich feststellen, dass eine Betrachtung der Stimmenvertei-
lung, die gemäß des Neo-Realismus Aussagen über relative Autonomiege-
winne und -verluste ergeben könnte, nicht erkennen lässt, warum Polen sein 
Veto einlegte und nicht andere Staaten, die größere Stimmenverluste zu be-
fürchten hatten. Hilfreich ist hingegen eine konstruktivistische Perspektive, 
welche die historischen Erfahrungen, insbesondere des Zweiten Weltkriegs, in 
Form von Europabildern fassen kann. Es lässt sich feststellen, dass es in Polen 
ein weitgehend parteiübergreifendes Misstrauen gegenüber Versuchen 
Deutschlands gibt, seine Position zu stärken. Demnach ist die besondere Sen-
sibilität für eine (teils auch nur vermeintliche) Machtpolitik Deutschlands 
höher als bei anderen Staaten. Diese Erkenntnis bestätigt die Beobachtung, 
dass Polen sein Veto im Dezember 2003 einlegte und Spanien nicht, obwohl 
beide dieselben Stimmenverluste zu befürchten hatten. 

Zufällig und zusätzlich ist der Herausgeber der Reihe, der in Potsdam seit 
1993 Politische Theorie an einer Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Fakultät lehrt, gebürtiger Schweizer, weshalb die politische Ideenwelt dieses 
Landes – mithin Themen und Traditionen wie Föderalismus, Subsidiarität, 
Gemeindeautonomie, Regionalismus, multiethnische Gesellschaft, Sprachen-
freiheit, Bund, Bürgergesellschaft, Verhandlungsdemokratie, Konkordanz und 
direkte Demokratie – eine Rolle sowohl als inhaltliches Potential wie als kri-
tischer Maßstab spielt. Nicht immer ist dieser Maßstab jedoch angemessen, 
wenn man sich von Berlin-Brandenburg aus überwiegend sowohl mit europä-
ischen als auch städtischen Themen beschäftigt. Auch das ist lehrreich und 
bildet einen Stachel für die Weiterführung politischer Theorie, was sich in den 
Themen und Fragestellungen der Potsdamer Reihe spiegelt, die nicht bloß 
eine Addition darstellen, sondern einen ständigen Lernprozess in Auseinan-
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dersetzung mit der ‚Realität’ als komplexer Wirklichkeit bedeuten. Forschung 
meint dabei nicht, die Realität eins zu eins abbilden zu wollen oder zu können, 
sondern sich mit ihr in einen Dialog zu begeben. Dies ist leider in Deutschland 
nach 1989 viel zu wenig geschehen. In diesem Prozess gibt es keinen archi-
medischen Punkt, von dem aus zuverlässig generalisierte Aussagen über die 
soziale und politische Welt möglich sind; es gibt infolgedessen auch keine 
Kur aus einem Punkt. Wichtig ist vielmehr, dass man neugierig und selbstkri-
tisch bleibt sowie etwas anstoßen und weitergeben kann. Die unabdingbare 
Humanität der urbanen Toleranz ist resignativ, was nicht heißt, dass sie auf 
die kreative Praxis des Politischen verzichtet (im Gegenteil), es heißt nur, dass 
sie „die Individualität des Anderen respektiert, auch dann, wenn keine Hoff-
nung besteht, sie zu verstehen“204. 

Politische Theorie fungiert als eine multiperspektivische Integrationsdisziplin, 
die ‚Empirie’ und ‚Normativität’ verbindet, um aus dieser Sicht Vorschläge 
über das Politische im Sinne eines gelingenden bürgerschaftlichen Zusam-
menlebens zu entwickeln. Dazu muss sie simultan drei unterschiedliche Per-
spektiven einnehmen:205 Erstens eine historisch-analytische Perspektive, die 
Herkunft und Wandel politischer Begriffe und Ideen behandelt; zweitens tritt 
sie orts- und zeitbezogen mit einem diagnostischen Anspruch zur Analyse von 
gegenwärtigen Herausforderungen und Krisen auf, wofür das Potential der 
Ideengeschichte mit aktueller politische Theorie verknüpft werden kann; 
schließlich kann sie drittens Lösungsvorschläge präsentieren, die über die 
reine Deskription und Analyse von Krisen und Konflikten hinausgehen. Die 
Kritik politischer Theorie als Teil der praktischen Philosophie versucht dabei 
konstruktiv zu sein. Das heißt: Es genügt ihr nicht (wie einer unpolitischen 
‚kritischen Kritik’), Wahrheitsansprüche bloß anzuzweifeln. Sie versucht dar-
über hinaus gerade mit ihrer demokratischen Intention, die relativen Wahr-
heitsanteile verschiedener Meinungen zu ermitteln und zu vergleichen. In der 
demokratischen Politik gibt es kein absolutes Wahrheitskriterium, sie bleibt 
                                                            
204 Vgl. Hans-Paul Bahrdt, Die moderne Großstadt, Opladen 1998 (1. Aufl. 1961), S. 164. 
205 Vgl. Grit Straßenberger, Herfried Münkler, Was das Fach zusammenhält: Die Bedeutung der 
Politischen Theorie und Ideengeschichte für die Politikwissenschaft, in: Hubertus Buchstein, Ger-
hard Göhler (Hg.): Politische Theorie und Politikwissenschaft, Wiesbaden 2007, S. 57. 
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ein Streitfeld, dem auch die Wahrheit nicht entzogen ist. Aus dieser Skepsis 
als Form politischer Aufklärung folgt indessen nicht zwangsläufig ein Relati-
vismus der Beliebigkeit, sondern eine Toleranz, welche Entschiedenheit für 
bewahrenswerte und bewährte Werte einschließt. Folglich geht es ebenso um 
Wahrheitsfragen wie um neue Formen des Zusammenlebens. Beides ist nicht 
leicht zu haben, weshalb sich der Toleranzbegriff nicht zur bloßen Worthülse 
entleeren darf.  

Alle diese Elemente politischer Theorie kommen in der Potsdamer Reihe vor, 
womit sie den Charakter eines komplexen Forschungs- und Theoretisierungs-
prozesses trägt, der zugleich inter- wie transdisziplinär ist. Das Ergebnis ist – 
kompakt gesprochen – eine politische Theorie der demokratischen Bürger-
schaft, die als konkrete Lösungsmöglichkeit aktueller Herausforderungen für 
die Demokratie entwickelt wird. Die Demokratie benötigt Orte, Zeit und Wis-
sen. Alle drei Hinsichten werden in einer allgegenwärtigen konsum- und kon-
kurrenzorientierten Leistungsgesellschaft geradezu systematisch vernach-
lässigt. Das ist ein systemisches Risiko für die Demokratie. Die Demokratie 
als multiples Regelsystem zu verstehen und zu praktizieren, ist indessen eine 
wichtige Zukunftsinvestition. Demokratie, Bürger- und Menschenrechte gehö-
ren zum Verständnis von Bildung. Insofern ist die politische Theorie mit der 
menschlichen Bildung auf das Engste verknüpft und nicht nur mit der politi-
schen Bildung im engeren Sinne. Sie darf sich nicht marginalisieren lassen 
weder in der Politikwissenschaft noch im Wissenschaftsbetrieb und muss laut 
werden, wenn es dazu kommt.  

Demokratische politische Theorie führt zu einem Perspektivenwechsel vom 
Vormundschafts-Staat hin zur Bürgerschaft – zum ‚demos’, wie das griechi-
sche Wort dafür lautet. Die kurze Zeit antiker griechischer Demokratie hat zur 
‚Erfindung der Bürgerschaft’ mit einem spezifischen Könnens-Bewusstsein 
geführt.206 Demos steht infolgedessen per se für eine aktive Bürgerschaft, 
wobei die Aktivitäten und Aktivitätsgrade ganz unterschiedlich sein können. 
„Es war die Bürgerschaft, die nicht nur alles trug, sondern über alles zu ent-

                                                            
206 Vgl. Christian Meier, Die Entstehung des Politischen bei den Griechen, Frankfurt am Main 1995.  
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scheiden hatte. Eine Bürgerschaft zudem, die nicht nur aufs stärkste in das 
Geschehen eingespannt war, mit Hoffnungen, ja Übermut, aber auch Be-
klemmungen und Ängsten, sondern gewohnt war, verantwortlich für die Stadt 
zu sein. In irgendeinem Sinne pflegte man sich Rechenschaft abzulegen über 
das, was geschah. Und man hatte den Anspruch zu wissen, woran man war; 
und war es auch gewohnt, daß er erfüllt wurde. Diese Bürger waren seit Jahr-
zehnten geschult im Politischen Denken, sie legten Wert darauf, daß man sich 
vor ihnen im Reden – wie im Theater – verständlich machte.“207 Umgekehrt 
war und ist da die Stadt, welche die Bürgerschaft (heute von jedermann und 
jederfrau) herausfordert und bildet (über die antike Polis hinaus sind die 
‚Volkssouveränität’ und die ‚Natur-’ bzw. ‚Menschenrechte’ hinzugekom-
men): „Die Stadt war voller Fragen. Sie war dem Fragen vielleicht geradezu 
verfallen. Sie machte Höhen und Tiefen durch. Großartige rationale Planun-
gen und Triumphe wechselten mit Ungewißheiten. Doch muß lange Zeit auch 
eine ungeheure Gelingenszuversicht geherrscht haben, die sich in einem groß-
artigen Könnensbewußtsein artikulierte, die über viele Hürden hinweghalf. 
Man konnte sich in den neuerschlossenen Räumen mit Bravour bewegen.“208 
Die attischen Bürger waren ‚homines politici’: „Gerade deswegen waren sie 
zugleich Muster des Allgemein-Menschlichen. Denn die attischen Bürger 
waren eben keine Bourgeoisie, keine Schicht mit eigener Lebenssphäre, hoher 
Schätzung der Arbeit, eigenen Leistungen und unter Umständen einigem Ver-
mögen; mit speziellen, seit Jahrhunderten erprobten bürgerlichen Lebensfor-
men, mit einem ganzen Kreis von Gebildeten. Und sie waren keine vom Staat 
geschiedene Gesellschaft, deren Angehörige folglich primär Privatleute sind 
und deren Ambitionen sich mehr ins Wirtschaftliche, Gesellschaftliche und in 
den stark verfeinerten Raum ihres privaten Lebens richten können. Sie kann-
ten nicht die Vermittlungen und Abstraktionen, durch die sich die neuzeitliche 
Persönlichkeit in Beziehung zum Ganzen setzt; auch nicht die Aufteilung der 
Gesellschaft in Sektoren, die Spezialisierung, die so viele partikulare Räume 

                                                            
207 Vgl. Christian Meier, Kultur, um der Freiheit willen. Griechische Anfänge – Anfang Europas? 
München 2009, S. 352. 
208 A.a.O., S. 353. 
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der Bewährung und des Prestiges schafft.“209 Diese Menschen wollten „selber 
ein Ganzes sein“ (Jacob Burckhardt), wozu – so können wir heute formulieren 
– im weitesten Sinne, zur integren Kleinheit des Individuums als Größe, auch 
die Politik gehört: „Ihre Erfahrungen waren die des Umgangs, des Zusammen-
lebens mit andern, mit Gleichen, von Streit, Ausgleich, Kampf und immer 
neuer existentieller Gefährdung; nicht nur der Einzelnen, sondern der Ge-
meinwesen. Die daraus sich für den Einzelnen und alle zusammen ergebenden 
Fragen haben sie in zum Teil erschreckender Offenheit und Konsequenz 
durchgespielt und Antworten gegeben, die sich bis heute immer neu als aktu-
ell erweisen, bis weit in Wissenschaft und Philosophie hinein. Es sind noch 
unsere Fragen, so viele andere auch für uns hinzugekommen sind.“210 Das ist 
nicht griechisch, aber durch die alten Griechen inspiriert. Mit ihnen teilen wir 
die gemeinsame Bahn des verantwortlichen Handelnkönnens. 

Auch in einer modernen komplexen Demokratie gebührt dem verfassungsmä-
ßig definierten ‚demos’ die Priorität. Ethnos und Demos sind zu unterschei-
den, weswegen ethnische Bezüge nicht verleugnet werden müssen, da sie 
gewissermaßen die erste Herkunftsidentität bilden. Eine konstruktiv-zivile 
Bürgerschaftspolitik mit föderalen Strukturen als Integrationsidee lebt jedoch 
primär vom Dialog seiner Bürger sowie von seiner Inter-Ethnizität. Dafür 
sind öffentliche zivile Strukturen, um Gewalt zwischen ethnischen Gruppen zu 
verhindern, von grundlegender Bedeutung. Eine staatsbürgerliche Nation als 
ziviles Projekt wendet sich gegen eine prominente Strömung der Nationalis-
musforschung, wonach Nationen lediglich auf der Grundlage einer dominie-
renden Ethnie entstehen und bestehen können. Die politische Nation einer 
Wir-Gruppe von relativ großer Reichweite nimmt in der Moderne eine wichti-
ge Mittel- und Mittlerposition zwischen Regionalisierung (bzw. Ethnisierung) 
und Europäisierung (bzw. Globalisierung bzw. Universalisierung) ein und 
fungiert dabei im Sinne eines politischen Referenzsystems im Vergleich zur 
rein territorialen Identität. Zwei Dimensionen sind hierbei zentral: erstens der 
Zugang zur Bürgerschaft und zweitens deren Ausgestaltung. Die Ausge-

                                                            
209 A.a.O., S. 354, Hervorhebung H.K.. 
210 A.a.O., S. 355. 
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staltung bezieht sich wiederum a) auf die innere Gliederung des Gemeinwe-
sens und b) auf die Beteiligungsformen an ihm. Durch Zugang, Gliederung 
und Beteiligung konstituiert sich ein politisches Gemeinwesen durch die Ge-
schichte und ihre Konflikte nicht zuletzt aufgrund von Ungleichheiten. Es ist 
weder einfach eine Gemeinschaft noch eine Gesellschaft, allenfalls eine Bür-
gergesellschaft, die besser sein kann, als sie ist. Jedes Gemeinwesen geht aus 
einer spezifischen Konfliktgeschichte hervor, so dass letztlich die durchge-
standene Konfliktgeschichte seine Identität bestimmt, die nicht von vornher-
ein und für immer (semper et ubique) feststeht, sondern aus der Praxis heraus 
gebildet und fortgebildet wird. 

Gemeinschaften, die für das Individuum wichtig sind, gibt es viele. Darunter 
figuriert vor allem die Familie an vorderster Stelle, die von einer Mehrheit der 
Menschen geradezu mit Lebensglück assoziiert wird. Seit Hegel, der die weit 
tragende Familie nicht außer Acht ließ, bedeutet Gesellschaft auch bürgerliche 
Gesellschaft.211 Damit ist etwas anderes gemeint als das Politische im bürger-
schaftlichen Sinne. „Was Hegel mit der ‚bürgerlichen Gesellschaft’ in das 
Bewusstsein der Zeit erhob, war nichts Geringeres als das Resultat der moder-
nen Revolution: Die Entstehung einer entpolitisierten Gesellschaft durch die 
Zentralisierung der Politik im fürstlichen bzw. revolutionären Staat und die 
Verlagerung ihres Schwerpunktes auf die Ökonomie, die eben zur selben Zeit 
diese Gesellschaft mit der industriellen Revolution, in der ‚Staats- bzw. Nati-
onalökonomie’ erfuhr.“ Die beiden Hervorhebungen – Staat und Ökonomie – 
stammen von uns, denn „in diesem Vorgang traten innerhalb der europäischen 
Gesellschaft ihre ‚politische’ und ihre ‚bürgerliche’ Verfassung auseinander, 
die vordem, in der klassischen Sprachwelt der Politik, ein und dasselbe bedeu-
tet hatten.“212 Seitdem ist die bürgerliche Gesellschaft Arbeitsgesellschaft, 
Bildungsgesellschaft und Rechtsgesellschaft. Diese differenzierte und auto-

                                                            
211 Vgl. Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, hg. und eingeleitet 
von Helmut Reichelt, Frankfurt am Main 1972 (1821).  
212 Manfred Riedel, Hegels Begriff der ‚Bürgerlichen Gesellschaft’ und das Problem seines ge-
schichtlichen Ursprungs, in: Materialien zu Hegels Rechtsphilosophie, Bd. 2, hg. von Manfred 
Riedel, Frankfurt am Main 1975, S. 263. Vgl. auch ders., Metaphysik und Metapolitik, Frankfurt am 
Main 1975. 
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nome Gesellschaft verändert sich fortwährend. Die gesellschaftliche Entwick-
lung unterliegt dabei einer mehrdimensionalen Ausdifferenzierung. Zum einen 
handelt es sich um eine funktionale Ausdifferenzierung, bei der bestehende 
Kollektive und Loyalitäten unter Druck geraten. Zum anderen gibt es eine 
territoriale Ausdifferenzierung durch die Internationalisierung der gesell-
schaftlichen Zusammenhänge. Als eine Folgeerscheinung der funktionalen 
Ausdifferenzierung ergeben sich wachsende sozioökonomische Unterschiede, 
was zu zusätzlichen Problemen und Belastungen der demokratischen Toleranz 
führt.  

Hier kann man auch von einer sozialen Differenzierung sprechen, die eng mit 
ökonomischen Differenzierungsprozessen einhergeht. Besonders sicht- und 
erfahrbar ist heute der Prozess der Gentrifizierung (Aufwertung) von Stadt-
vierteln, der auch mit der Verheißung einer vermarktungsfähigen oberflächli-
chen Urbanität verbunden wird.213 In diesem Prozess und seiner kritischen 
Reflexion vermengen sich sozioökonomische, kulturelle und städtebauliche 
Dimensionen, wobei die Beurteilung, ob aufgewertete ostdeutsche Kneipen- 
und Szeneviertel des ‚bohemian chic’214 einer Stadt der Bürgerschaft zuträg-
lich sind, letztlich politisch erfolgen muss. Eine politische Theorie hat die 
Aufgabe, dieses Problem gerade im Regionalen und Lokalen zu reflektieren. 
Es geht dabei um eine Stadt der Bürgerschaft, die nicht mit Bürgertum als 
sozialer Schicht oder Bürgerlichkeit als kulturellem Habitus (mit dem neurei-
che Leute gerne kokettieren) zu verwechseln ist. Sie kann die möglichen Ef-
fekte der Exklusion, der räumlich-sozialen Segregation und der oftmals nur 
marketingmäßig inszenierten Urbanität vor dem Hintergrund der demokrati-
schen Verfassung einer Bürgerschaft beurteilen, welche sich auf die gesamte 
Stadt bezieht. Dies stellt eine sozial besonders sensible Seite der Herausforde-
rungen an eine heterogene Bürgerschaft dar. Die Internationalisierung führt 
zudem zu einer erhöhten Konfrontation mit Fremdheit, was zu den vieldisku-
tierten Problemen der multikulturellen Toleranz führt. Die differenzierte Ge-
                                                            
213 Vgl. Jürgen Friedrichs, Robert Kecskes (Hg.), Gentrification: Theorie und Forschungsergebnisse, 
Opladen 1996. 
214 Vgl. Jan Glatter, Gentrification in Ostdeutschland – untersucht am Beispiel der Dresdner Äußeren 
Neustadt, Dresden, Geographische Beiträge, Heft 11, Dresden 2007. 
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sellschaft befindet sich mithin in einem Spannungsfeld mit dem Gemeinwe-
sen, welches immer zugleich ein Referenzsystem für kollektive Identität sowie 
eine Antwort auf das menschliche Bedürfnis nach Zugehörigkeit ist. Auch die 
staatsbürgerliche Nation in Verbindung mit Internationalisierung, Europäisie-
rung und Regionalisierung kann hier nicht umhin, eine Antwort zu geben, die 
ebenso einen Konsens für demokratische Regierbarkeit beinhaltet.  

Was trägt nun die allgegenwärtige und zunehmende Migration, wie sie in den 
Städten sichtbar, problematisch und konflikthaft wird, in den oben genannten 
drei Dimensionen (Zugang, Gliederung, Beteiligung) zur Veränderung bei? 
Der Vergleich ist aufschlussreich. In unserer Reihe stehen vor allem die Län-
der Frankreich, Deutschland, Polen und die Schweiz im Vordergrund. Diese 
Länder stehen einander zugleich nah und fern. Frankreich, Deutschland und 
der Schweiz ist gemeinsam, dass sie seit dem letzten Jahrhundert massive 
Einwanderungsströme erlebt haben. Laut Bundesamt für Statistik läge die 
Einwohnerzahl der Schweiz beispielsweise ohne internationale Migration in 
den letzten 50 Jahren um zwei Millionen niedriger. Im Verhältnis zur heutigen 
Gesamtbevölkerung von 7,3 Millionen ist damit in dieser Zeit der Anteil von 
Migranten höher als in Kanada oder in den USA. Den gesellschaftlichen Ver-
änderungen der Völker gilt es also demokratisch gerecht zu werden. Frank-
reich akzeptierte bisher seinen Status als Einwanderungsland lediglich unter 
dem Vorzeichen der Assimilation. Die doppelte Staatsbürgerschaft ist dage-
gen kein Problem. Seine Doppelbürger sind sogar besonders aktiv, wenn es 
darum geht, Bürgerrechte zu verteidigen. Dasselbe gilt für die Italiener in der 
Schweiz, welche dieses Land nicht nur kulturell, sondern auch politisch ver-
ändert haben. In Deutschland ist trotz des gängigen Vorurteils, das ius sangui-
nis verlange nach deutschen Vorfahren, das Staatsangehörigkeitsgesetz mit 
einem Regelanspruch auf Einbürgerung für junge Ausländer in den letzten 
Jahren liberalisiert worden. Die Zahl der Einbürgerungen von Türken hat sich 
zum Beispiel seit den 80er Jahren verzehnfacht. Es gibt mithin deutliche Ver-
besserungen, jedoch stockt die Einwanderung nach innen. Von Migranten der 
zweiten und dritten Generation werden Loyalitätsbezeugungen erwartet, die 
für bestimmte Personen in Osteuropa (Sudeten-Deutsche, Russland-Deutsche 
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und andere) – infolge einer Volkskonzeption als Abstammungsgemeinschaft – 
nicht gelten. Das hauptsächliche Dilemma liegt in der Handhabung einer mög-
lichen politischen Integration. Die Grundfrage liegt dabei im Vorfeld: Integra-
tion durch Einbürgerung und Verleihung umfassender Bürgerrechte bei 
Erfüllung bestimmter formeller Voraussetzungen oder Einbürgerung erst nach 
Erfüllung eines gewissen Integrationsvorschusses, der beweist, dass man der 
Einbürgerung würdig ist. Die nationale Handhabung in Deutschland legte 
bisher den Schwerpunkt auf die politische und rechtliche Integration nach 
faktischer Integration. Die Widersprüchlichkeit dieser Linie zeigt sich am 
Phänomen, dass es eine dritte und bald vierte Ausländergeneration gibt, die 
sich offensichtlich noch immer nicht integriert hat. Die Schweiz, deren Anteil 
im Ausland Geborener mit etwa einem Fünftel der Wohnbevölkerung rund 
das Doppelte des klassischen Einwanderungslandes USA beträgt, hat in diesen 
Fragen pragmatischer gehandelt. Seit 1990 besteht die Möglichkeit der dop-
pelten Staatsbürgerschaft, dennoch könnte noch viel getan werden. Die an-
sonsten vorteilhafte direkte Demokratie hat die Option der erleichterten 
Einbürgerung für die zweite Generation mehrmals (1983, 1994 und 2004) 
verunmöglicht. Massive Überfremdungsinitiativen seit den 70er Jahren ver-
düstern das Bild. Auf der anderen Seite ist ein Zugewinn an Zufriedenheit 
dann zu verzeichnen, wenn es der Bürgerschaft gelungen ist, solche Initiativen 
demokratisch zu bekämpfen: Fremdenfeindliche Initiativen sind bei hoher 
Stimmbeteiligung 1970, 1974 und 1977 verworfen worden.  

Ende Februar 2009 verteilte die NPD Flugblätter gegen ein Asylbewerber-
heim am Schlaatz in Potsdam. Das Motiv auf den Flyern zeigt drei weiße 
Schafe und ein schwarzes, das von einem der weißen weggestoßen wird. Es 
stammt von der Schweizerischen Volkspartei (SVP), die es 2007 in einer 
rechtspopulistischen Kampagne zur Ausweisung krimineller Ausländer be-
nutzt hatte (wie zuvor den ‚schwarzen Stiefel’ gegen den EWR-Vertrag, die 
‚schwarzen Raben’ gegen die Personenfreizügigkeit von Bulgaren und Rumä-
nen usw.). Diese harte ‚politics’ strapaziert die Toleranz einer Demokratie, 
dennoch gehört sie zur demokratischen Auseinandersetzung dazu, die unwei-
gerlich politisch geführt werden muss. In Deutschland steht dies unter dem 
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Verdacht der Volksverhetzung. Der Staatsschutz ermittelt bereits, und die 
politische Forderung nach strafrechtlicher Verfolgung wird breit erhoben und 
wahrscheinlich auch von einer Mehrheit der Menschen geteilt. Im verspäteten 
Integrationskonzept der Stadt Potsdam, das erst im Juli 2008 nach langer Dis-
kussion von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde, ist vorge-
sehen, das bestehende Asylbewerberheim am Rande der Stadt zugunsten einer 
dezentralen Wohnungsunterbringung in der Stadt aufzulösen. Dies wird zu 
einer Bewährungsprobe für das neue Toleranzedikt werden, das 2008 in einem 
Stadtgespräch erarbeitet worden ist. Im Schlaatz mit dem höchsten Migranten-
anteil in der Stadt (zehn Prozent) gibt es bereits gute alltägliche Integrations-
arbeit. Allerdings gibt es auch größere objektive Probleme als anderswo in der 
Stadt. Es ist jedoch ein großer Fehler, der oft passiert, nun ausgerechnet dieses 
Quartier wieder als ‚Problemquartier’ zu stigmatisieren, denn hier werden im 
Unterschied zu anderen Stadtteilen auch Probleme gelöst, was zum größten 
Teil gar nicht wahrgenommen wird. Dazu gehören in wachsendem Maße die 
Migrationsprobleme, um die sich andere Stadtteile gar nicht kümmern. 

Dem homogenen und repräsentativen Typ der Bürgerschaft kommt Frankreich 
am nächsten. So tolerant die französische Revolution gegenüber Individuen 
unterschiedlicher Herkunft war, so vehement bekämpfte sie Bestrebungen, 
welche auf eine Heterogenisierung der Republik hinausliefen. Wie die antike 
Republik so wollte auch die französische – als ein großes Paradigma politi-
scher Integration – auf intermediäre Strukturen verzichten, da diese die unteil-
bare Volkssouveränität in Frage stellen konnten. An dieser Stoßrichtung 
gegen eine vermittlungsorientierte Bürgergesellschaft zugunsten eines zentra-
listischen Staatsverständnisses hat sich bis heute nichts geändert. Freilich 
muss man sich auch hier vor Zerrbildern hüten, die gerne kolportiert werden. 
Der dem französischen Republikanismus inhärente Zentralismus erwies sich 
in den letzten Jahrzehnten durchaus als anpassungsfähig in verschiedenster 
Hinsicht. Zum einen ist hier an die – insgesamt überaus erfolgreich durchge-
führte – Politik der ‚Dezentralisierung’ zu erinnern. War diese zunächst aus-
schließlich ein Projekt der Linken, die 1981 unter Mitterrand an die Macht 
kam, so ist diese Politik inzwischen Konsens zwischen den großen Parteien. 
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Die damals neu geschaffenen Regionen erweisen sich heute als effiziente und 
im politischen Prozess ernstzunehmende Akteure. Dennoch: Von einem föde-
ralen System ist Frankreich so weit entfernt wie eh und je. Politik wird letzt-
endlich immer noch in Paris gemacht – auch wenn den (von Paris 
eingesetzten) Präfekten inzwischen von gewählten Regionalpräsidenten Kon-
kurrenz gemacht wird. Auch in anderen Bereichen hat sich das Erscheinungs-
bild der französischen Republik durchaus gewandelt. Wenngleich etwa die 
französische Haltung gegenüber dem Islam im symbolisch stark aufgeladenen 
Kopftuchstreit dem traditionell republikanischen Laizismusprinzip geschuldet 
ist, so darf darüber hinaus nicht übersehen werden, dass sich der Staat in we-
niger mediatisierten Bereichen durchaus den spezifischen Anliegen der mus-
limischen Bevölkerung gegenüber als aufgeschlossen erweist. Dies gilt für so 
unterschiedliche Bereiche wie das – bestimmten tierschutzrechtlichen Be-
stimmungen entgegenstehende – Schächten von Tieren oder für bestimmte 
familien- und eherechtliche Belange, in denen französischen Gerichte dem 
spezifisch islamischen Rechtsverständnis Rechnung tragen. Jüngere rechts-
vergleichende Studien zur Religionsfreiheit in Europa kommen hier sogar 
zum Ergebnis, dass diese in Frankreich, trotz des Laizitätsgebots im öffentli-
chen Leben, im privat-individuellen Bereich besser gewährleistet würde als in 
Deutschland.215 Es zeigt sich hier wie in vielen anderen Bereichen, dass trotz 
all der Verbesserungen der letzten Jahrzehnte im Zeichen der deutsch-
französischen Partnerschaft, die Kenntnisse über den Partner diesseits und 
jenseits der Grenze immer noch sehr partiell sind. Immer noch sind die aus 
dem 19. Jahrhundert stammenden Kategorien zur Einordnung des Anderen 
schnell parat. Diese stellen jedoch eher ‘Spiegelbilder’ des jeweils Eigenen im 
Anderen dar, als dass sie eine wirkliche Erkenntnis des Anderen erlaubten.216 
Für Deutschland und Frankreich – und darüber hinaus für Europa – ist es aber 
zentral, dass diese Spiegelbilder im 21. Jahrhundert überwunden werden kön-

                                                            
215 Vgl. Antje von Ungern-Sternberg, Religionsfreiheit in Europa – Die Freiheit individueller Religi-
onsausübung in Großbritannien, Frankreich und Deutschland. Ein Vergleich, Tübingen 2008. 
216 Zur historischen Konstruktion dieser ‚Spiegelbilder’ vgl. Gudrun Gersmann, Michael Werner 
(Hg.), Deutsch-Französische Geschichte, 11 Bände, Darmstadt seit 2005, insbes. Band VI: Michael 
Werner, Nationen im Spiegelbild 1815-1870, Darmstadt 2009 (im Erscheinen). 



Region-Nation-Europa 

 

156 

nen, wobei gerade den Geschichts- und Sozialwissenschaften hier eine beson-
dere Verantwortung zukommt.217 

Die Befunde aus Deutschland rechtfertigen dagegen eine Klassifizierung der 
Bürgerschaft als multipler und repräsentativer. Weil die Bürgerrechte eines 
Staatsbürgers nicht eindimensional nur auf den Nationalstaat bezogen sind, 
sondern sich an verschiedene Adressaten – Bund, Land, Kommune – richten, 
kann von einer multiplen Bürgerschaft gesprochen werden. Dieser Zug ver-
stärkt sich noch angesichts der europäischen Entwicklung, die Deutschland in 
besonderer Weise forciert. Was die Beteiligungsformen angeht, so bleibt die 
bundesrepublikanische Bürgerschaft indes strikt repräsentativ und elitenorien-
tiert, was auch mit dem stark parteien- und verbändestaatlichen Element einer 
Politik der Vertreter zu tun hat. Die multiple und partizipatorische Bürger-
schaft entspricht am ehesten dem schweizerischen Beispiel, obwohl man auch 
dieses nicht idealisieren darf. Hier finden sich eine föderale Union und direkte 
Demokratie auf Bundesebene, die ein relativ heterogenes Gebilde zusammen 
hält, worauf ursprünglich auch der Begriff ‚Verfassungspatriotismus’ gemünzt 
war. Die Schweiz belegt somit als weiteres Paradigma politischer Integrati-
on,218 dass Bürgerschaft weder auf eine homogene innere Struktur angewiesen 
ist, noch sich mit repräsentativ-demokratischen Institutionen, so wichtig diese 
sind, begnügen muss.  

Gleichwohl gehört zum politischen Denken, gerade wenn es selbstbestimmt 
erfolgt, auch das insulare Denken (gemäß dem Motto von Wilhelm Tell: „Der 
Starke ist am mächtigsten allein“; freilich handelt es sich dabei um eine zer-
brechliche Stärke). Zu den auffälligen Außenseitern im EU-Europa gehören in 
diesem Sinne Großbritannien und die Schweiz. Ein Kenner beider Länder 

                                                            
217 Dieser Aufgabe widmet sich in der Hauptstadtregion das ‚Berlin-Brandenburgische Institut für 
Deutsch-Französische Zusammenarbeit in Europa e.V.’ in Genshagen, das auf private Initiative hin 
nach dem Mauerfall von Brigitte de Sauzay und Rudolf von Thadden gemeinsam gegründet wurde. 
Im Laufe der Jahre hat sich dabei der Fokus der deutsch-französischen Beziehungen erweitert hin zu 
den Ländern des so genannten Weimarer Dreiecks: Frankreich-Deutschland-Polen. 
218 Vgl. Karl W. Deutsch, Die Schweiz als paradigmatischer Fall politischer Integration, Bern 1976; 
Tobias Kästli, Die Schweiz. Eine Republik in Europa, Zürich 1998; Jonathan Steinberg, Why Swit-
zerland?, Cambridge 1996; Leonhard Neidhart, Die politische Schweiz, Zürich 2002. 
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schreibt dazu: „Insular denken ist keine kulturanthropologische Konstante, 
sondern Produkt historischer Umstände und menschlichen Handelns. Und es 
ist nur die halbe Wahrheit. Die Schweiz als Zusammenleben verschiedener 
Kulturen ist ebenso ein Mythos wie eine Realität. Dem Chauvinismus haben 
immer wieder Grenzen gesetzt werden können. Gleiches gilt für Grossbritan-
nien. London ist ein Schmelztiegel, von sozialen Klüften durchzogen, die sich 
teilweise entlang ethnischer Grenzen ziehen, doch ohne eigentliche Ghettos. 
So gibt es Rassismus, auch institutionellen, wie offizielle Untersuchungen 
selbstkritisch festhalten. Und doch ist er weniger stark ausgeprägt als in 
Frankreich oder Deutschland.“219 Freilich gibt es auch zwischen den Außen-
seitern große Unterschiede: „Einer ist das englische Missverständnis um den 
Föderalismus, der im Zusammenhang mit der EU als Tendenz zum Superstaat 
verstanden wird, obwohl er im schweizerischen Verständnis das Gegenteil 
bedeutet. Dazu gehört, dass Großbritannien, der Hort der parlamentarischen 
Demokratie, nicht in der Lage ist, beim Umbau des House of Lords eine de-
mokratisch konstituierte zweite Parlamentskammer einzurichten. Ein anderer 
Unterschied ist die in England ausgeblutete lokale Demokratie, in der Schweiz 
irritierend banal und aufwändig, doch unverzichtbar. Darin stecken konkrete 
Probleme und Lösungen, etwa bei der Legalisierung von Drogen oder im 
Umweltschutz, in denen Großbritannien durchaus von einer sozial engagier-
ten, sich der Welt bewussten Schweiz lernen könnte: Nicht insular sondern ins 
Offene denkend.“220 

Deutschland als ein ‚in Vielfalt geeintes Land’ hat in den letzten 15 Jahren 
unter großen Geburtswehen einen Paradigmawechsel in dreifacher Hinsicht 
vollzogen, der für die Zukunft von grundsätzlicher Bedeutung sein wird: 1. 
hin zu einem republikanischen Verständnis von Nation, 2. hin zur Einwande-
rungsgesellschaft bzw. zur geregelten Zuwanderung sowie 3. hin zur verbes-
serten Integration. Selbst dieser letzte, inzwischen oberste normative 
Leitbegriff für eine verfassungsdemokratische Bürgergesellschaft, der Kon-
junktur hat, bleibt indessen heftig umstritten. Erst recht sind die Realitäten 

                                                            
219 Siehe Stefan Howald, Insular denken. Großbritannien und die Schweiz, Zürich 2004, S. 242f. 
220 A.a.O., S. 243. 
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umstritten, die hinter ihm stehen. Die Bewertung hängt jeweils davon ab, wor-
an man misst: am unbefriedigenden vorangegangen Zustand oder an ideellen 
normativen Entwürfen. Durch die neugewonnene staatliche Einheit wird die 
Interpretation der deutschen Nation wichtiger, aber auch schwieriger und nicht 
einfacher. Der Bund verweist auf die Länder, Land und Leute Deutschlands 
verweisen zudem auf einen Republik- und Verfassungspatriotismus. Bezogen 
auf dieses ganze Deutschland, das in sich föderiert, regionalisiert und kom-
munalisiert ist – Deutschland subnational –, mithin von vornherein schon 
verschiedene ‚regionalistische Identitäten’ aufweist, können sodann Gegen-
wart und Zukunft 

• weder in einem „idealistisch erträumten Europa“ 
• noch „in der romantischen Idylle von Regionen und Heimaten“ 
• noch in einem „Verfassungspatriotismus, der die nationalen Traditi-

onsbindungen ersetzen soll“, 

bestehen.221 

Auf der Ebene polemischer Auseinandersetzungen ist dies treffend gespro-
chen, es sagt aber noch nicht viel aus. Die Frage ist, was heute Europa, Regio-
nen und nationale Traditionsbindungen für die Herausbildung einer 
politischen Identität bedeuten. Und näherhin: was ist mit nationalen Traditi-
onsbindungen gemeint? Welche zählt man innerhalb einer neuen historischen 
Konstellation zu einem reflektierten Nationalbewusstsein? Welche sind ver-
einbar mit der Demokratie und anderen Identitäten? Für eine Argumentation 
der politischen Theorie ist entscheidend, welche Ereignisse sie in welcher Art 
und Weise als Orientierungspunkte aufnimmt. 1989 fungiert hier ebenso als 
positiver Orientierungspunkt wie die nach 1996 trotz großer Schwierigkeiten 
wieder größere Selbständigkeit der neuen Bundesländer einschließlich der 
kommunalen Selbstverwaltung und des damit verbundenen Aufbruchs der 
Städte.222 1989 ist in der damaligen DDR obrigkeitsstaatliche Gewalt zum 
ersten Mal in der deutschen Geschichte mehrheitlich mit Erfolg abgelehnt 
                                                            
221 Hagen Schulze, Kleine deutsche Geschichte, München 1996, S. 261 f. 
222 Vgl. Karl-Dieter Keim (Hg.), Aufbruch der Städte, Berlin 1995. 
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worden. Die DDR zerbrach, als sie die Bürger in ihrem Alltag nicht mehr 
ertragen konnten: „Die Tür der Freiheit sprang in den Montagsdemonstratio-
nen weit auf, die Leipziger haben sie zuerst geöffnet.“223 Ohne dieses Bürger-
engagement hätte es den Ausbruch aus der geschlossenen Gesellschaft zur 
offenen Gesellschaft nicht gegeben. Zur offenen und toleranten Gesellschaft 
der Freiheit gehört die Mehrfachidentität anstelle der einseitigen Selbstbornie-
rung in nur einem Gehäuse. In dieser Lesart brachte die „friedliche Revolution 
[…] die Wende! Sie führte den Machtwechsel und über diesen schließlich 
auch den Systemwechsel herbei“224. Somit war das Ende der DDR kein bloßer 
Zusammenbruch, und das ist für die politische Theorie von Bedeutung. Zwei 
Fingerzeige aus dem Osten sind besonders aufschlussreich: das Bürgerenga-
gement einer friedlichen Revolution und die Stadt Leipzig als der hauptsächli-
che Ort des Geschehens – eine Stadt, von der viele meinten, sie sei die wahre 
Hauptstadt der DDR gewesen. Dagegen steht der autoritär-zentralistische 
Gegenentwurf der Berliner Ulbricht-Gruppe. Sozialismus als System (im Un-
terschied zu ethischem Sozialismus225) verträgt sich schlecht mit den Grund-
ideen einer demokratischen Bürgergesellschaft. Die Bürgergesellschaft, die 
hier als Ausgangspunkt politischer Theorie genommen wird, wollte man inso-
fern überwinden, als gemäß der marxistischen Analytik von Herrschaft und 
Gesellschaft die Zivilformen sich in bourgeoisen Herrschaftsdurchgriffen 
auflösen. Dies verdrängte und blockierte die kritische Weiterarbeit an den 
Zivilformen einer Bürgergesellschaft, innerhalb derer heute die Konzepte von 
Bürgerschaft, Staat, Nation und Demokratie neu konturiert werden müssen. 

Die Fassade der machtausübenden Arbeiterklasse und die daraus abgeleitete 
Einheit des Volkes fiel 1989 wie ein Kartenhaus zusammen, die Klassennati-
on erwies sich als Fiktion. Die entmündigten Bürger in ihrer Vielzahl und 
Pluralität meldeten sich zurück, normale Bürger – keine Heiligen oder Märty-

                                                            
223 Helmut Zwahr, Ende einer Selbstzerstörung. Leipzig und die Revolution in der DDR, Göttingen 
1993, S. 8. Vgl. auch Gerhard Rein, Die protestantische Revolution, Berlin 1990, sowie Wolf-Jürgen 
Grabner, Christiane Heinze, Detlef Pollack, Leipzig im Oktober, Berlin 1990. 
224 A.a.O., S. 9. 
225 Vgl. Helmut Holzhey (Hg.): Ethischer Sozialismus. Zur politischen Philosophie des Neukantia-
nismus, Frankfurt am Main 1994. 
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rer. Sie wollten nicht mehr Untertanen eines parteiadministrativen Systems 
sein. Lebensweltlich ging es gegen die Zerstörung der Substanz, gegen die 
Selbstzerstörung sowohl des äußeren Arbeits-, Lebens- und Wohnumfeldes 
wie der ‚inneren’ Person, die wir als Ich-Identität bezeichnen. Die Metapher 
der Rettung stand im Vordergrund: „Rettet unsere Altstädte! […] Rettet Leip-
zig, Dresden, Altenburg, Weimar, Meißen, Görlitz, Bautzen usw.“226 Und die 
Menschen? „Sie waren von innen mindestens so kaputt wie die Städte.“227 
Man hatte sich zu sehr an den grauen Alltag gewöhnt, was erst später so rich-
tig ins Auge sprang, als man die teilweise restaurierten Städte sah, die sich bei 
allen Schwierigkeiten wieder mit Leben füllen. Die lange andauernde Selbst-
zerstörung stützte sich auf eine starke Bereitschaft zum Gehorsam, während es 
in der alten BRD zu einer ‚Humanisierung des Staates’ (Elias) gekommen 
war, wovon sich durch den Institutionentransfer nun einiges auf die neuen 
Bundesländer überträgt. Diese Fingerzeige, so scheint mir, haben Konsequen-
zen für eine konstruktive politische Theorie. Gerade deswegen dürfen aber die 
Ereignisse von 1989 nicht allzu selektiv oder gar puristisch gesehen werden. 
Dreierlei ist vielmehr zu berücksichtigen: 

• die Bürgerbewegungen der Wende 
• die Wende hin zu einer Nationalstaatsvision in der Wende sowie  
• die schwierige Selbständigkeit der neuen Bundesländer, die auch 

Regionalisierung bedeutet.228 

Wir können die Geschichte von der Demonstrationskultur zur nationalen Re-
volution hier nicht nachzeichnen. Sicher ist, dass die Grenzöffnung der Vision 
einer besseren DDR schlagartig die Grundlage entzog: „An die Stelle einer 
Mehrheit von DDR-Verbessern trat eine Wiedervereinigungsmehrheit.“229 Die 
Grenzöffnung veränderte die Perspektiven der eigenen Hoffnungen, die man 
für eine kurze Lebenszeit, in der man schon genug Enttäuschungen erlebt 
hatte, haben konnte: „Wir leben nur einmal, darum Ja zur Wiedervereini-

                                                            
226 A.a.O., S. 11. 
227 A.a.O.. 
228 Vgl. Arthur Benz, Everhard Holtmann (Hg.), Gestaltung regionaler Politik, Opladen 1998. 
229 Zwahr, 1993, S. 142. 
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gung“, lautete nun die einleuchtende Antwort vieler Menschen auf die politi-
schen Probleme. Hinter der Vereinigung standen die Massenbürger. Diese 
Massenforderung wurde von der Wähler- und Vertretungsdemokratie aufge-
nommen und in neue Weichenstellungen umgesetzt. Der Systemwechsel war 
ein Ergebnis der nationalen Revolution, ‚der Wende in der Wende’. Wieder-
um ist Leipzig der Ort, an dem die Nationalstaatsvision formuliert wird: „Die 
Chance, die Teilung der Nation in zwei Staatsvölker zu überwinden, ist, aus 
welchen Gründen auch immer, auf den Straßen Leipzigs, einer Stadt, die im-
mer Stätte deutsch-deutscher Begegnung und zugleich Weltbegegnung war, 
schlagartig begriffen worden, und zwar von Menschen mit ‚archaischem 
Deutschlandbild’: einem Deutschlandbild, das nicht konzeptionell geprägt 
war, weder durch einen linken DDR-Mythos noch durch ein Status-quo-
Denken in den Kategorien europäischer Sicherheit.“230 Unter den genannten 
Bedingungen der Selbstbornierung konnte die Mehrheit der Menschen kaum 
noch eine andere Vision als Strategie ihres Handelns erkennen, als „mit der 
Nationalstaatsidee das System zu sprengen“: Sie drängten hinter der Mauer 
hervor mit allen ihren zurückgestauten Elementarbedürfnissen und ihrer Un-
beholfenheit, einer Folge ihrer unfreiwilligen Abschottung. Dieser Schritt von 
dem einen in das andere Deutschland löste auf beiden Seiten ungeheure Irrita-
tionen aus. Er war ein Ereignis ersten Ranges. Es hat Geschichte gemacht und 
unser aller Leben verändert.“231 Nur im Westen konnte die West- und Europa-
integration als akzeptabler (Total-)Ersatz für die Nation empfunden werden. 

Aus der politischen Mobilisierungslandkarte von 1989 geht hervor,232 dass in 
unzähligen, auch sehr kleinen Ortschaften in allen DDR-Bezirken – Schwer-
punkte in Sachsen sind freilich vorhanden, aber gar nicht so ausgeprägt – für 
die Einheit demonstriert worden ist. Dies unterstreicht die Bedeutung der 
Kommunen als Orte politischer Bewusstseinsbildung und Bewusstseinsexpres-
sion. Es waren nicht die Betriebe als sogenannte Kerne der Vergesellschaf-
tung, es waren auch nicht irgendwelche Massenstreiks wie am 17. Juni, die 
                                                            
230 A.a.O., S. 154f. 
231 A.a.O., S. 155. 
232 Bernd Lindner, Der Herbst 1989 und die Kommunikationsstrukturen der Straße, in: Kurt Imhof, 
Peter Schulz (Hg.), Kommunikation und Revolution, Zürich 1997, S. 435-452. 
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politisch wirksam wurden, sondern es waren diese Demonstrationen in den 
Gemeinden und Städten der DDR. Dahinter konnte letztlich nur ein nationales 
Projekt stehen, wie wäre sonst eine solch umfassende Mobilisierung möglich 
gewesen? Die Wende von 1989 hatte die Deutschen zu einem Zeitpunkt er-
reicht, als sich bei den Westdeutschen der totale Erfolg ihrer transnationalen, 
europäischen wie weltweiten Integration in einem westlichen wirtschaftlichen 
und politischen Großraum abzuzeichnen begann, während sich bei den Ost-
deutschen das endgültige Scheitern des Integrationsprozesses im östlichen 
RGW-Raum abzeichnete. Auf diesem Hintergrund ist es verständlich, dass die 
Mehrheit der Ostdeutschen kein besonderes Gehör für transnationale Integra-
tionsprozesse haben konnte. 

Der Fortgang zur deutschen Einheit hat das politische Nachdenken zu einem 
‚Hinterherdenken’ gemacht. Dieses Hinterherdenken ist indessen für eine 
demokratisch gesonnene politische Theorie notwendig, um wenigstens einige 
Haltepunkte zu gewinnen, die das alltägliche Leben gewöhnlicher Bürger 
nicht missachten. Die Koordinaten politischer Theorie sind breit gespannt und 
weittragend. Zu ihnen gehört die Erneuerung der föderalen Strukturen und die 
Wiederaufnahme der kommunalen Stadtverwaltung in der ehemaligen DDR, 
die trotz ernsten Schwierigkeiten nicht wieder in einer Staatsverwaltung wird 
übergehen können. Wieder ging bezeichnenderweise die Messestadt voran, 
wo man aus der Nikolaikirche direkt in eine Passage sieht, wo sich mithin 
protestantische Bürgerreligion und freier Handelsgeist verbinden, als Motor 
der ebenso weltoffenen wie heimatverbundenen Sachsen: „Schwarz-rot-gold, 
Sachsen-Freistadt, freies Europa!“ (13. November). Die demokratische natio-
nale Revolution war auch eine sächsische Revolution. Ob sie auch eine protes-
tantische Revolution war, ist umstritten. 

Zusammenfassend ergeben sich folgende Referenzen: 

• die Bürgergesellschaft im institutionell gegliederten Sinne (Zivilge-
sellschaft im weiteren Sinne) 

• Bürgerbewegungen und ihre Zivilcourage (Zivilgesellschaft im en-
geren Sinne) 
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• Weltort Stadt als Perspektive einer urbanen Bürgergesellschaft (z.B. 
Leipzig) 

• föderale Strukturen (z.B. das Land Sachsen) 
• Nationalstaatsvision (Deutschland einig Vaterland) 
• freies Europa nach dem Ende des Kalten Kriegs.  

Da hier auf der Ebene politischer Theorie argumentiert wird, sind diese Koor-
dinaten zum Teil bereits in den Begriffen einer urbanen transnationalen Bür-
gergesellschaft formuliert. Diese Referenzen sind indessen keine 
rationalistischen Theoriekonstrukte. Es sind vielmehr historisch-
phänomenologisch nachweisbare Bezugspunkte vieler Menschen in ihrem 
Alltag oder können es zumindest sein. Die politische Theorie als zurückhal-
tende, obgleich nicht bloß nachtrabende ‚praktische Theorieform’, Politik als 
praktische Philosophie in Gestalt aufgeklärter Eklektik, greift sie in konstruk-
tiver Absicht auf und stellt sie in einen verständlichen Zusammenhang, ohne 
das Feld einer moralischen Weltanschauung zu überlassen.  

Die Arbeit politischer Theorie bleibt sowohl im Grundsätzlichen wie im Kon-
kreten unabgeschlossen und fragmentarisch. Und das muss sie auch sein, da 
ihr Gegenstandsbereich selber dauerhaft in Bewegung ist. Auch wenn sie ihre 
historisch-geographischen Ausgangs- und zivilreligiösen Fixpunkte hat, muss 
sie doch versuchen, urban-aufgeklärt, offen-lernbereit und geduldig-neugierig 
zu bleiben. Auf diese Weise kann sie, in der Zeit, die sie hat (denn alles hat 
seine Zeit), kontinuierlich wachsen und etwas weitergeben. Vorgespurte Wege 
in die Zukunft gibt es nicht – den Weg machen die Menschen unter vorgefun-
denen Umständen in ihrer Gegenwart selbst. Diesbezüglich kann der selbstzu-
frieden-saturierte Westen vom zurückgeblieben-unzufriedenen Osten lernen, 
was es heißt, auf sich selbst gestellt etwas zu tun – ohne große Programme, 
die sich an falschen Größen orientieren.  

Seit der Zwischenkriegszeit integrierte eine komplexe Fortschrittsorientierung 
als Hintergrundkonzept moderne Gesellschaften, die zugleich demokratische 
Bürgergesellschaften waren. Dieses Konzept kam freilich erst in den wirt-
schafthistorisch so genannten langen fünfziger Jahren voll zum Tragen. In den 
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siebziger Jahren geriet es in eine Krise. Seitdem kumulieren die Krisen, was 
die Euphorie von 1989 nur für kurze Zeit in den Hintergrund drängen konnte. 
Die neuen sozialen Bewegungen in den 1980er Jahren starteten fünf vor 
zwölf, heute ist es fünf nach zwölf. Die Kritik, die sich inzwischen am Fort-
schrittskonzept gesammelt hat, ist gewiss etwas anderes als eine Wiederho-
lung der rechten Kulturkritik nach dem 1. Weltkrieg. Expertise, 
Differenziertheit und Selbstkritik zeichnen sie aus, so dass man allenthalben 
in Verständigungs- und Orientierungsversuche eingetreten ist, denken wir nur 
an die Ökologiekritik, welche Impulse aus den 60er Jahren fortführt. Wenn 
daraus in allen gesellschaftlichen Bereichen verbindliche Dialoge werden, 
welche die Entscheidungssicherheit verbessern helfen, so ist dies ein gutes 
Zeichen. Bezogen auf die Gesamtgesellschaft muss man jedoch von einer 
Stagnationskrise sprechen (‚rasender Stillstand’). Sieht man vom ‚Kaufhaus 
des Westens’ ab, so ist es erschreckend wenig – vergleicht man mit den sech-
ziger und siebziger Jahren –, was heute der Westen dem Osten anbieten kann. 
Beide werden deshalb eigenkonstruktive lokalere und regionalere Antworten 
suchen müssen, die Verschiedenes kombinieren. In dieser Hinsicht bleibt Ber-
lin-Brandenburg eine interessante Testregion.  
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Politische Theorie hat ihre Zeit und ihren Ort.

Die Potsdamer Reihe ‚Region-Nation-Europa’ geht von der Region Berlin-
Brandenburg in der neuen Mitte Europas aus.

Durch den europäischen Integrationsprozess gibt es tief eingreifende 
Entscheidungen, die von den Bevölkerungen diskutiert und bestätigt 
werden müssen.

Politische Theorie muss in der Fortschrittskrise einer verstädterten Welt 
urban aufgeklärte Theorie sein, sie ist ein Produkt der Stadt und nicht 
der Schule.
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